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II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

RAT

RICHTLINIE 92/49/EWG DES RATES

vom 18. Juni 1992

zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften für die Direktversicherung (mit
Ausnahme der Lebensversicherung) sowie zur Änderung der Richtlinien 73 /239/EWG und

88/357/EWG (Dritte Richtlinie Schadenversicherung)

DER RAT DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gesützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf Artikel 57
Absatz 2 und Artikel 66,

auf Vorschlag der Kommission ( 1 ),

in Zusammenarbeit mit dem Europäischen Parlament (2),

Richtlinie 73 /239/EWG (4) hat dadurch in hohem
Maße zur Verwirklichung des Binnenmarktes in der
Direktversicherung (mit Ausnahme der Lebensversi­
cherung) beigetragen, daß sie Versicherungsneh­
mern , die aufgrund ihrer Eigenschaft, ihrer Bedeu­
tung oder der Art des zu deckenden Risikos keinen
besonderen Schutz in dem Mitgliedstaat benötigen,
in dem das Risiko belegen ist, die uneingeschränkte
Wahlfreiheit auf einem größtmöglichen Versiche­
rungsmarkt einräumte .

(3 ) Die Richtlinie 88 /357/EWG stellt folglich einen
bedeutenden Abschnitt bei der Verschmelzung der
einzelstaatlichen Märkte zu einem einheitlichen Bin­
nenmarkt dar: dieser Abschnitt muß durch weitere
Gemeinschaftsinstrumente ergänzt werden, damit es
allen Versicherungsnehmern, unabhängig von ihrer
Eigenschaft, ihrer Bedeutung oder der Art der zu
deckenden Risiken ermöglicht wird, jeden Versiche­
rer mit Sitz in der Gemeinschaft zu wählen, der in ihr
seine Geschäftstätigkeit im Rahmen der Niederlas­
sungs- oder der Dienstleistungsfreiheit ausübt, wobei
ihnen gleichzeitig ein angemessener Schutz zu
gewährleisten ist .

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschus­
ses ( 3 ),

in Erwägung nachstehender Gründe:

( 1 ) Der Binnenmarkt m der I^irektversicherung (mit
Ausnahme der Lebensversicherung) muß unter dem
doppelten Gesichtspunkt der Niederlassungsfreiheit
und des freien Dienstleistungsverkehrs vollendet
werden, um es den Versicherungsunternehmen mit
Sitz in der Gemeinschaft zu erleichtern, in der
Gemeinschaft belegene Risiken zu decken.

(2) Die Zweite Richtlinie 88 /357/EWG des Rates vom
22. Juni 1988 zur Koordinierung der Rechts- und
Verwaltungsvorschriften für die Direktversicherung
(mit Ausnahme der Lebensversicherung) und zur
Erleichterung der tatsächlichen Ausübung des freien
Dienstleistungsverkehrs sowie zur Änderung der

(4) Die vorliegende Richtlinie fügt sich in das gemein­
schaftliche Normenwerk ein, das insbesondere mit
der Ersten Richtlinie 73 /239/EWG des Rates vom
24. Juli 1973 zur Koordinierung der Rechts- und

(!) ABl . Nr. C 244 vom 28 . 9 . 1990 , S. 28 , und
ABl . Nr. C 93 vom 13 . 4. 1992 , S. 1 .

(2) ABl . Nr . C 67 vom 16. 3 . 1992, S. 98 , und
ABl. Nr. C 150 vom 15 . 6 . 1992 .

(4) ABl. Nr. L 172 vom 4 . 7. 1988 , S. 1 . Richtlinie geändert durch
die Richdinie 90/61 8 /EWG (ABl . Nr. L 330 vom 29. 11 .
1990, S. 44).(3 ) ABl . Nr. C 102 vom 18 . 4 . 1991 , S. 7.
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Verwaltungsvorschriften betreffend die Aufnahme
und Ausübung der Tätigkeit der Direktversicherung
mit Ausnahme der Lebensversicherung ( 1 ) und mit
der Richtlinie 91 /674/EWG des Rates vom 19 .
Dezember 1991 betreffend die Jahresabschlüsse und
konsolidierten Abschlüsse der Versicherungsunter­
nehmen ( 2 ) geschaffen wurde .

(5 ) Der gewählte Ansatz besteht in einer wesentlichen,
notwendigen und ausreichenden Harmonisierung,
um zu einer gegenseitigen Anerkennung der Zulas­
sungen und der Aufsichtssysteme zu gelangen , die
die Erteilung einer einheitlichen, innerhalb der gan­
zen Gemeinschaft gültigen Zulassung sowie die
Anwendung des Grundsatzes der Aufsicht durch den
Herkunftsmitgliedstaat erlaubt .

( 6) Folglich hängen künftig der Zugang zum Versiche­
rungsgeschäft und die Ausübung des Versicherungs­
geschäfts von einer einheitlichen Zulassung ab , die
von den Behörden des Mitgliedstaats erteilt wird, in
dem das Versicherungsunternehmen seinen Sitz hat.
Diese Zulassung erlaubt es dem Unternehmen, über­
all in der Gemeinschaft im Rahmen der Niederlas­
sungsfreiheit oder der Dienstleistungsfreiheit Ge­
schäfte zu betreiben. Der Mitgliedstaat der Zweig­
niederlassung oder der Dienstleistung kann von Ver­
sicherungsunternehmen, die in ihm tätig werden
möchten und schon im Herkunftsmitgliedstaat zuge­
lassen sind, keine neue Zulassung mehr verlangen.
Es ist also erforderlich , die Richtlinien 73 /239 /
EWG und 88 /357/EWG in diesem Sinne zu
ändern.

cherungsunternehmens in der ganzen Gemeinschaft
sowohl im Rahmen der Niederlassungsfreiheit als
auch im Rahmen der Dienstleistungsfreiheit zu
gewährleisten . Insbesondere müssen sie angemessene
Vorbeugemaßnahmen ergreifen oder Sanktionen ver­
hängen können , um Unregelmäßigkeiten und Ver­
stöße gegen Vorschriften des Versicherungsaufsichts­
rechts zu verhindern .

( 10) Der Binnenmarkt umfaßt einen Raum ohne Binnen­
grenzen und beinhaltet den Zügang zu allen Versi­
cherungstätigkeiten — mit Ausnahme der Lebensver­
sicherung — in der ganzen Gemeinschaft und damit
die Möglichkeit für jeden zugelassenen Versicherer,
jedes im Anhang zur Richtlinie 73 /239/EWG
genannte Risiko zu decken . Deshalb müssen Mono­
pole gewisser Anstalten, die in einigen Mitgliedstaa­
ten bestimmte Risiken decken, aufgehoben werden.

( 11 ) Es ist notwenidg, die Vorschriften über die Bestands­
übertragung an die durch die vorliegende Richtlinie
eingeführte rechtliche Regelung der einheitlichen
Zulassung anzupassen .

( 12 ) Die Richtlinie 91 / 674/EWG hat die wesendiche
Harmonisierung der Vorschriften der Mitgliedstaa­
ten über technische Rückstellungen, die die Versi­
cherer zur Sicherstellung der übernommenen Ver­
pflichtungen bilden müssen, bereits vorgenommen;
damit kann auch bezüglich dieser Rückstellungen
der Grundsatz der gegenseitigen Anerkennung zur
Anwendung kommen .

( 13 ) Es ist angebracht , die Vorschriften über die
Mischung der die technischen Rückstellungen bedek­
kenden Vermögenswerte sowie die Lokalisierungs­
und Kongruenzregeln zu koordinieren, um die
gegenseitige Anerkennung der Vorschriften der Mit­
gliedstaaten zu erleichtern . Bei dieser Koordinierung
ist die durch die Richtlinie 88 /361 /EWG des Rates
vom 24 . Juni 1988 zur Durchführung von Artikel 67
des Vertrages ( 3 ) zur Liberalisierung des Kapitalver­
kehrs erlassenen Maßnahmen sowie die im Hinblick
auf die Vollendung der Wirtschafts- und Währungs­
union erzielten Fortschritte der Gemeinschaft zu
berücksichtigen .

( 14 ) Der Herkunftsmitgliedstaat darf jedoch von den
Versicherungsunternehmen nicht verlangen, die Ver­
mögenswerte, die die versicherungstechnischen
Rückstellungen bedecken, in bestimmten Kategorien
von Vermögenswerten anzulegen, da derartige
Bestimmungen nicht mit den in der Richtlinie 88 /
361 /EWG vorgesehenen Maßnahmen zur Liberali­
sierung des Kapitalverkehrs zu vereinbaren sind .

( 15 ) In Erwartung einer Richtlinie über Wertpapier­
dienstleistungen, durch die unter anderem die Defi­

(7) Die Aufsicht über die finanzielle Solidität des Versi­
cherungsunternehmens, insbesondere über seine Sol­
vabilität und die Bildung ausreichender versiche­
rungstechnischer Rückstellungen sowie deren Bedek­
kung durch kongruente Vermögenswerte, ist künftig
von den zuständigen Behörden des Herkunftsmit­
gliedstaats wahrzunehmen.

(8 ) In einigen Artikeln dieser Richtlinie sind nur Min­
destvorschriften festgelegt. Der Herkunftsmitglied­
staat kann für die von seinen zuständigen Behörden
zugelassenen Versicherungsunternehmen strengere
Regelungen erlassen .

(9) Die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten müs­
sen über die notwendigen Aufsichtsmittel verfügen,
um die geordnete Ausübung der Tätigkeit des Versi­

(') ABl . Nr. L 228 vom 16. 8 . 1973 , S. 3 . Richtlinie zuletzt
geändert durch die Richtlinie 90/618 /EWG (ABl . Nr. L 330
vom 29 . 11 . 1990 , S. 44).

(2) ABl . Nr . L 374 vom 31 . 12 . 1991 , S. 7 . (3 ) ABl . Nr. L 178 vom 8 . 7 . 1988 , S. 5 ,
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nition des Begriffs „geregelter Markt" harmonisiert
wird , muß dieser Begriff für die Zwecke der vorlie­
genden Richtlinie unbeschadet der künftigenHarmo­
nisierung vorläufig definiert werden; diese vorläufige
Definition wird durch die auf Gemeinschaftsebene
harmonisierte Definition ersetzt werden , aufgrund
deren die einschlägigen Befugnisse , die durch die
vorliegende Richtlinie vorübergehend dem Her­
kunftsmitgliedstaat des Versicherungsunternehmens
übertragen werden, an den Herkunftsmitgliedstaat
des Marktes übergehen .

( 16) Es ist angebracht , die Liste der Eigenmittel , die die
in der Richtlinie 73 /239 /EWG vorgeschriebene Sol­
vabilitätsspanne bilden können, zu vervollständigen,
um neue Finanzinstrumente und die Möglichkeiten
zu berücksichtigen, die auch anderen Finanzinstitu­
ten bei der Aufstockung der Eigenmittel zugestanden
wurden.

(20) Die Mitgliedstaaten müssen in der Lage sein , darauf
zu achten , daß die angebotenen Versicherungslei­
stungen und die zur Versicherung der auf ihrem
Staatsgebiet belegenen Risiken verwendeten Ver­
tragsdokumente den besonderen gesetzlichen und
zum Schutz des Allgemeininteresses erlassenen Vor­
schriften entsprechen , wobei es gleichgültig ist, ob
die betreffenden Versicherungsgeschäfte im Rahmen
der Niederlassungsfreiheit oder der Dienstleistungs­
freiheit getätigt werden. Die hierfür angewandten
Aufsichtssysteme müssen im Sinne des Binnenmark­
tes ausgestaltet werden, aber keine Vorbedingung
für die Ausübung der Versicherungstätigkeit darstel­
len . In dieser Hinsicht erscheinen Systeme der Vor­
abgenehmigung von Versicherungsbedingungen
nicht gerechtfertigt . Es ist folglich angebracht , ande­
re Systeme vorzusehen, die den Erfordernissen des
Binnenmarktes besser entsprechen und es den Mit­
gliedstaaten trotzdem erlauben, einen angemessenen
Schutz der Versicherungsnehmer zu gewährleisten .

( 21 ) Es ist wünschenswert , daß der Versicherungsneh­
mer, wenn es sich um eine natürliche Person handelt ,
von den Versicherungsunternehmen über das auf
den Vertrag anwendbare Recht sowie über die
Bestimmungen zur Bearbeitung von den Vertrag
betreffenden Beschwerden unterrichtet wird .

(22) In einigen Mitgliedstaaten tritt die private oder frei­
willige Krankenversicherung ganz oder teilweise an
die Stelle des durch die Sozialversicherungssysteme
gebotenen Schutzes im Krankheitsfall .

( 17) Im Rahmen eines integrierten Versicherungsmarktes
ist es angebracht , den Versicherungsnehmern, die
aufgrund ihrer Eigenschaft , ihrer Bedeutung oder
der Art des zu deckenden Risikos keinen besonderen
Schutz in dem Mitgliedstaat benötigen, in dem das
Risiko belegen ist , die volle Wahlfreiheit bezüglich
des auf den Versicherungsvertrag anwendbaren
Rechts einzuräumen.

( 18 ) Die Harmonisierung des für den Versicherungsver­
trag geltenden Rechts ist keine Vorbedingung für die
Verwirklichung des Binnenmarktes im Versiche­
rungssektor. Die den Mitgliedstaaten belassene
Möglichkeit , die Anwendung ihres eigenen Rechts
für Versicherungsverträge vorzuschreiben, die in
ihrem Staatsgebiet belegene Risiken decken, stellt
deshalb eine hinreichende Sicherung für diejenigen
Versicherungsnehmer dar , die einen besonderen
Schutz benötigen .

(23 ) Die Art und die soziale Wirkung der Krankenversi­
cherungsverträge rechtfertigen es , daß die Behörden
des Mitgliedstaats, in dem das Risiko belegen ist,
eine systematische Mitteilung der allgemeinen und
besonderen Versicherungsbedingungen verlangen
können, um zu prüfen, ob diese Verträge ganz oder
teilweise den Schutz ersetzen können, der durch das
Sozialversicherungssystem gewährt wird . Eine solche
Überprüfung soll aber keine Vorbedingung für den
Vertrieb des Produkts sein . Die besondere Art der
Krankenversicherung, die ganz oder teilweise an die
Stelle des durch das Sozialversicherungssystem gebo­
tenen Schutzes im Krankheitsfall tritt, unterscheidet
sie von anderen Zweigen der Schadensversicherung
und der Lebensversicherung insofern, als sicherzu­
stellen ist , daß die Versicherungsnehmer unabhängig
von ihrem Alter oder Risikoprofil tatsächlich eine
private oder freiwillige Krankenversicherung in
Anspruch nehmen können .

( 19 ) Im Rahmen des Binnenmarktes liegt es im Interesse
des Versicherungsnehmers, daß er Zugang zu einer
möglichst weiten Palette von in der Gemeinschaft
angebotenen Versicherungsprodukten hat, um aus
ihnen das seinen Bedürfnissen am besten entspre­
chende Angebot auswählen zu können. Der Mit­
gliedstaat, in dem das Risiko belegen ist , hat darauf
zu achten, daß alle in der Gemeinschaft angebotenen
Versicherungsprodukte ungehindert auf seinem Ho­
heitsgebiet vertrieben werden können , soweit sie
nicht den gesetzlichen Vorschriften, die in diesem
Mitgliedstaat das Allgemeininteresse schützen, zuwi­
derlaufen und dieses Interesse nicht durch die Regeln
des Herkunftsmitgliedstaats geschützt wird; dies gilt
jedoch nur unter der Bedingung, daß die betreffen­
den Vorschriften in nicht-diskriminierender Weise
auf alle Unternehmen angewendet werden, die in
diesem Mitgliedstaat Geschäfte betreiben, und daß
sie für das gewünschte Ziel objektiv erforderlich und
angemessen sind .

\

(24) Einige Mitgliedstaaten haben zu diesem Zweck
besondere Rechtsvorschriften erlassen . Aus Gründen
des Allgemeininteresses können Rechtsvorschriften
erlassen oder beibehalten werden, sofern sie die
Niederlassungs- und Dienstleistungsfreiheit nicht
unverhältnismäßig einschränken; allerdings müssen
diese Rechtsvorschriften unabhängig vom Herkunft­
staat des Unternehmens in gleicher Weise angewandt
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werden. Diese Rechtsvorschriften können entspre­
chend den Bedingungen in jedem Mitgliedstaat
unterschiedlich ausgestaltet sein . Sie können eine
uneingeschränkte Beitrittsmöglichkeit, eine Beitrags­
bemessung nach dem Prinzip der Einheitsprämie und
lebenslangen Versicherungsschutz vorsehen . Dassel­
be Ziel kann alternativ dadurch erreicht werden, daß
den Unternehmen, die private oder freiwillige Kran­
kenversicherungen anbieten, vorgeschrieben wird,
Standardverträge, die denselben Schutz wie das
gesetzliche Sozialversicherungssystem vorsehen, für
einen Beitragssatz anzubieten, der einen vorgeschrie­
benen Höchstsatz nicht übersteigt, und sich an einem
Verlustausgleichssystem zu beteiligen . Es kann auch
vorgeschrieben werden , daß die private oder freiwil­
lige Krankenversicherung in technischer Hinsicht so
zu betreiben ist wie die Lebensversicherung.

(25 ) Aufgrund der durch die Richtlinie 73 /239 / EWG in
der Fassung der vorliegenden Richdinie erreichten
Koordinierung ist die der Bundesrepublik Deutsch­
land in Artikel 7 Absatz 2 Buchstabe c) der Richtli­
nie 73 /239 / EWG eingeräumte Möglichkeit, die
Kumulierung der Krankenversicherung mit anderen
Versicherungszweigen zu verbieten, nicht mehr
gerechtfertigt und deshalb aufzuheben.

der Versicherungstätigkeit in seinem Staatsgebiet im
Rahmen der Niederlassungsfreiheit und der Dienst­
leistungsfreiheit zu verbieten. Es ist daher ange­
bracht, diese den Mitgliedstaaten in der Richtlinie
88 /357 /EWG zugestandene Möglichkeit aufzuhe­
ben.

(29 ) Es ist angebracht , Sanktionen für den Fall vorzuse­
hen, daß das Versicherungsunternehmen in dem
Mitgliedstaat, in dem das Risiko belegen ist, sich
nicht an die Vorschriften zum Schutz des Allge­
meininteresses hält , denen es unterliegt.

(30) In einigen Mitgliedstaaten werden Versicherungsver­
träge keiner indirekten Steuer unterworfen, während
die Mehrheit der Mitgliedstaaten auf Versicherungs­
verträge besondere Steuern oder andere Abgaben
einschließlich Zuschlägen für Kompensationsfonds
erhebt. Zwischen den Mitgliedstaaten, die diese
Steuern und Abgaben erheben, bestehen erhebliche
Unterschiede hinsichtlich der Gestaltung und der
Sätze der Steuern und Abgaben. Diese Unterschiede
dürfen nicht zu Wettbewerbsverzerrungen beim
Angebot von Versicherungen zwischen den Mitglied­
staaten führen . Vorbehaltlich einer späteren Harmo­
nisierung kann dem dadurch begegnet werden, daß
man das Steuersystem und andere Abgabensysteme
des Mitgliedstaats anwendet, in dem das Risiko
belegen ist . Es obliegt den Mitgliedstaaten, die
Modalitäten festzulegen , nach denen die Erhebung
dieser Steuern und Abgaben sichergestellt werden
kann .

(31 ) Um neuen Entwicklungen im Versicherungsbereich
Rechnung zu tragen, kann es sich von Zeit zu Zeit
als erforderlich erweisen , technische Anpassungen an
den in dieser Richdinie niedergelegten detaillierten
Regeln vorzunehmen. Die Kommission wird solche
Anpassungen, sofern sie notwendig sind, nach Kon­
sultation des durch die Richtlinie 91 / 675 /EWG (*)
eingesetzten Versicherungsausschusses in Ausübung
der ihr nach dem Vertrag übertragenen Ausfüh­
rungsbefugnisse vornehmen .

(32) Es ist notwenidg, besondere Vorschriften vorzuse­
hen, um den Übergang von der im Zeitpunkt der
Anwendung dieser Richtlinie bestehenden rechtli­
chen Regelung zu der von dieser Richtlinie geschaffe­
nen Regelung zu gewährleisten. Ziel dieser Vor­
schriften muß es sein , eine zusätzliche Arbeitsbela­
stung der zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten
zu vermeiden.

(33 ) Im Sinne des Artikels 8c des Vertrages ist der
Umfang der Anstrengungen, der bestimmten Volks­
wirtschaften mit unterschiedlichem Entwicklungs­
stand abverlangt wird, zu berücksichtigen. Deshalb
ist für bestimmte Mitgliedstaaten eine Ubergangsre­
gelung festzulegen, die eine schrittweise Anwendung
dieser Richtlinie ermöglicht —

(26 ) Die Mitgliedstaaten können von jedem Versiche­
rungsunternehmen, das in ihrem Staatsgebiet auf
eigenes Risiko in der Pflichtversicherung von
Arbeitsunfällen tätig ist , die Einhaltung der in ihrem
innerstaadichen Recht eigens für diese Pflichtversi­
cherung vorgesehenen Vorschriften verlangen. Aus­
genommen hiervon sind die Vorschriften über die
Finanzaufsicht , die in die ausschließliche Zuständig­
keit des Herkunftsmitgliedstaats fallen .

(27 ) Die Ausübung der Niederlassungsfreiheit erfordert
eine ständige Anwesenheit im Mitgliedstaat der
Zweigniederlassung. Bei der Kfz-Haftpflichtversiche­
rung setzt die Berücksichtigung der besonderen
Interessen der Versicherten und der Geschädigten
voraus , daß es im Mitgliedstaat der Zweigniederlas­
sung geeignete Strukturen gibt, die für die Sammlung
aller notwendigen Informationen über derartige
Schadensfälle zuständig sind und über hinreichende
Befugnisse verfügen, um das Unternehmen gegen­
über denjenigen zu vertreten, die einen Schaden
erlitten haben und eine Entschädigung verlangen
können, einschließlich der Zahlung dieser Entschädi­
gung, und um das Unternehmen in bezug auf diese
Entschädigungsforderungen vor den Gerichten und
Behörden dieses Mitgliedstaats zu vertreten oder
nötigenfalls vertreten zu lassen .

(28 ) Im Rahmen des Binnenmarktes ist es keinem Mit­
gliedstaat mehr gestattet , die gleichzeitige Ausübung (M ABl. Nr. L 374 vom 31 . 12 . 1991 , S. 32.
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HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN :

TITEL I

j ) geregelter Markt: Finanzmarkt, der bis zur Fesuegung
einer Definition im Rahmen einer Richtlinie über Wert­
papierdienstleistungen von dem Herkunftsmitgliedstaat
des Unternehmens als geregelter Markt angesehen wird
und dadurch gekennzeichnet ist ,
— daß er regelmäßig funktioniert und
— daß von den entsprechenden Behörden erlassene

oder genehmigte Bestimmungen die Markttätigkeit,
den Marktzugang und, im Fall der Richtlinie 79 /
279 / EWG des Rates vom 5 . März 1979 zur Koor­
dinierung der Bedingungen für die Zulassung von
Wertpapieren zur amtlichen Notierung an einer
Wertpapierbörse ( 3), die in dieser Richtlinie festge­
legten Bedingungen für die Zulassung zur Notie­
rung bzw., wenn die genannte Richtlinie keine
Anwendung findet, die Bedingungen regelt, unter
denen diese Finanzinstrumente auf dem Markt
gehandelt werden dürfen.

Ein geregelter Markt im Sinne der vorliegenden Richtli­
nie kann in einem Mitgliedstaat oder in einem Drittland
liegen . Im letzteren Fall muß der Markt von dem
Herkunftsmitgliedstaat des Unternehmens anerkannt
sein und vergleichbaren Anforderungen entsprechen .
Die Qualität der dort gehandelten Finanzinstrumente
muß der Qualität der Instrumente vergleichbar sein, die
auf dem geregelten Markt bzw. den geregelten Märkten
des betreffenden Mitgliedstaats gehandelt werden;

k) zuständige Behörden: diejenigen einzelstaatlichen Be­
hörden, die aufgrund von Rechts- oder Verwaltungs­
vorschriften die Aufsichtsbefugnis über Versicherungs­
unternehmen innehaben.

BEGRIFFSBESTIMMUNGEN UND ANWENDUNGSBEREICH

Artikel 1

Im Sinne dieser Richtlinie bedeutet

a) Versicherungsunternehmen: jedes Unternehmen, das
gemäß Artikel 6 der Richtlinie 73 /239/EWG die
behördliche Zulassung erhalten hat;

b) Zweigniederlassung: jede Agentur oder Zweigniederlas­
sung eines Versicherungsunternehmens unter Berück­
sichtigung des Artikels 3 der Richtlinie 88 /357/EWG;

c) Herkunftsmitgliedstaat: der Mitgliedstaat, in welchem
sich der Sitz des Versicherungsunternehmens befindet,
das das Risiko deckt;

d ) Mitgliedstaat der Zweigniederlassung: der Mitglied­
staat, in dem sich die Zweigniederlassung befindet ,
welche das Risiko deckt ;

e) Mitgliedstaat der Dienstleistung: der Mitgliedstaat , in
dem das Risiko gemäß Artikel 2 Buchstabe d) der
Richtlinie 88 /357/EWG belegen ist , wenn es von
einem Versicherungsunternehmen oder von einer
Zweigniederlassung aus einem anderen Mitgliedstaat
gedeckt wird;

f) Kontrolle: das Verhältnis zwischen einer Muttergesell­
schaft und einer Tochtergesellschaft, wie in Artikel 1
der Richtlinie 83 / 349 /EWG i 1 ) vorgesehen, oder ein
gleichgeartetes Verhältnis zwischen einer natürlichen
oder juristischen Person und einem Unternehmen;

g) qualifizierte Beteiligung: das direkte oder indirekte Hal­
ten von wenigstens 10 v . H. des Kapitals oder der
Stimmrechte eines Unternehmens oder jede andere
Möglichkeit der Wahrnehmung eines maßgeblichen
Einflusses auf die Geschäftsführung des Unternehmens,
an dem eine Beteiligung gehalten wird .

Bei der Anwendung dieser Definition im Rahmen der
Artikel 8 und 15 sowie der anderen in Artikel 15 der
vorliegenden Richtlinie bezeichneten Beteiligungs­
schwellen werden die in Artikel 7 der Richtlinie 88 /
627/ EWG ( 2 ) bezeichneten Stimmrechte berücksich­
tigt;

h ) Mutterunternehmen: ein Mutterunternehmen im Sinne
der Artikel 1 und 2 der Richtlinie 83 /349/EWG;

i) Tochterunternehmen: ein Tochterunternehmen im Sin­
ne der Artikel 1 und 2 der Richtlinie 83 /349 /EWG;
jedes Tochterunternehmen eines Tochterunternehmens
wird ebenfalls als Tochterunternehmen des Mutterun­
ternehmens angesehen, das an der Spitze dieser Unter­
nehmen steht;

Artikel 2

( 1 ) Diese Richtlinie findet auf die in Artikel 1 der Richtli­
nie 73 /239 / EWG bezeichneten Versicherungen und Unter­
nehmen Anwendung.

(2) Diese Richtlinie ist weder auf Versicherungen und
Geschäftsvorgänge noch auf Unternehmen und Institutio­
nen , auf die die Richtlinie 73 / 239/EWG keine Anwendung
findet, noch auf die in Artikel 4 derselben Richtlinie
genannten Anstalten anwendbar.

Artikel 3

Ungeachtet des Artikels 2 Absatz 2 treffen die Mitgliedstaa­
ten alle Vorkehrungen, damit die für den Zugang zur
Tätigkeit in bestimmten Versicherungszweigen bestehenden
Monopole, die den in ihrem Staatsgebiet errichteten Anstal­
ten gewährt wurden und in Artikel 4 der Richtlinie 73 /
239 /EWG aufgeführt sind, spätestens zum 1 . Juli 1994
abgeschafft werden.

(!) ABl . Nr. L 193 vom 18 . 7 . 1983 , S. 1 .
(2 ) ABl . Nr. L 348 vom 17. 12 . 1988 , S. 62.

(3 ) ABl. Nr. L 66 vom 13 .. 3 . 1979 , S. 21 . Richtlinie zuletzt
geändert durch die Richtlinie 82/ 148 /EWG (ABl . Nr. L 62
vom 5 . 3 . 1982 , S. 22).
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TITEL II a ) eine der folgenden Formen annehmen:

AUFNAHME DER VERSICHERUNGSTATIGKEIT
— im Königreich Belgien : „société anonyme"/

„naamloze vennootschap", „société en comman­
dite par actions"/ „commanditaire vennootschap
op aandelen", „association d'assurance mutuel­
le" / „onderlinge verzekeringsvereniging", „société ,
coopérative" / „coöperatieve vennootschap" ;

— im Königreich Dänemark: „aktieselskaber", „gen­
sidige selskaber";

— in der Bundesrepublik Deutschland: „Aktienge­
sellschaft", „Versicherungsverein auf Gegenseitig­
keit", „öffentlich-rechtliches Wettbewerbsversi­
cherungsunternehmen";

Artikel 4

Artikel 6 der Richtlinie 73 / 239 /EWG erhält folgende
Fassung:

„Artikel 6

Die Aufnahme der Direktversicherungstätigkeit ist von
einer vorherigen behördlichen Zulassung abhängig.

Diese Zulassung muß bei den Behörden des Herkunfts­
mitgliedstaats beantragt werden von
a) Unternehmen , die ihren Sitz im Staatsgebiet dieses

Mitgliedstaats begründen ,
b ) Unternehmen , die die Zulassung gemäß Unterabsatz

1 erhalten haben und ihre Tätigkeit auf einen ganzen
Versicherungszweig oder auf andere Versicherungs­
zweige ausdehnen."

— in der Französischen Republik: „société anony­
me", „société d'assurance mutuelle", „institution
de prévoyance régie par le code de la sécurité
sociale", „institution de prévoyance régie par le
code rural", „mutuelles régies par le code de la
mutualité";

— in Irland: „incorporated companies limited by
shares or by guarantee or unlimited";

— in der Italienischen Republik: „società per azio­
ni", „società cooperativa", „mutua di assicurazio­
—„«.ne ;

— im Großherzogtum Luxemburg: „société anony­
me", „société en commandite par actions", „asso­
ciation d'assurances mutuelles", „société coopéra­
tive";

— im Königreich der Niederlande: "naamloze ven­
nootschap", „onderlinge waarborgmaatschap­
pu ;

Artikel 5

Artikel 7 der Richtlinie 73 /239 /EWG erhält folgende
Fassung:

„Artikel 7

( 1 ) Die Zulassung gilt für die gesamte Gemeinschaft .
Sie erlaubt dem Unternehmen, dort Tätigkeiten auszu­
üben, sei es im Rahmen der Niederlassungsfreiheit , sei es
im Rahmen der Dienstleistungsfreiheit .

( 2) Die Zulassung wird für jeden Versicherungszweig
gesondert erteilt . Sie bezieht sich jeweils auf den ganzen
Zweig, es sei denn , daß der Antragsteller nur einen Teil
der Risiken dieses Versicherungszweigs zu decken beab­
sichtigt , die unter Buchstabe A des Anhangs fallen .

Jedoch
a) kann jeder Mitgliedstaat die Zulassung auch für

mehrere Versicherungszweige gemeinsam unter der
im Anhang unter Buchstabe B genannten zusammen­
fassenden Bezeichnung erteilen;

b ) umfaßt die für einen oder mehrere Versicherungs­
zweige erteilte Zulassung auch die Deckung zusätzli­
cher Risiken in einem anderen Versicherungszweig,
wenn die im Anhang unter Buchstabe C vorgesehe­
nen Bedingungen erfüllt sind."

— im Vereinigten Königreich : „incorporated compa­
nies limited by shares or by guarantee or unlimi­
ted", „societies registered under the Industrial
and Provident Societies Acts", „societies registe­
red under the Friendly Societies Acts", „the asso­
ciation of underwriters known as Lloyd's";

— in der Griechischen Republik: „ανώνυμη εται­
ρία", „αλληλασφαλιστικός συνεταιρισμός";

— im Königreich Spanien : „sociedad anónima", „so­
ciedad mutua", „sociedad cooperativa";

— in der Portugiesischen Republik : „sociedade
anónima", „mútua de seguros".

Das Versicherungsunternehmen kann ferner die
Rechtsform der Europäischen Aktiengesellschaft an­
nehmen, wenn diese geschaffen wird .

Artikel 6

Artikel 8 der Richtlinie 73 /239/EWG erhält folgende
Fassung:

„Artikel 8

( 1 ) Der Herkunftsmitgliedstaat verlangt, daß die Versi­
cherungsunternehmen, die ihre Zulassung beantragen,

Ferner können die Mitgliedstaaten gegebenenfalls
öffentlich-rechtliche Unternehmen schaffen, wenn



11 . 8 . 92 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 228 /7

(4) Die Erteilung der Zulassung nach diesen Bestim­
mungen darf nicht von einer Prüfung der Marktbedürf­
nisse abhängig gemacht werden."

diese Einrichtungen zum Ziel haben, Versicherungs­
geschäfte unter gleichen Bedingungen wie private
Unternehmen durchzuführen;

b) ihren Gesellschaftszweck unter Ausschluß jeder ande­
ren Geschäftstätigkeit auf die Versicherungstätigkeit
und auf solche Geschäfte beschränken, die unmittel­
bar hiermit in Zusammenhang stehen ;

c) einen Tätigkeitsplan gemäß Artikel 9 vorlegen;

d) über den Mindestbetrag für den Garantiefonds nach
Artikel 17 Absatz 2 verfügen;

e) wirklich von Personen geleitet werden , die die erfor­
derliche Zuverlässigkeit und die notwendige fachliche
Qualifikation bzw. Berufserfahrung besitzen .

(2) Beantragt ein Unternehmen die Genehmigung zur
Ausdehnung seiner Tätigkeit auf andere Versicherungs­
zweige oder zur Ausdehnung einer Zulassung, die nur
einen Teil der Risiken eines Versicherungszweigs
umfaßt, so muß es einen Tätigkeitsplan gemäß Artikel 9
vorlegen.

Es muß außerdem nachweisen, daß es über die Solvabili­
tätsspanne nach Artikel 16 sowie, falls für diese anderen
Versicherungszweige gemäß Artikel 17 Absatz 2 ein
höherer Mindestbetrag für den Garantiefonds als zuvor
erforderlich ist, über diesen Mindestbetrag verfügt.

(3 ) Diese Richtlinie steht der Möglichkeit nicht entge­
gen, daß die Mitgliedstaaten Rechts- oder Verwaltungs­
vorschriften einfuhren oder beibehalten, die die Genehi­
gung der Satzung und die Übermittlung aller für die
ordnungsgemäße Aufsicht erforderlichen Dokumente
vorschreiben .

Artikel 7

Artikel 9 der Richtlinie 73 / 239/EWG erhält folgende
Fassung:

„Artikel 9

Der in Artikel 8 Absatz 1 Buchstabe c) genannte Tätig­
keitsplan muß Angaben oder Nachweise zu folgenden
Punkten enthalten:

a) der Art der Risiken, die das Unternehmen decken
will ;

b ) den Grundzügen der Rückversicherungspolitik ;
c) der Zusammensetzung des Mindestgarantiefonds;
d) den voraussichtlichen Kosten für den Aufbau der

Verwaltung und des Vertreternetzes sowie den hier­
für vorgesehenen finanziellen Mitteln; ferner zu den
Mitteln, über die das Unternehmen für die verspro­
chene Beistandsleistung verfügt , wenn die zu decken­
den Risiken unter den Zweig 18 von Buchstabe A des
Anhangs eingestuft sind .

Er muß außerdem während der ersten drei Geschäftsjah­
re Angaben enthalten zu
e) den voraussichtlichen Verwaltungskosten (ohne die

Aufwendungen für den Aufbau der Verwaltung),
insbesondere den laufenden Gemeinkosten und den
Aufwendungen für Provisionen ;

f) dem voraussichtlichen Prämien- bzw. Beitragsauf­
kommen und der voraussichtlichen Schadenbela­
stung;

g) der voraussichtlichen Liquiditätslage;
h) den finanziellen Mitteln , die voraussichtlich zur Dek­

kung der Verpflichtungen und der Solvabilitätsspan­
ne zur Verfügung stehen."

Jedoch sehen die Mitgliedstaaten keine Vorschriften vor ,
in denen eine vorherige Genehmigung oder eine systema­
tische Übermittlung der allgemeinen und besonderen
Versicherungsbedingungen , der Tarife sowie der Form­
blätter und sonstigen Druckstücke, die das Unternehmen
im Verkehr mit den Versicherungsnehmern zu verwen­
den beabsichtigt , verlangt wird.

Die Mitgliedstaaten dürfen die vorherige Mitteilung oder
die Genehmigung der vorgeschlagenen Tarifanhebungen
nur als Element eines allgemeinen Preiskontrollsystems
beibehalten oder einführen.

Artikel 8

Die zuständigen Behörden des Herkunftsmitgliedstaats
erteilen einem Unternehmen die Zulassung für die Aufnah­
me der Versicherungstätigkeit nur, wenn ihnen die Identität
und der Beteiligungsbetrag der direkten oder indirekten
Aktionäre oder Gesellschafter , die als juristische oder
natürliche Personen eine qualifizierte Beteiligung an dem
Unternehmen halten, mitgeteilt wurden .

Diese Behörden verweigern die Zulassung, wenn sie nicht
davon überzeugt sind, daß die betreffenden Aktionäre oder
Gesellschafter den im Interesse einer soliden und umsichti­
gen Führung des Versicherungsunternehmens zu stellenden
Ansprüchen genügen.

Diese Richtlinie steht der Möglichkeit nicht entgegen,
daß die Mitgliedstaaten Unternehmen, die die Zulassung
für den Zweig 18 von Buchstabe A des Anhangs bean­
tragt oder erhalten haben, der Aufsicht über die direkten
oder indirekten Personal- oder Materialmittel einschließ­
lich der Qualifikation der medizinischen Teams und der
Qualität ihrer Ausrüstung unterwerfen, um ihren aus
diesem Versicherungszweig folgenden Verpflichtungen
zu genügen.
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TITEL HI Ort vornehmen können . Die Behörden des Mitgliedstaats
der Zweigniederlassung können sich an dieser Prüfung
beteiligen."

HARMONISIERUNG DER BEDINGUNGEN FÜR DIE
AUSÜBUNG DER TÄTIGKEIT

Artikel 11Kapitel 1

Artikel 9

Artikel 13 der Richtlinie 73 /239 /EWG erhält folgende
Fassung:

„Artikel 13

( 1 ) Die Finanzaufsicht über ein Versicherungsunterneh­
men, einschließlich der Tätigkeiten, die es über Zweig­
niederlassungen und im Dienstleistungsverkehr ausübt ,
liegt in der alleinigen Zuständigkeit des Herkunftsmit­
gliedstaats .

(2) Die Finanzaufsicht umfaßt für die gesamte
Geschäftstätigkeit des Versicherungsunternehmens insbe­
sondere die Prüfung seiner Solvabilität und der Bildung
versicherungstechnischer Rückstellungen und repräsenta­
tiver Vermögenswerte gemäß den in dem Herkunftsmit­
gliedstaat bestehenden Regelungen oder Praktiken auf­
grund von auf Gemeinschaftsebene erlassenen Vorschrif­
ten .

In den Fällen, in denen die betreffenden Unternehmen
die unter den Zweig 18 von Buchstabe A des Anhangs
eingestuften Risiken zu decken berechtigt sind, erstreckt
sich die Aufsicht auch auf die technischen Mittel , über
die diese Unternehmen verfügen, um die Beistandslei­
stungen, zu denen sie sich verpflichtet haben, zu erbrin­
gen, sofern die Rechtsvorschriften des Herkunftsmit­
gliedstaats deren Überprüfung vorsehen.

(3 ) Die zuständigen Behörden des Herkunftsmitglied­
staats verlangen, daß jedes Versicherungsunternehmen
über eine ordnungsgemäße Verwaltung und Buchhaltung
sowie über angemessene interne Kontrollverfahren ver­
fugt."

In Artikel 19 der Richtlinie 73 /239 /EWG erhalten die
Absätze 2 und 3 folgende Fassung:

„( 2) Die Mitgliedstaaten verlangen von den Versiche­
rungsunternehmen mit Sitz in ihrem Staatsgebiet, daß sie
in regelmäßigen Zeitabständen die für die Aufsicht erfor­
derlichen Dokumente sowie statistische Unterlagen vor­
legen. Die zuständigen Behörden übermitteln einander
die Auskünfte und Unterlagen, die für die Ausübung der
Aufsicht zweckdienlich sind .

( 3 ) Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen Vor­
schriften, damit die zuständigen Behörden über die
Befugnisse und Mittel verfügen, die zur Überwachung
der Tätigkeiten der Versicherungsunternehmen mit Sitz
in ihrem Staatsgebiet — einschließlich der außerhalb
dieses Gebiets ausgeübten Tätigkeiten — gemäß den
Richtlinien des Rates über diese Tätigkeiten und im
Hinblick auf deren Anwendung erforderlich sind.

Diese Befugnisse und Mittel müssen den zuständigen
Behörden vor allem die Möglichkeit geben,

a ) sich eingehend über die Lage des Unternehmens und
seine gesamten Tätigkeiten zu unterrichten, insbeson­
dere

— durch Einholung von Auskünften oder Anforde­
rung von Versicherungsunterlagen,

— durch örtliche Prüfungen in den Geschäftsräumen
des Uriternehmens;

b) gegenüber dem Unternehmen, den für seine Leitung
Verantwortlichen oder den das. Unternehmen kon­
trollierenden Personen alle Maßnahmen zu treffen ,
die geeignet und erforderlich sind, um sicherzustel­
len , daß der Geschäftsbetrieb mit den Rechts- und
Verwaltungsvorschriften, die das Unternehmen je­
weils in den Mitgliedstaaten zu beachten hat, und
insbesondere mit dem Tätigkeitsplan — sofern er
weiter verbindlich ist — in Einklang bleibt und daß
Mißstände, die eine Gefährdung der Versichertenin­
teressen darstellen, vermieden oder beseitigt wer­
den ;

c) die Anwendung dieser Maßnahmen, wenn notwen­
dig, zwangsweise durchzusetzen, gegebenenfalls
durch Einschaltung der Gerichte.

Die Mitgliedstaaten können auch die Möglichkeit vorse­
hen, daß die zuständigen Behörden alle Auskünfte über
die von den Versicherungsvermittlern gehaltenen Verträ­
ge einholen."

Artikel 10

Artikel 14 der Richtlinie 73 /239 / EWG erhält folgende
Fassung:

„Artikel 14

Die Mitgliedstaaten der Zweigniederlassung sehen vor,
daß für den Fall , daß ein in einem anderen Mitgliedstaat
zugelassenes Versicherungsunternehmen seine Tätigkeit
über eine Zweigniederlassung ausübt, die zuständigen
Behörden des Herkunftsmitgliedstaats — nach vorheri­
ger Unterrichtung der zuständigen Behörden des Mit­
gliedstaats der Zweigniederlassung — selbst oder durch
ihre Beauftragten die Prüfung der für die Finanzaufsicht
über das Unternehmen notwendigen Informationen vor
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des Herkunftsmitgliedstaats des Unternehmens die freie
Verfügung über die Vermögenswerte untersagen, nach­
dem sie die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten , in
denen die Risiken belegen sind , von ihrer Absicht unter­
richtet hat .

(2 ) Von einem Unternehmen , dessen Solvabilitätsspan­
ne nicht mehr den in Artikel 16 Absatz 3 vorgesehenen
Mindestbetrag erreicht , fordert die zuständige Behörde
des Herkunftsmitgliedstaats einen Plan zur Wiederher­
stellung gesunder Finanzverhältnisse, der ihr zur Geneh­
migung vorzulegen ist .

Unter außergewöhnlichen Bedingungen kann die zustän­
dige Behörde, wenn sie der Auffassung ist , daß sich die
finanzielle Lage des Unternehmens weiter verschlechtern
wird , auch die freie Verfügung über die Vermögenswerte
des Unternehmens einschränken oder untersagen . Sie
unterrichtet in diesem Fall die Behörden derjenigen ande­
ren Mitgliedstaaten , in deren Staatsgebiet das Unterneh­
men seine Tätigkeit ausübt , über alle getroffenen Maß­
nahmen, und diese Behörden ergreifen auf Ersuchen der
ersteren Behörde die gleichen Maßnahmen , die diese
getroffen hat .

(3 ) Falls die Solvabilitätsspanne nicht mehr den in Arti­
kel 17 bestimmten Garantiefonds erreicht , verlangt die
zuständige Behörde des Herkunftsmitgliedstaats von dem
Unternehmen einen kurzfristigen Finanzierungsplan , der
ihr zu Genehmigung vorzulegen ist .

Außerdem kann sie die freie Verfügung über die Vermö­
genswerte des Unternehmens einschränken oder untersa­
gen . Davon unterrichtet sie die Behörden der Mitglied­
staaten, in deren Staatsgebiet das Unternehmen gleich­
falls seine Geschäftstätigkeit ausübt ; auf ihren Antrag
treffen diese Behörden die gleichen Maßnahmen.

(4 ) In den in den Absätzen 1 , 2 und 3 vorgesehenen
Fällen können die zuständigen Behörden ferner alle Maß­
nahmen treffen, die geeignet sind , die Interessen der
Versicherten zu wahren .

(5 ) Auf Antrag des Herkunftsmitgliedstaats des Unter­
nehmens trifft in den in den Absätzen 1 , 2 und 3
vorgesehenen Fällen jeder Mitgliedstaat die notwendigen
Maßnahmen, um die freie Verfügung über die in seinem
Staatsgebiet belegenen Vermögenswerte im Einklang mit
dem nationalen Recht untersagen zu können , wobei der
Herkunftsmitgliedstaat die Vermögenswerte zu bezeich­
nen hat , die Gegenstand dieser Maßnahmen sein sol­
len ."

Artikel 12

( 1 ) In Artikel 11 der Richtlinie 88 / 357 /EWG werden die
Absätze 2 bis 7 aufgehoben.

(2 ) Jeder Mitgliedstaat gestattet nach Maßgabe des natio­
nalen Rechts den Versicherungsunternehmen , die in seinem
Staatsgebiet ihren Sitz haben, den Bestand ihrer im Rahme'n
der Niederlassungsfreiheit oder der Dienstleistungsfreiheit
abgeschlossenen Verträge ganz oder teilweise an ein über­
nehmendes Unternehmen in der Gemeinschaft zu übertra­
gen , sofern die zuständigen Behörden des Herkunftsmit­
gliedstaats des übernehmenden Unternehmens bescheini­
gen , daß es unter Berücksichtigung der Übertragung über
die erforderliche Solvabilitätsspanne verfügt .

( 3 ) Wenn eine Zweigniederlassung beabsichtigt , den
Bestand ihrer im Rahmen der Niederlassungsfreiheit oder
der Dienstleistungsfreiheit abgeschlossenen Verträge ganz
oder teilweise zu übertragen , muß der Mitgliedstaat der
Zweigniederlassung konsultiert werden .

(4 ) In den Fällen der Absätze 2 und 3 genehmigen die
zuständigen Behörden des Herkunftsmitgliedstaats der
abtretenden Gesellschaft die Übertragung nach Zustim­
mung der zuständigen Behörden derjenigen Mitgliedstaa­
ten , in denen die Risiken belegen sind .

(5 ) Die zuständigen Behörden der konsultierten Mitglied­
staaten teilen den zuständigen Behörden des Herkunftsmit­
gliedstaats des übertragenden Versicherungsunternehmens
innerhalb von drei Monaten nach Erhalt der entsprechen­
den Anfrage ihre Stellungnahme oder ihre Zustimmung
mit ; wenn sich die konsultierten Behörden bis zum Ablauf
dieser Frist nicht geäußert haben, gilt dies als positive
Stellungnahme oder als stillschweigende Zustimmung.

(6 ) Die nach diesem Artikel genehmigte Übertragung wird
in dem Mitgliedstaat , in dem das Risiko belegen ist , nach
Maßgabe des nationalen Rechts bekanntgemacht. Sie wirkt
automatisch gegenüber den betroffenen Versicherungsun­
ternehmen oder Versicherten sowie gegenüber allen ande­
ren Personen, die Rechte oder Pflichten aus den übertrage­
nen Verträgen haben.

Diese Bestimmung berührt nicht das Recht der Mitglied­
staaten , für die Versicherungsnehmer die Möglichkeit vor­
zusehen, den Vertrag binnen einer bestimmten Frist nach
der Übertragung zu kündigen.

Artikel 14

Artikel 22 der Richtlinie 73 /239 / EWG erhält folgende
Fassung:

„Artikel 22

( 1 ) Die zuständige Behörde des Herkunftsmitgliedstaats
kann die von ihr einem Versicherungsunternehmen
erteilte Zulassung widerrufen, wenn dieses

Artikel 13

Artikel 20 der Richtlinie 73 /239/EWG erhält folgende
Fassung:

„Artikel 20

( 1 ) Kommt ein Unternehmen den Bestimmungen des
Artikels 15 nicht nach , so kann die zuständige Behörde
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nügt . Erheben die Behörden keinen Einspruch , so können
sie einen Termin festsetzen , bis zu dem die in Unterabsatz 1
genannten Absichten verwirklicht werden müssen .

a) von der Zulassung nicht binnen zwölf Monaten
Gebrauch macht , ausdrücklich auf sie verzichtet
oder seit mehr als sechs Monaten seine Tätigkeit
eingestellt hat , es sei denn, daß der betreffende
Mitgliedstaat in diesen Fällen das Erlöschen der
Zulassung vorsieht ;

b) die Zulassungsbedingungen nicht mehr erfüllt ;

c) sich als außerstande erweist , innerhalb der gesetzten
Frist die Maßnahmen durchzuführen, die der Sanie­
rungsplan oder der Finanzierungsplan im Sinne von
Artikel 20 vorsieht ;

d) in schwerwiegender Weise die Verpflichtungen ver­
letzt , die ihm nach dem für das Unternehmen gelten­
den Recht obliegen .

Bei Widerruf oder Erlöschen der Zulassung unterrichtet
die zuständige Behörde des Herkunftsmitgliedstaats die
zuständigen Behörden aller übrigen Mitgliedstaaten; die­
se müssen durch geeignete Maßnahmen verhindern, daß
das betroffene Unternehmen in ihrem Staatsgebiet neue
Rechtsgeschäfte tätigt, sei es im Rahmen der Niederlas­
sungsfreiheit , sei es im Rahmen der Dienstleistungsfrei­
heit . Ferner trifft sie im Benehmen mit diesen Behörden
alle Maßnahmen , die geeignet sind , die Interessen der
Versicherten zu wahren , und beschränkt insbesondere
die freie Verfügung über die Vermögenswerte des Unter­
nehmens gemäß Artikel 20 Absatz 1 , Absatz 2 Unterab­
satz 2 oder Absatz 3 Unterabsatz 2 .

(2) Jede Entscheidung über einen Widerruf der Zulas­
sung ist hinreichend zu begründen und dem betreffenden
Unternehmen bekanntzugeben ."

( 2 ) Die Mitgliedstaaten schreiben vor , daß jede natürliche
oder juristische Person , die beabsichtigt , ihre an einem
Versicherungsunternehmen direkt oder indirekt gehaltene
qualifizierte Beteiligung aufzugeben , zuvor die zuständigen
Behörden unterrichtet und den geplanten Umfang ihrer
Beteiligung mitteilt . Jede natürliche oder juristische Person
hat die zuständigen Behörden ebenfalls zu unterrichten,
wenn sie ihre qualifizierte Beteiligung derart senken will ,
daß die Schwellen von 20 v . H. , 33 v . H. oder 50 v . H. der
Stimmrechte oder des Kapitals unterschritten werden oder
das Versicherungsunternehmen nicht mehr ihr Tochterun­
ternehmen ist .

( 3 ) Die Versicherungsunternehmen unterrichten die zu­
ständigen Behörden des Herkunftsmitgliedstaats über
Erwerb oder Abtretung von Kapitalbeteiligungen, aufgrund
deren ihre Beteiligung eine der in den Absätzen 1 und 2
genannten Schwellen über- bzw. unterschreitet, sobald sie
von dem Erwerb oder der Abtretung Kenntnis erhalten .

Ferner unterrichten sie die Behörden mindestens einmal
jährlich über die Identität der Aktionäre oder Gesellschaf­
ter, die qualifizierte Beteiligungen halten, sowie über deren
Umfang, wie er sich insbesondere aus den anläßlich der
jährlichen Hauptversammlung der Aktionäre oder Gesell­
schafter getroffenen Feststellungen oder aus den im Rah­
men der Verpflichtungen der börsennotierten Gesellschaf­
ten erhaltenen Informationen ergibt .

(4) Die Mitgliedstaaten schreiben vor , daß, falls der durch
die in Absatz 1 genannten Personen ausgeübte Einfluß sich
zum Schaden einer umsichtigen und soliden Geschäftsfüh­
rung des Versicherungsunternehmens auswirken könnte ,
die zuständigen Behörden des Herkunftsmitgliedstaats die
erforderlichen Maßnahmen ergreifen , um diesen Zustand
zu beenden . Diese Maßnahmen können vor allem Anord­
nungen, Sanktionen gegen die Unternehmensleiter oder die
Suspendierung des Stimmrechts aus den Aktien oder Antei­
len der betreffenden Aktionäre oder Gesellschafter umfas­
sen .

Ähnliche Maßnahmen gelten für natürliche oder juristische
Personen, die ihren in Absatz 1 festgelegten Verpflichtun­
gen zur vorherigen Unterrichtung nicht nachkommen. Für
den Fall , daß eine Beteiligung trotz Einspruchs der zustän­
digen Behörden erworben wurde, sehen die Mitgliedstaaten
unabhängig von anderen von ihnen zu verhängenden Sank­
tionen vor , daß die entsprechenden Stimmrechte ruhen
oder daß die Stimmrechtsausübung ungültig ist oder für
nichtig erklärt werden kann.

Artikel 15

( 1 ) Die Mitgliedstaaten schreiben vor , daß jede natürliche
oder juristische Person, die beabsichtigt , an einem Versi­
cherungsunternehmen direkt oder indirekt eine qualifizierte
Beteiligung zu halten , zuvor die zuständigen Behörden des
Herkunftsmitgliedstaats unterrichtet und den Betrag dieser
Beteiligung mitteilt . Jede natürliche oder juristische Person
hat die zuständigen Behörden des Herkunftsmitgliedstaats
ebenfalls zu unterrichten, wenn sie ihre qualifizierte Beteili­
gung derart erhöhen will , daß die Schwellen von 20 v. H. ,
33 v . H. oder 50 v . H. der Stimmrechte oder des Kapitals
erreicht oder überschritten werden oder das Versicherungs­
unternehmen ihr Tochterunternehmen wird .

Die zuständigen Behörden des Herkunftsmitgliedstaats
können binnen einer Frist von höchstens drei Monaten ab
der in Unterabsatz 1 vorgesehenen Unterrichtung Ein­
spruch gegen diese Absicht erheben, wenn sie nicht davon
überzeugt sind , daß die in Unterabsatz 1 genannte Person
den im Interesse einer soliden und umsichtigen Führung des
Versicherungsunternehmens zu stellenden Ansprüchen ge­

Artikel 16

( 1 ) Die Mitgliedstaaten schreiben vor , daß alle Personen ,
die für die zuständigen Behörden tätig sind oder waren,
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— mit den Stellen , die mit der Liquidation oder dem
Konkurs von Versicherungsunternehmen oder ähnli­
chen Verfahren befaßt werden,

— mit dem der gesetzlichen Kontrolle der Rechnungsle­
gung der betreffenden Versicherungsunternehmen und
der sonstigen Finanzinstitute betrauten Personen ,

damit sie den ihnen übertragenen Überwachungsaufgaben
nachkommen können; des weiteren stehen diese Absätze
dem nicht entgegen , daß an die mit der Durchführung von
Zwangsliquidationen oder der Verwaltung von Garantie­
fonds betrauten Stellen Informationen übermittelt werden,
die diese zur Erfüllung ihrer Aufgabe benötigen . Die den
genannten Behörden , Stellen und Personen übermittelten
Informationen fallen unter das Berufsgeheimnis nach
Absatz 1 .

( 6 ) Ferner können die Mitgliedstaaten ungeachtet der
Absätze 1 und 4 durch Gesetz die Weitergabe bestimmter
Informationen an andere Dienststellen ihrer Zentralbehör­
de , die für die Rechtsvorschriften über die Überwachung
der Kreditinstitute , der Finanzinstitute , der Wertpapier­
dienstleistungen und der Versicherungsgesellschaften zu­
ständig sind , sowie an die von diesen Dienststellen beauf­
tragen Inspektoren gestatten .

Diese Informationen können jedoch nur geliefert werden,
wenn sich dies aus Gründen der Versicherungsaufsicht als
erforderlich erweist .

Die Mitgliedstaaten schreiben vor , daß die Informationen ,
die sie aufgrund der Absätze 2 und 5 oder im Wege der in
Artikel 14 der Richtlinie 73 / 239 / EWG genannten Prüfun­
gen vor Ort erlangen, nicht Gegenstand der im vorliegen­
den Absatz genannten Weitergabe sein dürfen , es sei denn,
das ausdrückliche Einverständnis der zuständigen Behörde,
die die Informationen erteilt hat, oder der zuständigen
Behörde des Mitgliedstaats , in dem die Prüfung vor Ort
durchgeführt worden ist, liegt vor.

sowie die von den zuständigen Behörden beauftragten
Wirtschaftsprüfer und Sachverständigen dem Berufsge­
heimnis unterliegen . Dieses Berufsgeheimnis hat zum
Inhalt, daß vertrauliche Informationen , die sie in ihrer
beruflichen Eigenschaft erhalten , an keine Person oder
Behörde weitergegeben werden dürfen , es sei denn , in
zusammengefaßter oder allgemeiner Form, so daß die ein­
zelnen Versicherungsunternehmen nicht zu erkennen sind;
dies gilt nicht für Fälle , die unter das Strafrecht fallen .

In Fällen , in denen für ein Versicherungsunternehmen
durch Gerichtsbeschluß das Konkursverfahren eröffnet
oder die Zwangsabwicklung eingeleitet worden ist , können
jedoch vertrauliche Informationen , die sich nicht auf Dritte
beziehen , welche an Versuchen zur Rettung des Versiche­
rungsunternehmens beteiligt sind, in zivilgerichtlichen Ver­
fahren weitergegeben werden .

(2 ) Absatz 1 steht dem Informationsaustausch der zustän­
digen Behörden der einzelnen Mitgliedstaaten gemäß den
für die Versicherungsunternehmen geltenden Richtlinien
nicht entgegen . Die Informationen fallen unter das Berufs­
geheimnis gemäß Absatz 1 .

( 3 ) Die Mitgliedstaaten können mit den zuständigen
Behörden von Drittländern Kooperationsvereinbarungen,
die den Austausch von Informationen vorsehen , nur inso­
weit treffen, wie hinsichtlich der mitgeteilten Informationen
der Schutz des Berufsgeheimnisses mindestens ebenso
gewährleistet ist wie nach dem vorliegenden Artikel .

(4 ) Die zuständige Behörde , die aufgrund der Absätze 1
oder 2 vertrauliche Informationen erhält , darf diese im
Rahmen der Durchführung ihrer Aufgaben nur für folgende
Zwecke verwenden:

— zur Prüfung der Zulassungsbedingungen für die Versi­
cherungstätigkeit und zur leichteren Überwachung der
Bedingungen der Tätigkeitsausübung, insbesondere
hinsichtlich der Überwachung der versicherungstechni­
schen Rückstellungen, der Solvabilitätsspanne, der ver­
waltungsmäßigen und buchhalterischen Organisation
und der internen Kontrolle, oder

— zur Verhängung von Sanktionen oder

— im Rahmen eines Verwaltungsverfahrens über die
Anfechtung einer Entscheidung der zuständigen Behör­
de oder

— im Rahmen von Gerichtsverfahren, die aufgrund von
Artikel 56 oder aufgrund besonderer Bestimmungen,
die in den auf dem Gebiet der Versicherungsunterneh­
men erlassenen Richtlinien vorgesehen sind , eingeleitet
werden .

(5 ) Die Absätze 1 und 4 stehen einem Informationsaus­
tausch innerhalb eines Mitgliedstaats , wenn es dort mehre­
re zuständige Behörden gibt , oder zwischen den Mitglied­
staaten nicht entgegen , und zwar

— mit den im öffentlichen Auftrag mit der Überwachung
der Kreditinstitute und der anderen Finanzinstitute
betrauten Behörden sowie mit den mit der Überwa­
chung der Finanzmärkte betrauten Behörden ,

Kapitel 2

Artikel 17

Artikel 15 der Richtlinie 73 /239 /EWG erhält folgende
Fassung:

„Artikel 15

( 1 ) Der Herkunftsmitgliedstaat verpflichtet jedes Versi­
cherungsunternehmen , ausreichende versicherungstech­
nische Rückstellungen für seine gesamte Geschäftstätig­
keit zu bilden.

Die Höhe dieser versicherungstechnischen Rückstellun­
gen wird gemäß den in der Richtlinie 91 / 674 / EWG
enthaltenen Vorschriften festgelegt .

(2 ) Der Herkunftsmitgliedstaat verpflichtet jedes Versi­
cherungsunternehmen, die versicherungstechnischen
Rückstellungen für seine gesamte Geschäftstätigkeit
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hend Rechnung zu tragen, daß die Sicherheit, der Ertrag
und die Realisierbarkeit der Anlagen des Unternehmens
gewährleistet werden , welches für eine geeignete Mischung
und Streuung dieser Anlagen sorgt.

durch kongruente Vermögenswerte gemäß Artikel 6 der
Richtlinie 88 / 357/EWG zu bedecken . Bei in der
Gemeinschaft belegenen Risiken müssen diese Vermö­
genswerte in einem Mitgliedstaat der Gemeinschaft bele­
gen sein . Die Mitgliedstaaten verlangen von den Versi­
cherungsunternehmen nicht , daß ihre Vermögenswerte
in einem bestimmten Mitgliedstaat belegen sein müssen .
Der Herkunftsmitgliedstaat kann jedoch Lockerungen
hinsichtlich der Belegenheit der Vermögenswerte zulas­
sen .

( 3 ) Gestattet der Herkunftsmitgliedstaat die Bedeckung
der versicherungstechnischen Rücklagen durch Forde­
rungen gegen Rückversicherer, so legt er den hierfür
zugelassenen Prozentsatz fest . In diesem Fall darf er die
Belegenheit dieser Forderungen nicht verlangen."

Artikel 18

Artikel 15a der Richtlinie 73 / 239 /EWG erhält folgende
Fassung:

„Artikel 15a

( 1 ) Die Mitgliedstaaten verpflichten die Versicherungs­
unternehmen, welche ihren Sitz in ihrem Staatsgebiet
haben und Risiken absichern , die unter den Zweig 14
von Buchstabe A des Anhangs eingestuft sind ( im folgen­
den „Kreditversicherung" genannt ) eine Schwankungs­
rückstellung zu bilden, die zum Ausgleich eines im
Geschäftsjahr auftretenden technischen Verlustes oder
einer im Geschäftsjahr auftretenden überdurchschnittlich
hohen Schadenquote in diesem Versicherungszweig
bestimmt ist .

(2 ) Die Schwankungsrückstellung ist gemäß den vom
Herkunftsmitgliedstaat festgelegten Regeln nach einer
der vier als gleichwertig angesehenen Methoden in Buch­
stabe D des Anhangs zu berechnen .

( 3 ) Die Schwankungsrückstellung wird bis zur Höhe
der nach den Methoden in Buchstabe D des Anhangs
berechneten Beträgen nicht auf die Solvabilitätsspanne
angerechnet.

(4 ) Die Mitgliedstaaten können von der Verpflichtung
zur Bildung einer Schwankungsrückstellung für Kredit­
versicherungsgeschäfte die Versicherungsunternehmen
befreien , die ihren Sitz in ihrem Staatsgebiet haben und
deren aus der Kreditversicherung zum Soll gestellte Prä­
mien oder Beiträge weniger als 4 v . H. der Gesamtsum­
me der von dem betreffenden Unternehmen zum Soll
gestellten Prämie oder Beiträge und weniger als
2 500 000 Ecu betragen."

Artikel 19

Artikel 23 der Richtlinie 88 / 357 / EWG wird aufgehoben .

Artikel 20

Bei den Vermögenswerten, welche die versicherungstechni­
schen Rückstellungen bedecken, ist der Art des von dem
Versicherungsunternehmen betriebenen Geschäfts dahinge­

Artikel 21

( 1 ) Der Herkunftsmitgliedstaat kann es jedem Versiche­
rungsunternehmen gestatten, die versicherungstechnischen
Rückstellungen ausschließlich durch folgende Kategorien
von Vermögenswerten zu bedecken :

A. Kapitalanlagen
a) Schuldverschreibungen , Anleihen und andere Geld­

und Kapitalmarktpapiere;
b) Darlehen ;

c) Aktien und andere Anteile mit schwankendem
Ertrag;

d) Anteile an Organismen für gemeinsame Anlagen in
Wertpapieren und anderen gemeinschaftlichen Ka­
pitalanlagen;

e) Grundstücke, Gebäude und grundstücksgleiche
Rechte;

B. Forderungen

f) Forderungen an Rückversicherer , einschließlich der
Anteile der Rückversicherer an den versicherungs­
technischen Rückstellungen;

g) Depotforderungen und andere Forderungen aus
dem in Rückdeckung übernommenen Versiche­
rungsgeschäft ;

h ) Forderungen an Versicherungsnehmer und Versi­
cherungsvermittler aus dem Direkt- und Rückversi­
cherungsgeschäft ;

i ) Forderungen aus Ansprüchen aus Ersatzleistungen
und Rückgriffsforderungen;

j ) Steuererstattungen;

k) Forderungen gegenüber Garantiefonds;

G. Übrige
1 ) andere Sachanlagen als Grundstücke und Gebäude

aufgrund einer Abschreibung nach dem Grundsatz
der Vorsicht;

m) laufende Guthaben bei Kreditinstituten und Kassen­
bestand sowie Einlagen bei Kreditinstituten oder
jedem anderen, zur Entgegennahme von Einlagen
berechtigten Institut;

n ) abgegrenzte Abschlußkosten ;
o) abgegrenzte Zinsen und Mieten und sonstige Rech­

nungsabgrenzungsposten.

Bei der „Lloyd's" genannten Vereinigung von Einzelversi­
cherern umfassen die Kategorien von Vermögenswerten
auch die Garantien und Kreditbriefe von Kreditinstituten
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im Sinne der Richtlinie 77/ 780 / EWG ( J ) bzw. von Versi­
cherungsunternehmen sowie die nachprüfbaren Beträge aus
Lebensversicherungspolicen, soweit es sich um Gelder von
Mitgliedern handelt .

Die Aufzählung eines Vermögenswertes oder einer Katego­
rie von Vermögenswerten in der in Unterabsatz 1 aufge­
führten Liste bedeutet nicht , daß alle diese Vermögenswer­
te zwangsläufig für die Bedeckung der versicherungstechni­
schen Rückstellungen zugelassen werden müßten . Der Her­
kunftsmitgliedstaat wird genauere Regelungen erlassen, mit
denen die Bedingungen für die Verwendung der zulässigen
Vermögenswerte festgelegt werden ; diesbezüglich kann er
dingliche Sicherheiten oder Garantien insbesondere für die
Forderungen an Rückversicherer verlangen .

Bei der Festsetzung und Anwendung der von ihm erlasse­
nen Regelungen stellt der Herkunftsmitgliedstaat insbeson­
dere sicher, daß die folgenden Grundsätze beachtet wer­
den :

i ) Vermögenswerte zur Bedeckung der technischen
Rückstellungen unterliegen einer Nettobewertung
unter Abzug der Schulden , die beim Erwerb dieser
Vermögenswerte entstanden sind .

ii ) Die Bewertung aller Forderungen muß nach dem
Grundsatz der Vorsicht unter Berücksichtigung des
Risikos nicht realisierbarer Beträge erfolgen. Insbe­
sondere werden andere Sachanlagen als Grundstük­
ke und Gebäude zur Bedeckung der versicherungs­
technischen Rückstellungen nur insoweit zugelas­
sen, als die Bewertung aufgrund der Abschreibung
nach dem Grundsatz der Vorsicht erfolgt .

iii ) Darlehen an Unternehmen , an Staaten , internatio­
nale Institutionen, örtliche oder regionale Gebiets­
körperschaften oder an natürliche Personen dürfen
zur Bedeckung versicherungstechnischer Rückstel­
lungen nur zugelassen werden, wenn ausreichende
Sicherheiten vorliegen , sei es aufgrund des Status
des Darlehensnehmers , aufgrund von Grundpfand­
rechten , Garantien durch Banken oder Versiche­
rungsunternehmen oder andere Sicherheiten .

iv ) Abgeleitete Instrumente wie Optionen , Terminkon­
trakte und Swaps in Verbindung mit Vermögens­
werten , die die versicherungstechnischen Rückstel­
lungen bedecken, können insoweit herangezogen
werden, als sie zu einer Verminderung des Anlageri­
sikos beitragen bzw. eine ordnungsgemäße Verwal­
tung des Wertpapierbestands erlauben . Diese
Instrumente sind nach dem Grundsatz der Vorsicht
zu bewerten und können bei der Bewertung der
zugrundeliegenden Vermögenswerte berücksichtigt
werden .

v) Nicht auf einem geregelten Markt gehandelte Wert­
papiere dürfen für die Bedeckung der versicherungs­
technischen Rückstellungen nur so weit zugelassen
werden , wie sie kurzfristig veräußert werden kön­
nen.

vi) Forderungen an einen Dritten können zur Bedek­
kung der versicherungstechnischen Rückstellungen
nur nach Abzug aller aufrechenbaren Gegenforde­
rungen an diesen Dritten zugelassen werden.

vii) Die Bewertung aller Forderungen , die zur Bedek­
kung der versicherungstechnischen Rückstellungen
zugelassen sind , muß nach dem Grundsatz der
Vorsicht unter entsprechender Berücksichtigung des
Risikos nicht realisierbarer Beträge erfolgen . Insbe­
sondere werden Forderungen an Versicherungsneh­
mer und Versicherungsvermittler aus dem Direkt­
und Rückversicherungsgeschäft nur zugelassen,
wenn der Fälligkeitstermin tatsächlich erst weniger
als drei Monate zurückliegt .

viii ) Sofern die Vermögenswerte aus Kapitalanlagen bei
Tochterunternehmen bestehen , die für das Versi­
cherungsunternehmen dessen Kapitalanlage ganz
oder teilweise durchführen, berücksichtigt der Her­
kunftsmitgliedstaat bei der Anwendung der Rege­
lungen und Grundsätze dieses Artikels die entspre­
chenden, vom Tochterunternehmen gehaltenen Ka­
pitalanlagen ; der Herkunftsmitgliedstaat kann die
von anderen Tochterunternehmen gehaltenen Kapi­
talanlagen ebenso behandeln .

ix) Abgegrenzte Abschlußkosten werden zur Bedeckung
der versicherungstechnischen Rückstellungen nur
insoweit zugelassen , als dies mit der Berechnung der
Beitragsüberträge im Einklang steht.

( 2 ) Ungeachtet des Absatzes 1 kann der Herkunftsmit­
gliedstaat bei Vorliegen außergewöhnlicher Umstände auf
Antrag des Versicherungsunternehmens und unter Berück­
sichtigung des Artikels 20 andere Kategorien von Vermö­
genswerten zur Bedeckung der versicherungstechnischen
Rückstellungen zulassen; solche Ausnahmen können nur
vorübergehend erfolgen und sind von dem Herkunftsmit­
gliedstaat hinreichend zu begründen .

Artikßl 22

( 1 ) Soweit es die Vermögenswerte zur Bedeckung der
versicherungstechnischen Rückstellungen betrifft , fordert
der Herkunftsmitgliedstaat von jedem Versicherungsunter­
nehmen , nicht mehr anzulegen als

a ) 10 v . H. der versicherungstechnischen Bruttorückstel­
lungen in einem einzigen Grundstück oder Gebäude
oder mehreren Grundstücken oder Gebäuden in unmit­
telbarer Nähe, die tatsächlich als eine einzige Kapital­
anlage zu betrachten sind;

b ) 5 v . H. der versicherungstechnischen Bruttorückstellun­
gen in Aktien und mit Aktien vergleichbaren Wertpa­
pieren , Schuldverschreibungen, Anleihen und anderen
Geld- und Käpitalmarktpapieren ein und desselben
Unternehmens oder in ein und demselben Darlehens­
nehmer gewährten Darlehen zusammengenommen,
wenn es sich dabei um andere als solche Darlehen
handelt , die einer staatlichen Stelle , einer regionalen
oder örtlichen Gebietskörperschaft oder einer interna­
tionalen Organisation , der einer oder mehrere Mitglied­
staaten angehören , gewährt werden . Diese Grenze kann

(') ABl . Nr. L 322 vom 17 . 12 . 1977 , S. 30 . Richtlinie zuletzt
geändert durch die Richtlinie 89 / 646 /EWG ( ABl . Nr. L 386
vom 30 . 12. 1989 , S. 1 ).
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vi) Gehören zu den Vermögenswerten Darlehen an
bestimmte Kreditinstitute oder von diesen begebene
Anleihen , so kann der Herkunftsmitgliedstaat bei der
Durchführung der Regeln und Grundsätze dieses Arti­
kels die zugrundeliegenden Vermögenswerte , die von
diesen Kreditinstituten gehalten werden, berücksichti­
gen . Diese Behandlung ist nur insoweit zulässig, als
das Kreditinstitut seinen Sitz in einem Mitgliedstaat
hat, sich im ausschließlichen Eigentum des betreffen­
den Mitgliedstaats und/oder seiner örtlichen Gebiets­
körperschaften befindet und seine satzungsgemäße
Tätigkeit darin besteht , im Rahmen einer Vermittler­
tätigkeit dem Staat oder den örtlichen Gebietskörper­
schaften Darlehen oder von diesen garantierte Darle­
hen zu gewähren oder eng mit dem Staat oder den
örtlichen Gebietskörperschaften verbundenen Stellen
Darlehen zu gewähren .

(3 ) Im Rahmen der detaillierten Regelung, in der die
Voraussetzungen für die Verwendung der zulässigen Ver­
mögensgegenstände festgelegt werden , behandeln die Mit­
gliedstaaten einschränkender

— die Darlehen , für die weder eine Bankgarantie noch eine
Garantie von Versicherungsunternehmen, ein Grund­
pfandrecht oder eine andere Art von Sicherheit vorliegt,
gegenüber den Darlehen, bei denen dies der Fall ist ;

— die nichtkoordinierten OGAW im Sinne der Richtlinie
85 / 611 / EWG (*) und die übrigen Investmentfonds
gegenüber den im Sinne derselben Richtlinie koordinier­
ten OGAW ;

— die nicht auf einem geregelten Markt gehandelten Wert­
papiere gegenüber denen , die auf einem geregelten
Markt gehandelt werden;

— Schuldverschreibungen , Anleihen und andere Instru­
mente des Geld- und Kapitalmarkts, die nicht von
Staaten, ihren regionalen oder örtlichen Gebietskörper­
schaften oder Unternehmen der Zone A im Sinne der
Richtlinie 89 /647 /EWG ( 2 ) oder die von internationa­
len Organisationen begeben werden , denen keine Mit­
gliedstaaten der Gemeinschaft angehören, gegenüber
denselben Finanzinstrumenten, deren Emittenten diese
Eigenschaften aufweisen.

(4 ) Die Mitgliedstaaten dürfen die in Absatz 1 Buchstabe
b) festgesetzte Grenze auf 40 v . H. erhöhen, sofern es sich
um bestimmte Anleihen handelt , die von einem Kreditinsti­
tut ausgegeben sind, das seinen Sitz in einem Mitgliedstaat
hat und von Gesetzes wegen einer besonderen öffentlichen
Aufsicht unterliegt , die den Schutz des Inhabers der Anleihe
beabsichtigt . Insbesondere müssen die aus der Begebung
der Anleihen resultierenden Beträge dem Gesetz entspre­
chend in Vermögenswerten angelegt werden, die während
der gesamten Laufzeit der Anleihen die Deckung der
Ansprüche aus den Anleihen gewährleisten und die bei

auf 10 v . H. erhöht werden, wenn nicht mehr als 40
v. H. der versicherungstechnischen Bruttorückstellun­
gen des Versicherungsunternehmens in Darlehen oder
Wertpapieren von Emittenten und Darlehensnehmern
bestehen, in die es mehr als 5 v . H. seiner Vermögens­
werte anlegt ;

c) 5 v . H. der versicherungstechnischen Bruttorückstellun­
gen in nicht gesicherten Darlehen an andere Darlehens­
nehmer als Kreditinstitute, Versicherungsunternehmen
— soweit nach Artikel 8 der Richtlinie 73 /239 /EWG
zulässig — und Wertpapierfirmen mit Sitz in einem
Mitgliedstaat , wobei das einzelne ungesicherte Darle­
hen 1 v . H. des genannten Betrags nicht übersteigen
darf;

d) 3 v . H. des Gesamtbetrags der versicherungstechni­
schen Bruttorückstellungen als Kassenbestand;

e ) 10 v . H. der versicherungstechnischen Bruttorückstel­
lungen in Aktien, anderen mit Aktien vergleichbaren
Wertpapieren und Schuldverschreibungen, die nicht auf
einem geregelten Markt gehandelt werden.

( 2) Das Fehlen einer Beschränkung in Absatz 1 für die
Kapitalanlage in einer bestimmten Kategorie bedeutet
nicht , daß Vermögenswerte in dieser Kategorie ohne
Beschränkung zur Bedeckung der versicherungstechnischen
Rückstellungen zulässig sind . Der Herkunftsmitgliedstaat
erläßt nähere Regelungen , die die Bedingungen für die
Heranziehung der zulässigen Vermögenswerte festlegen .
Insbesondere stellt er bei der Festsetzung und Anwendung
dieser Regelungen sicher , daß folgende Grundsätze beach­
tet werden:

i ) Durch Mischung und Streuung der Vermögenswerte,
die die versicherungstechnischen Rückstellungen be­
decken, ist sicherzustellen , daß keine übermäßige
Abhängigkeit von einer bestimmten Kategorie von
Vermögenswerten, von einem bestimmten Kapitalan­
lagemarkt oder von einer bestimmten Anlage vor­
liegt .

ii ) Die Kapitalanlagen in bestimmte Vermögensarten, die
entweder im Hinblick auf die Art des Vermögenswer­
tes oder die Bonität des Ausstellers oder Schuldners ein
hohes Risiko aufweisen, sind auf ein vorsichtiges
Ausmaß zu beschränken.

iii ) Beschränkungen für bestimmte Kategorien von Ver­
mögenswerten haben die Behandlung der Rückversi­
cherung bei der Ermittlung der versicherungstechni­
schen Rückstellungen zu berücksichtigen .

iv ) Sofern die Vermögenswerte aus Kapitalanlagen bei
Tochterunternehmen bestehen, die für das Versiche­
rungsunternehmen dessen Kapitalanlage ganz oder
teilweise durchführen, berücksichtigt der Herkunfts­
mitgliedstaat bei der Anwendung der Regelungen und
Grundsätze dieses Artikels die entsprechenden , vom
Tochterunternehmen gehaltenen Kapitalanlagen ; der
Herkunftsmitgliedstaat kann die von anderen Tochter­
unternehmen gehaltenen Vermögenswerte ebenso be­
handeln .

v ) Der Prozentsatz der technische Rückstellungen bedek­
kenden Vermögenswerte, mit denen nicht-liquide
Anlagen getätigt werden, ist auf ein vorsichtiges Aus­
maß zu beschränken .

(!) ABl . Nr. L 375 vom 31 . 12 . 1985 , S. 3 . Richtlinie geändert
durch die Richtlinie 88 / 220/EWG (ABl . Nr. L 100 vom 19 . 4 .
1988 , S. 31 ).

(2 ) ABl . Nr. L 386 vom 30 . 12 . 1989, S. 14 .
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Ausfall des Ausstellers vorrangig zur Rückzahlung des
Kapitals und zur Zahlung der anteiligen Zinsen verwendet
werden .

( 5 ) Die Mitgliedstaaten dürfen Versicherungsunternehmen
nicht zur Anlage in bestimmten Vermögenswerten ver­
pflichten .

( 6 ) Ungeachtet des Absatzes 1 kann der Herkunftsmit­
gliedstaat bei Vorliegen außergewöhnlicher Umstände auf
Antrag des Versicherungsunternehmens und vorbehaltlich
des Artikels 20 Ausnahmen von den in Absatz 1 Buchsta­
ben a) bis e) aufgestellten Regelungen zulassen; solche
Ausnahmen können nur vorübergehend erfolgen und sind
von dem Herkunftsmitgliedstaat hinreichend zu begrün­
den.

Artikel 23

In Anhang 1 der Richtlinie 88 / 357 /EWG erhalten die
Nummern 8 und 9 folgende Fassung:

„( 8 ) Die Versicherungsunternehmen dürfen nichtkon­
gruente Vermögenswerte zur Deckung eines Betra­
ges von höchstens 20 v.H. ihrer Verpflichtungen in
einer bestimmten Währung halten .

(9 ) Die Mitgliedstaaten können vorsehen , daß, wenn
nach den vorstehenden Regeln Vermögen in auf die
Währung eines Mitgliedstaats lautenden Vermö­
genswerten anzulegen ist , diese Verpflichtung auch
dann als erfüllt gilt , wenn der Vermögenswert auf
Ecu lautet ."

Artikel 24

Artikel 16 Absatz 1 der Richtlinie 73 /239 / EWG erhält
folgende Fassung:

„( 1 ) Der Herkunftsmitgliedstaat verpflichtet jedes Ver­
sicherungsunternehmen , eine mit Rücksicht auf den
Gesamtumfang seiner Geschäftstätigkeit ausreichende
Solvabilitätsspanne zu bilden.
Die Solvabilitätsspanne besteht aus dem freien unbelaste­
ten Eigenkapital des Unternehmens unter Nichtberück­
sichtigung immaterieller Vermögenswerte . Sie umfaßt
insbesondere :

— das eingezahlte Grundkapital oder bei Versicherungs­
vereinen auf Gegenseitigkeit den tatsächlichen Grün­
dungsstock zuzüglich der Mitgliederkonten, die den
folgenden Kriterien entsprechen:
a ) In der Satzung muß vorgesehen sein , daß Zahlun­

gen an Mitglieder aus diesen Konten nur vorge­
nommen werden dürfen, sofern die Solvabilitäts­
spanne dadurch nicht unter die vorgeschriebene
Höhe absinkt oder sofern im Fall der Auflösung
des Unternehmens alle anderen Schulden des
Unternehmens beglichen worden sind;

b ) ferner muß in der Satzung vorgesehen sein , daß
bei derartigen Zahlungen, wenn sie aus anderen
Gründen als der Beendigung einer einzelnen Mit­
gliedschaft erfolgen, die zuständigen Behörden
mindestens einen Monat im voraus zu benach­
richtigen sind und innerhalb dieses Zeitraums
berechtigt sind , die Zahlung zu untersagen;

c) ferner muß vorgesehen sein , daß die einschlägi­
gen Bestimmungen der Satzung nur geändert wer­
den dürfen, nachdem die zuständigen Behörden
mitgeteilt haben, daß unbeschadet der unter den
Buchstaben a) und b) genannten Kriterien keine
Einwände gegen die Änderung bestehen;

— die Hälfte des nicht eingezahlten Grundkapitals oder
des Gründungsstocks , sobald der eingezahlte Teil 25
v.H. des Grundkapitals oder des Gründungsstocks
erreicht ;

— die gesetzlichen und freien Rücklagen ;

— den Gewinnvortrag;

— die Beitragsnachzahlungen, die die Versicherungs­
vereine auf Gegenseitigkeit sowie die auf dem Gegen­
seitigkeitsprinzip beruhenden Versicherungsgesell­
schaften mit veränderlichen Beiträgen von ihren Mit­
gliedern für das jeweilige Geschäftsjahr fordern kön­
nen ; diese Forderungen können lediglich bis zur
Hälfte der Differenz zwischen den höchstmöglichen
Beiträgen und den tatsächlich geforderten Beiträgen
berücksichtigt werden; diese Nachforderungsmög­
lichkeiten dürfen jedoch nicht mehr als 50 v.H. der
Solvabilitätsspanne decken ;

— auf Antrag und unter Nachweis durch das Versiche­
rungsunternehmen die stillen Reserven , die sich aus
der Unterbewertung der Aktiva ergeben, soweit diese
Reserven nicht Ausnahmecharakter tragen;

— kumulative Vorzugsaktien und nachrangige Darlehen
können einbezogen werden , allerdings nur bis zu
einer Höchstgrenze von 50 v.H. der Solvabilitäts­
spanne; von diesen können höchstens 25 v.H. auf
nachrangige Darlehen mit fester Laufzeit oder auf
kumulative Vorzugsaktien von begrenzter Laufzeit
entfallen, sofern zumindest die folgenden Kriterien
erfüllt sind :

a ) Es müssen im Fall des Konkurses oder der Liqui­
dation des Versicherungsunternehmens bindende
Vereinbarungen vorliegen , nach denen die nach­
rangigen Darlehen oder die Vorzugsaktien hinter
den Forderungen aller anderen Gläubiger zurück­
stehen und erst nach der Begleichung aller ande­
ren in diesem Zeitpunkt bestehenden Verpflich­
tungen zurückgezahlt werden.

Die nachrangigen Darlehen müssen zusätzlich die
folgenden Bedingungen erfüllen :
b ) Es werden lediglich die tatsächlich eingezahlten

Mittel berücksichtigt;

c ) bei Darlehen mit fester Laufzeit muß die
Ursprungslaufzeit mindestens fünf Jahre betra­
gen. Spätestens ein Jahr vor Ende der Laufzeit
legt das Versicherungsunternehmen den zuständi­
gen Behörden einen Plan zur Genehmigung vor,
aus dem hervorgeht, wie die Solvabilitätsspanne
erhalten oder bei Ende der Laufzeit auf das
gewünschte Niveau gebracht wird , sofern der
Betrag , bis zu dem das Darlehen in die Solvabili­
tätsspanne einbezogen werden kann , nicht inner­
halb der zumindest fünf letzten Jahre vor Ende
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e) es werden nur die tatsächlich gezahlten Beträge
berücksichtigt ."

Artikel 25

Spätestens drei Jahre nach dem Stichtag für die Umsetzung
dieser Richtlinie unterbreitet die Kommission dem Ver­
sicherungsausschuß einen Bericht über die Notwendigkeit
einer späteren Harmonisierung der Solvabilitätsspanne .

Artikel 26

Artikel 18 der Richtlinie 73 / 239 /EWG erhält folgende
Fassung:

„Artikel 18

( 1 ) Die Mitgliedstaaten erlassen keinerlei Vorschriften
über die Anlage der Aktiva , soweit diese nicht zur
Bedeckung der versicherungstechnischen Rückstellungen
nach Artikel 15 dienen .

( 2 ) Vorbehaltlich des Artikels 15 Absatz 2, des Artikels
20 Absätze 1 , 2 , 3 und 5 und des Artikels 22 Absatz 1
letzter Unterabsatz sehen die Mitgliedstaaten davon ab ,
die freie Verfügung über die beweglichen und die unbe­
weglichen Vermögenswerte der zugelassenen Versiche­
rungsunternehmen zu beschränken.
( 3 ) Die Absätze 1 und 2 stehen den Maßnahmen nicht
entgegen, die ein Mitgliedstaat in seiner Eigenschaft als
Eigentümer oder Gesellschafter eines Unternehmens zur
Wahrung der Interessen der Versicherten zu treffen
berechtigt ist ."

der Laufzeit allmählich verringert worden ist . Die
zuständigen Behörden können die vorzeitige
Rückzahlung dieser Mittel genehmigen , sofern
der Antrag hierzu vom emittierenden Versiche­
rungsunternehmen gestellt wird und dessen Sol­
vabilitätsspanne nicht unter das geforderte
Niveau sinkt;

d ) bei Darlehen ohne feste Laufzeit ist eine Kündi­
gungsfrist von fünf Jahren vorzusehen , es sei
denn , sie werden nicht länger als Bestandteile der
Solvabilitätsspanne angesehen oder für ihre vor­
zeitige Rückzahlung wird ausdrücklich die vorhe­
rige Zustimmung der zuständigen Behörden ver­
langt . Im letzteren Fall unterrichtet das Versiche­
rungsunternehmen die zuständigen Behörden
mindestens sechs Monate vor dem vorgeschlage­
nen Rückzahlungszeitpunkt , wobei es die tatsäch­
liche und die geforderte Solvabilitätsspanne vor
und nach der Rückzahlung angibt . Die zuständi­
gen Behörden genehmigen die Rückzahlung nur,
wenn die Solvabilitätsspanne des Versicherungs­
unternehmens nicht unter das geforderte Niveau
abzusinken droht ;

e ) die Darlehensvereinbarung darf keine Klauseln
enthalten , wonach die Schuld unter anderen
Umständen als einer Auflösung des Versiche­
rungsunternehmens vor dem vereinbarten Rück­
zahlungstermin rückzahlbar wird ;

f) die Darlehensvereinbarung kann erst geändert
werden , wenn die zuständigen Behörden erklärt
haben , daß sie gegen die Änderung keine Einwän­
de erheben;

— Wertpapiere mit unbestimmter Laufzeit und sonstige
Instrumente , welche die folgenden Bedingungen
erfüllen , einschließlich anderer als der im vorher­
gehenden Gedankenstrich erwähnten kumulativen
Vorzugsaktien bis zu einer Höchstgrenze von 50
v.H. der Spanne für den Gesamtbetrag dieser Wert­
papiere und dort genannten nachrangigen Darlehen :

a ) Sie können nicht auf Initiative des Inhabers bzw.
ohne vorherige Genehmigung der zuständigen
Behörde zurückgezahlt werden;

b ) der Emissionsvertrag muß dem Versicherungs­
unternehmen die Möglichkeit einräumen , die
Zahlung der Darlehenszinsen zu verschieben ;

c) die Forderungen des Darlehensgebers an das Ver­
sicherungsunternehmen müssen den Forderungen
aller bevorrechtigten Gläubiger in vollem Umfang
nachgeordnet sein ;

d ) in den Dokumenten, in denen die Ausgabe der
Wertpapiere geregelt wird , muß vorgesehen wer­
den, daß Verluste durch Schulden und nicht
gezahlte Zinsen ausgeglichen werden können ,
wobei dem Versicherungsunternehmen jedoch
gleichzeitig die Fortsetzung seiner Tätigkeit
ermöglicht werden muß;

Kapitel 3

Artikel 27

Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe f) der Richtlinie 88 / 357 /
EWG erhält folgende Fassung:

„f) In bezug auf die in Artikel 5 Buchstabe d) der
Richtlinie 73 / 239 /EWG genannten Risiken kön­
nen die Vertragsparteien das anwendbare Recht
frei wählen."

Artikel 28

Der Mitgliedstaat, in dem das Risiko belegen ist , darf den
Versicherungsnehmer nicht daran hindern, einen Vertrag
zu unterzeichnen , der mit einem gemäß Artikel 6 der
Richtlinie 73 / 239 /EWG zugelassenen Versicherungsunter­
nehmen abgeschlossen wurde, solange der Vertrag nicht im
Widerspruch zu den in dem Mitgliedstaat, in dem das
Risiko belegen ist, geltenden Rechtsvorschriften des Allge­
meininteresses steht .

Artikel 29

Die Mitgliedstaaten sehen keine Vorschriften vor , in denen
eine vorherige Genehmigung oder eine systematische Über­
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TITEL IV

BESTIMMUNGEN ÜBER DIE FREIE NIEDERLASSUNG
UND DEN FREIEN DIENSTLEISTUNGSVERKEHR

mittlung der allgemeinen und besonderen Versicherungsbe­
dingungen , der Tarife sowie der Formblätter und sonstigen
Druckstücke, die das Unternehmen im Verkehr mit den
Versicherungsnehmern zu verwenden beabsichtigt , verlangt
wird . Um die Einhaltung der nationalen Rechtsvorschriften
über die Versicherungsverträge zu überwachen , können sie
nur die nicht-systematische Übermittlung dieser Bedingun­
gen und sonstigen Dokumente verlangen , ohne daß dies für
das Unternehmen eine Voraussetzung für die Ausübung
seiner Tätigkeit darstellen darf.

Die Mitgliedstaaten dürfen die vorherige Mitteilung oder
die Genehmigung der vorgeschlagenen Tariferhöhungen
nur als Bestandteil eines allgemeinen Preiskontrollsystems
beibehalten oder einführen .

Artikel 30

( 1 ) Artikel 8 Absatz 4 Buchstabe b) der Richtlinie 88 /
357/EWG wird aufgehoben. Dementsprechend erhält
Buchstabe a) jenes Absatzes folgende Fassung :

„a ) Vorbehaltlich des Buchstabens c) des vorliegenden
Absatzes gilt Artikel 7 Absatz 2 Unterabsatz 3 ,
wenn der Versicherungsvertrag die Deckung in
mehreren Mitgliedstaaten sicherstellt , von denen
mindestens einer eine Versicherungspflicht vor­
schreibt ."

( 2 ) Ungeachtet gegenteiliger Vorschriften kann ein Mit­
gliedstaat , der den Abschluß einer Versicherung verpflich­
tend vorschreibt , fordern, daß der zuständigen Behörde
dieses Mitgliedstaats die allgemeinen und besonderen Ver­
sicherungsbedingungen der Pflichtversicherungen vor ihrer
Verwendung mitgeteilt werden.

Artikel 32

Artikel 10 der Richtlinie 73 / 239 /EWG erhält folgende
Fassung :

„Artikel 10

( 1 ) Jedes Versicherungsunternehmen, das eine Zweig­
niederlassung im Staatsgebiet eines anderen Mitglied­
staats errichten möchte , teilt dies der zuständigen Behör­
de des Herkunftsmitgliedstaats mit .

( 2 ) Die Mitgliedstaaten schreiben vor , daß ein Versiche­
rungsunternehmen , das eine Zweigniederlassung in
einem anderen Mitgliedstaat errichten möchte , zusam­
men mit der in Absatz 1 bezeichneten Mitteilung folgen­
des anzugeben hat :

a ) den Mitgliedstaat , in dessen Staatsgebiet es eine
Zweigniederlassung errichten möchte ;

b ) einen Tätigkeitsplan , in dem insbesondere die Art der
vorgesehenen Geschäfte und die Organisationsstruk­
tur der Zweigniederlassung angegeben sind;

c) die Anschrift , unter der die Unterlagen im Mitglied­
staat der Zweigniederlassung angefordert werden
können ; dies ist auch die Anschrift, an die die für den
Hauptbevollmächtigten bestimmten Mitteilungen ge­
richtet werden ;

d ) den Namen des Hauptbevollmächtigten der Zweig­
niederlassung , der mit ausreichender Vollmacht ver­
sehen ist , um das Versicherungsunternehmen Dritten
gegenüber zu verpflichten und es bei Verwaltungsbe­
hörden und vor den Gerichten des Mitgliedstaats der
Zweigniederlassung zu vertreten . Im Fall von Lloyd's
dürfen bei eventuellen Rechtsstreitigkeiten im Mit­
gliedstaat der Zweigniederlassung, die sich aus über­
nommenen Verpflichtungen ergeben , den Versicher­
ten keine größeren Erschwernisse erwachsen als bei
Rechtsstreitigkeiten , die herkömmliche Versicherer
betreffen . Zu diesem Zweck müssen die Befugnisse
des Hauptbevollmächtigten insbesondere die Er­
mächtigung umfassen, in dieser Eigenschaft verklagt
zu werden und für die beteiligten Einzelversicherer
von Lloyd's Verpflichtungen einzugehen .

Falls das Versicherungsunternehmen die unter den Zweig
10 von Buchstabe A des Anhangs eingestuften Risiken —
ausschließlich der Haftung des Frachtführers — über
seine Zweigniederlassung zu decken beabsichtigt, muß es
eine Erklärung vorlegen, wonach es Mitglied des natio­
nalen Versicherungsbüros und des nationalen Garantie­
fonds des Mitgliedstaats der Zweigniederlassung gewor­
den ist .

( 3 ) Sofern die zuständige Behörde des Herkunftsmit­
gliedstaats in Anbetracht des betreffenden Vorhabens

Artikel 31

( 1 ) Vor Abschluß eines Versicherungsvertrags sind dem
Versicherungsnehmer folgende Informationen zur Verfü­
gung zu stellen :

— auf den Vertrag anwendbares Recht für den Fall , daß
die Parteien keine Wahlfreiheit haben, oder , wenn die
Parteien das anwendbare Recht frei wählen können ,
das von dem Versicherungsunternehmen vorgeschlage­
ne Recht ;

— Bestimmungen zur Bearbeitung von den Vertrag betref­
fenden Beschwerden der Versicherungsnehmer , gegebe­
nenfalls einschließlich des Hinweises auf eine Beschwer­
destelle; dies gilt unbeschadet der Möglichkeit für den
Versicherungsnehmer, den Rechtsweg zu beschreiten .

(2 ) Die in Absatz 1 genannte Verpflichtung findet nur
dann Anwendung, wenn der Versicherungsnehmer eine
natürliche Person ist .

( 3 ) Die Durchführungsvorschriften zu diesem Artikel wer­
den von dem Mitgliedstaat erlassen, in dem das Risiko
belegen ist .
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„Artikel 14

Jedes Unternehmen , das zum ersten Mal in einem oder
mehreren Mitgliedstaaten Tätigkeiten im Rahmen der
Dienstleistungsfreiheit ausüben will , ist gehalten , vorher
die zuständigen Behörden des Herkunftsmitgliedstaats
davon zu unterrichten und dabei die Art der Risiken, die
es decken will , anzugeben ."

keinen Grund hat , die Angemessenheit der Verwaltungs­
strukturen und der Finanzlage des betreffenden Versiche­
rungsunternehmens oder die Zuverlässigkeit, berufliche
Qualifikation oder Berufserfahrung der verantwortlichen
Führungskräfte und des Hauptbevollmächtigten anzu­
zweifeln , übermittelt sie die in Absatz 2 bezeichneten
Angaben innerhalb von drei Monaten nach Eingang
sämtlicher Angaben der zuständigen Behörde des Mit­
gliedstaats der Zweigniederlassung und teilt dies dem
betreffenden Unternehmen mit.

Die zuständige Behörde des Herkunftsmitgliedstaats
bescheinigt ferner , daß das Versicherungsunternehmen
über den gemäß den Artikeln 16 und 17 berechneten
Mindestbetrag der Solvabilitätsspanne verfügt.

Verweigert die zuständige Behörde des Herkunftsmit­
gliedstaats die Übermittlung der in Absatz 2 bezeichne­
ten Angaben an die zuständige Behörde des Mitglied­
staats der Zweigniederlassung, so nennt sie dem betrof­
fenen Unternehmen innerhalb von drei Monaten nach
Eingang sämtlicher Angaben die Gründe dafür. Bei einer
solchen Weigerung oder bei Nichtäußerung können die
Gerichte des Herkunftsmitgliedstaats angerufen werden.

(4 ) Bevor die Zweigniederlassung des Versicherungsun­
ternehmens ihre Tätigkeit aufnimmt, verfügt die zustän­
dige Behörde des Mitgliedstaats der Zweigniederlassung
über einen Zeitraum von zwei Monaten nach Eingang
der in Absatz 3 bezeichneten Mitteilung, um der zustän­
digen Behörde des Herkunftsmitgliedstaats gegebenen­
falls die Bedingungen anzugeben , die für die Ausübung
dieser Tätigkeit im Mitgliedstaat der Zweigniederlassung
aus Gründen des Allgemeininteresses gelten .

( 5 ) Nach Eingang einer Mitteilung der zuständigen
Behörde des Mitgliedstaats der Zweigniederlassung oder
— bei Nichtäußerung — nach Ablauf der in Absatz 4
genannten Frist kann die Zweigniederlassung errichtet
werden und ihre Tätigkeit aufnehmen .

(6 ) Im Fall einer Änderung des Inhalts von gemäß
Absatz 2 Buchstaben b), c) oder d) übermittelten Anga­
ben teilt das Versicherungsunternehmen den zuständigen
Behörden des Herkunftsmitgliedstaats oder des Mitglied­
staats der Zweigniederlassung die betreffende Änderung
mindestens einen Monat vor deren Durchführung schrift­
lich mit , damit die zuständige Behörde des Herkunftsmit­
gliedstaats und die zuständige Behörde des Mitgliedstaats
der Zweigniederlassung ihre Aufgaben gemäß den Absät­
zen 3 und 4 erfüllen können ."

Artikel 35

Artikel 16 der Richtlinie 88 / 357 / EWG erhält folgende
Fassung:

„Artikel 16

( 1 ) Die zuständigen Behörden des Herkunftsmitglied­
staats machen binnen einer Frist von einem Monat ab
der in Artikel 14 vorgesehenen Bekanntmachung dem
oder den Mitgliedstaaten , in deren Staatsgebiet das
Unternehmen Tätigkeiten im Rahmen der Dienst­
leistungsfreiheit ausüben will , Mitteilung über

a ) eine Bescheinigung, daß das Unternehmen über die
Solvabilitätsspanne gemäß Artikel 16 und 17 der
Richtlinie 73 / 239 /EWG verfügt ;

b ) die . Versicherungszweige, die das Unternehmen
betreiben darf;

c ) die Natur der Risiken , die das Unternehmen in dem
Mitgliedstaat der Dienstleistung decken will .

Gleichzeitig benachrichtigen sie hiervon das betroffene
Unternehmen.

Jeder Mitgliedstaat , in dessen Gebiet ein Unternehmen
unter den Zweig 10 von Buchstabe A des Anhangs der
Richtlinie 73 /239 / EWG — ausschließlich der Haftung
des Frachtführers — eingestufte Risiken im Wege des
Dienstleistungsverkehrs decken will , kann verlangen,
daß das Unternehmen

— Namen und Anschrift des in Artikel 12a Absatz 4 der
vorliegenden Richtlinie genannten Vertreters mit­
teilt ;

— eine Erklärung vorlegt , wonach das Unternehmen
Mitglied des nationalen Versicherungsbüros und des
nationalen Garantiefonds des Mitgliedstaats der
Dienstleistung geworden ist .

( 2 ) Teilen die zuständigen Behörden des Herkunftsmit­
gliedstaats nicht innerhalb der vorgesehenen Frist die in
Absatz 1 bezeichneten Angaben mit , so machen sie dem
Unternehmen innerhalb derselben Frist die Gründe für
diese Ablehnung bekannt . Gegen diese Ablehnung muß
im Herkunftsmitgliedstaat ein gerichtlicher Rechtsbehelf
eingelegt werden können .

( 3 ) Das Unternehmen kann seine Tätigkeit ab dem
Zeitpunkt aufnehmen, zu dem es über die unter Absatz 1
vorgesehene Mitteilung in Kenntnis gesetzt worden ist."

Artikel 33

Artikel 11 der Richtlinie 73 / 239 /EWG wird aufgehoben.

Artikel 34

Artikel 14 der Richtlinie 88 / 357 / EWG erhält folgende
Fassung:
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Artikel 36

Artikel 17 der Richtlinie 88 / 357 / EWG erhält folgende
Fassung:

„Artikel 17

Für jede Änderung der in Artikel 14 bezeichneten Anga­
ben , die das Unternehmen vornehmen will , ist das in den
Artikeln 14 und 16 vorgesehene Verfahren einzuhal­
ten ."

Artikel 37

Artikel 12 Absatz 2 Unterabsätze 2 und 3 und Absatz 3
und die Artikel 13 und 15 der Richtlinie 88 / 357 / EWG
werden aufgehoben .

Artikel 38

Die zuständigen Behörden des Mitgliedstaats der Zweig­
niederlassung oder des Mitgliedstaats der Dienstleistung
können verlangen, daß ihnen über die Tätigkeit der in
diesem Staat tätigen Versicherungsunternehmen die Anga­
ben , die sie gemäß dieser Richtlinie anfordern dürfen, in
der oder den Amtssprachen dieses Staates gemacht wer­
den .

Artikel 39

( 1 ) Artikel 18 der Richtlinie 88 /357 /EWG wird aufgeho­
ben .

(2) Der Mitgliedstaat der Zweigniederlassung oder der
Dienstleistung sieht keine Vorschriften vor , in denen eine
vorherige Genehmigung oder eine systematische Übermitt­
lung der allgemeinen und besonderen Versicherungsbedin­
gungen, der Tarife sowie der Formblätter und sonstigen
Druckstücke, die das Unternehmen im Verkehr mit den
Versicherungsnehmern zu verwenden beabsichtigt, verlangt
wird . Um die Einhaltung der nationalen Rechtsvorschriften
über die Versicherungsverträge zu überwachen, kann er
von jedem Unternehmen, das in seinem Staatsgebiet im
Rahmen der Niederlassungs- oder der Dienst­
leistungsfreiheit tätig werden will , nur die nicht-systemati­
sche Übermittlung dieser Bedingungen und sonstigen
Dokumente verlangen , ohne daß dies für das Unternehmen
eine Voraussetzung für die Ausübung seiner Tätigkeit
darstellen darf.

(3 ) Der Mitgliedstaat der Zweigniederlassung oder der
Dienstleistung darf die vorherige Mitteilung oder die
Genehmigung der vorgeschlagenen Tariferhöhungen nur
als Bestandteil eines allgemeinen Preiskontrollsystems bei­
behalten oder einführen .

Artikel 40

( 1 ) Artikel 19 der Richtlinie 88 / 357 / EWG wird aufgeho­
ben .

(2) Ein Unternehmen, das Geschäfte im Rahmen der
Niederlassungsfreiheit oder der Dienstleistungsfreiheit tä­

tigt , hat den zuständigen Behörden des Mitgliedstaats der
Zweigniederlassung und/ oder des Mitgliedstaats der
Dienstleistung alle zur Anwendung dieses Artikels angefor­
derten Unterlagen vorzulegen, soweit auch ein Unterneh­
men mit Sitz in diesem Mitgliedstaat hierzu verpflichtet
ist .

(3 ) Stellen die zuständigen Behörden eines Mitgliedstaats
fest , daß ein Unternehmen , das im Gebiet dieses Mitglied­
staats eine Zweigniederlassung hat oder Dienstleistungen
erbringt , die in diesem Mitgliedstaat für das Unternehmen
geltenden Rechtsvorschriften nicht einhält , so fordern sie
das Unternehmen auf, diese Unregelmäßigkeit abzustel­
len .

(4 ) Trifft das Unternehmen nicht die erforderlichen Maß­
nahmen, so machen die zuständigen Behörden des betroffe­
nen Mitgliedstaats hiervon den zuständigen Behörden des
Herkunftsmitgliedstaats Mitteilung. Diese treffen unver­
züglich alle zweckdienlichen Maßnahmen, damit das
Unternehmen diese Unregelmäßigkeit abstellt . Die Art die­
ser Maßnahmen wird den zuständigen Behörden des betrof­
fenen Mitgliedstaats mitgeteilt .

(5 ) Verletzt das Unternehmen trotz der Maßnahmen des
Herkunftsmitgliedstaats — oder weil sich die Maßnahmen
als unzureichend erweisen oder der betreffende Staat keine
Maßnahmen getroffen hat — weiterhin die in dem betroffe­
nen Mitgliedstaat geltenden Rechtsvorschriften, so kann
dieser nach Unterrichtung der zuständigen Behörden des
Herkunftsmitgliedstaats die geeigneten Maßnahmen tref­
fen , um weitere Unregelmäßigkeiten zu verhindern oder zu
ahnden, und, soweit unbedingt erforderlich , das Unterneh­
men daran zu hindern, weitere Versicherungsverträge in
seinem Staatsgebiet abzuschließen. Die Mitgliedstaaten tra­
gen dafür Sorge, daß die für diese Maßnahmen erforderli­
chen Zustellungen an die Versicherungsunternehmen in
ihrem Staatsgebiet möglich sind .

( 6 ) Die Absätze 3 , 4 und 5 berühren nicht die Befugnis der
Mitgliedstaaten, in dringenden Fällen geeignete Maßnah­
men zu ergreifen, um Unregelmäßigkeiten in ihrem Staats­
gebiet zu verhindern oder zu ahnden. Dies schließt die
Möglichkeit ein , ein Versicherungsunternehmen zu hin­
dern , weitere neue Versicherungsverträge in ihrem Staats­
gebiet abzuschließen .

(7 ) Die Absätze 3 , 4 und 5 berühren nicht die Befugnis der
Mitgliedstaaten, Verstöße in ihrem Staatsgebiet zu ahn­
den .

( 8 ) Wenn das Unternehmen, das gegen die Rechtsvor­
schriften verstoßen hat, in dem betroffenen Mitgliedstaat
über eine Niederlassung verfügt oder Vermögensgegenstän­
de besitzt, können die zuständigen Behörden nach Maßga­
be des nationalen Rechts die für einen derartigen Verstoß
vorgesehenen Sanktionen an dieser Niederlassung bzw. an
diesen Vermögensgegenständen vollstrecken .

(9 ) Nach den Absätzen 4 bis 8 ergriffene Maßnahmen, die
Sanktionen oder Beschränkungen für die Ausübung der
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Versicherungstätigkeit umfassen , sind hinreichend zu
begründen und dem betreffenden Unternehmen bekanntzu­
geben.

( 10) Die Kommission unterbreitet dem durch die Richtli­
nie 91 / 675 /EWG eingesetzten Versicherungsausschuß alle
zwei Jahre einen Bericht, aus dem die Zahl und die Art der
Fälle hervorgeht , in denen in den einzelnen Mitgliedstaaten
eine Ablehnung im Sinne von Artikel 10 der Richtlinie
73 / 239/EWG oder von Artikel 16 der Richtlinie 88 /
357 / EWG in der durch die vorliegende Richtlinie geänder­
ten Fassung erfolgte oder Maßnahmen gemäß Absatz 5 des
vorliegenden Artikels getroffen wurden . Die Mitgliedstaa­
ten arbeiten dabei mit der Kommission zusammen, indem
sie ihr die zur Erstellung dieses Berichts erforderlichen
Angaben übermitteln .

Artikel 41

Diese Richtlinie hindert Versicherungsunternehmen mit
Sitz in einem Mitgliedstaat nicht , im Mitgliedstaat der
Zweigniederlassung oder im Mitgliedstaat der Dienst­
leistung mit allen verfügbaren Kommunikationsmitteln für
ihre Dienstleistungen zu werben ; dabei haben sie etwaige
für Form und Inhalt dieser Werbung geltende Bestimmun­
gen, die aus Gründen des Allgemeininteresses gerechtfertigt
sind , einzuhalten .

Artikel 42

( 1 ) Artikel 20 der Richtlinie 88 / 357/EWG wird aufgeho­
ben .

(2) Bei der Liquidation eines Versicherungsunternehmens
sind die Verpflichtungen aus Verträgen , die im Rahmen der
Niederlassungsfreiheit oder der Dienstleistungsfreiheit ge­
schlossen wurden , genau so zu erfüllen wie die sich aus
anderen Versicherungsverträgen dieses Unternehmens erge­
benden Verpflichtungen , ohne daß nach der Staatsange­
hörigkeit der Versicherten und der Begünstigten von Versi­
cherungsleistungen ein Unterschied gemacht wird .

Artikel 43

( 1 ) Artikel 21 der Richtlinie 88 / 357/EWG wird aufgeho­
ben .

(2) Wird eine Versicherung im Rahmen der Niederlas­
sungsfreiheit oder der Dienstleistungsfreiheit angeboten, so
ist dem Versicherungsnehmer, bevor irgendeine Verpflich­
tung eingegangen wird, der Mitgliedstaat des Sitzes und
gegebenenfalls der Zweigniederlassung , mit dem bzw. der
der Vertrag geschlossen wird, mitzuteilen .

Werden dem Versicherungsnehmer Dokumente zur Verfü­
gung gestellt , so muß der in Unterabsatz 1 genannte
Hinweis darin enthalten sein.

Die in den Unterabsätzen 1 und 2 genannten Verpflichtun­
gen betreffen nicht die in Artikel 5 Buchstabe d) der
Richtlinie 73 /239 /EWG bezeichneten Risiken .

( 3 ) Aus dem Vertrag oder anderen Deckung gewährenden
Dokumenten sowie aus dem Versicherungsangebot muß,
wenn es den Versicherungsnehmer bindet, die Anschrift des
Sitzes oder gegebenenfalls der Zweigniederlassung des Ver­
sicherungsunternehmens , das die Deckung gewährt,
ersichtlich sein .

Jeder Mitgliedstaat kann verlangen , daß auch der Name
und die Anschrift des Vertreters des Versicherungsunter­
nehmens im Sinne des Artikels 12a Absatz 4 der Richtlinie
88 / 357/EWG in den in Unterabsatz 1 genannten Doku­
menten aufgeführt werden .

Artikel 44

( 1 ) Artikel 22 der Richtlinie 88 / 357 / EWG wird aufgeho­
ben .

(2 ) Jedes Versicherurigsunternehmen muß der zuständigen
Behörde des Herkunftsmitgliedstaats für im Rahmen der
Niederlassungsfreiheit getätigte Geschäfte und getrennt
davon für im Rahmen der Dienstleistungsfreiheit getätigte
Geschäfte die gebuchten Prämienbeträge, die Höhe der
Erstattungsleistungen und der Rückstellungen — ohne
Abzug der Rückversicherung — pro Mitgliedstaat und pro
Versicherungszweig sowie in bezug auf den Zweig 10 von
Buchstabe A des Anhangs der Richtlinie 73 /239 /EWG —
ausschließlich der Haftung des Frachtführers —, die Häu­
figkeit und die durchschnittlichen Kosten der Erstattungs­
leistungen mitteilen .

Die Gruppen von Versicherungszweigen sind :

— Unfall und Krankheit (Zweige 1 und 2);

— Kraftfahrzeuge (Zweige 3 , 7 und 10 ; die den Zweig 10
betreffenden Zahlen ausschließlich der Haftung des
Frachtführers sind zu präzisieren); 5 1

— Feuer- und sonstige Sachschäden (Zweige 8 und 9 );

— See-, Transport- und Luftfahrzeugversicherung (Zweige
4, 5 , 6 , 7 , 11 und 12);

— allgemeine Haftpflicht (Zweig 13 );

— Kredit und Kaution (Zweige 14 und 15);

— andere Zweige (Zweige 16 , 17 und 18 ).

Die zuständige Behörde des Herkunftsmitgliedstaats teilt
den zuständigen Behörden jedes betroffenen Mitgliedstaats
auf Antrag innerhalb einer vertretbaren Frist die Angaben
zusammengefaßt mit.

Artikel 45

( 1 ) Artikel 24 der Richtlinie 88 / 357/EWG wird aufgeho­
ben.

(2 ) Diese Richtlinie schränkt nicht das Recht der Mitglied­
staaten ein , es denjenigen Unternehmen, die in ihrem
Staatsgebiet im Rahmen der Niederlassungsfreiheit oder der
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Dienstleistungsfreiheit tätig sind , zur Auflage zu machen,
unter denselben Bedingungen , wie die dort zugelassenen
Unternehmen den Fonds , die die Zahlung von Entschädi­
gungen an Versicherungsnehmer und geschädigte Dritte
garantieren sollen , beizutreten und sich an ihnen zu beteili­
gen .

Artikel 54 Absatz 2 Unterabsatz 2 Satz 3 mitgeteilt, so
übermitteln diese Behörden diese Angaben unverzüglich
den Behörden des Mitgliedstaats , in dem das Risiko bele­
gen ist , damit diese ihre Bemerkungen vorbringen können.
Wenn die Behörden des Herkunftsmitgliedstaats diese
Bemerkungen nicht berücksichtigen , teilen sie dies den
Behörden des Mitgliedstaats , in dem das Risiko belegen ist ,
ausfuhrlich mit einer Begründung mit .

Artikel 48

Die Mitgliedstaaten können den Versicherungsunterneh­
men, die ihren Sitz in ihrem Staatsgebiet haben und deren
Grundstücke und Gebäude, die die versicherungstechni­
schen Rückstellungen darstellen, zum Zeitpunkt der
Bekanntgabe dieser Richtlinie den in Artikel 22 Absatz 1
Buchstabe a) genannten Prozentsatz übersteigen, eine Frist
bis längstens 31 . Dezember 1998 einräumen, innerhalb der
sie dieser Bestimmung nachkommen müssen .

Artikel 49

Artikel 46

( 1 ) Artikel 25 der Richtlinie 88 / 357 / EWG wird aufgeho­
ben .

(2 ) Unbeschadet einer späteren Harmonisierung unterlie­
gen alle Versicherungsverträge ausschließlich den indirek­
ten Steuern und steuerähnlichen Abgaben , die in dem
Mitgliedstaaty in dem das Risiko im Sinne von Artikel 2
Buchstabe d) der Richtlinie 88 / 357/EWG belegen ist , auf
Versicherungsprämien erhoben werden ; das gilt hinsicht­
lich Spanien auch für die Zuschläge, die kraft Gesetzes an
den spanischen „Consorcio de Compensaciön de Seguros"
zum Ausgleich von in diesem Mitgliedstaat aufgrund außer­
ordentlicher Ereignisse eintretenden Schäden abzuführen
sind .

Abweichend von Artikel 2 Buchstabe d) erster Gedanken­
strich der Richtlinie 88 / 357 / EWG sind bei der Anwen­
dung dieses Absatzes die beweglichen Sachen , die sich in
einem Mitgliedstaat in einem Gebäude befinden, mit Aus­
nahme von gewerblichem Durchfuhrgut , ein in diesem
Mitgliedstaat belegenes Risiko , auch wenn das Gebäude
und sein Inhalt nicht durch ein und dieselbe Versicherungs­
police erfaßt werden.

Die geltende Steuerregelung wird durch das auf den Versi­
cherungsvertrag nach Artikel 7 der Richtlinie 88 / 357/
EWG anwendbare Recht nicht berührt .

Jeder Mitgliedstaat wendet vorbehaltlich einer späteren
Harmonisierung auf die Unternehmen , die Risiken in sei­
nem Staatsgebiet decken , seine einzelstaatlichen Bestim­
mungen an , mit denen die Erhebung der indirekten Steuern
und steuerähnlichen Abgaben , die nach Unterabsatz 1 fällig
sind , sichergestellt werden soll .

Das Königreich Dänemark kann die Anwendung dieser
Richtlinie auf die Pflichtversicherung gegen Arbeitsunfälle
bis zum 1 . Januar 1999 aufschieben . Bis dahin bleibt die in
Artikel 12 Absatz 2 der Richtlinie 88 / 357 /EWG für
Arbeitsunfälle vorgesehene Ausnahmeregelung in Däne­
mark in Kraft .

TITEL V

Artikel SO

Für Spanien gilt bis zum 31 . Dezember 1996 und für
Griechenland und Portugal bis zum 31 . Dezember 1998
folgende Übergangsregelung für Verträge zur Deckung von
Risiken, die ausschließlich in einem dieser Mitgliedstaaten
belegen sind, mit Ausnahme der in Artikel 5 Buchstabe d)
der Richtlinie 73 /239 /EWG definierten Risiken:

a ) Abweichend von Artikel 8 Absatz 3 der Richtlinie
73 / 239 /EWG und den Artikeln 29 und 39 der vorlie­
genden Richtlinie können die zuständigen Behörden
dieser Mitgliedstaaten verlangen , daß die allgemeinen
und besonderen Versicherungsbedingungen vor ihrer
Verwendung mitgeteilt werden.

b ) Die Höhe der versicherungstechnischen Rückstellungen
für die unter diesen Artikel fallenden Verträge wird
unter Aufsicht des betreffenden Mitgliedstaats nach den
von ihm festgelegten Vorschriften oder in Ermangelung
deren nach den in diesem Staat gemäß dieser Richtlinie
geltenden Praktiken bestimmt. Die Bedeckung dieser
Rückstellungen durch gleichwertige und kongruente
Aktiva und die Belegenheit dieser Aktiva erfolgt unter
Aufsicht dieses Mitgliedstaats nach seinen dieser Richt­
linie entsprechenden Vorschriften oder Praktiken .

ÜBERGANGSBESTIMMUNGEN

Artikel 47

Die Bundesrepublik Deutschland kann die Anwendung von
Artikel 54 Absatz 2 Unterabsatz 2 Satz 1 bis zum 1 . Januar
1996 aufschieben . Bis dahin gilt in dem in Artikel 54
Absatz 2 genannten Fall Absatz 2 des vorliegenden Arti­
kels .

Wurde die technische Grundlage für die Berechnung der
Prämien den Behörden des Herkunftsmitgliedstaats gemäß
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TITEL VI

SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 51

Die folgenden technischen Anpassungen in den Richtlinien
73 /239 / EWG und 88 / 357/EWG sowie der vorliegenden
Richtlinie werden nach dem Verfahren der Richtlinie 91 /
675 / EWG erlassen:

— Erweiterung der in Artikel 8 Absatz 1 Buchstabe a) der
Richtlinie 73 /239 /EWG vorgesehenen Rechtsformen;

— Änderungen der Liste im Anhang der Richtlinie 73 /
239 / EWG oder die Anpassung der Terminologie dieser
Liste , um die Entwicklung der Versicherungsmärkte zu
berücksichtigen;

— Klarstellung der in Artikel 16 Absatz 1 der Richtlinie
73 / 239 /EWG aufgezählten , die Solvabilitätsspanne
konstituierenden Elemente , um die Schaffung neuer
Finanzinstrumente zu berücksichtigen;

— Änderung des Mindestbetrags für den in Artikel 17
Absatz 2 der Richtlinie 73 /239 / EWG vorgesehenen
Garantiefonds, um Wirtschafts- und Finanzentwicklun­
gen zu berücksichtigen;

— Änderung der in Artikel 21 der vorliegenden Richtlinie
vorgesehenen Liste der zur Bedeckung der versiche­
rungstechnischen Rückstellungen zugelassenen Vermö­
genswerte sowie der Streuungsregelungen, die in Artikel
22 dieser Richtlinie festgelegt sind , zwecks Berücksich­
tigung der Schaffung neuer Finanzinstrumente;

— Änderung der in Anhang 1 der Richtlinie 88 / 357 /
EWG vorgesehenen Lockerungen des Kongruenzprin­
zips , um die Entwicklung neuer Instrumente zur Dek­
kung des Wechselkursrisikos oder Fortschritte im Rah­
men der Wirtschafts- und Währungsunion zu berück­
sichtigen ;

— Klarstellung von Begriffsbestimmungen, um zu gewähr­
leisten , daß die Richtlinien 73 / 239 /EWG und 88 /
357 / EWG sowie die vorliegende Richtlinie in der
gesamten Gemeinschaft einheitlich angewandt werden.

rungsunternehmen vor Inkrafttreten der Anwendungsvor­
schriften zu dieser Richtlinie erworben haben .

Artikel 53

Folgender Artikel wird in die Richtlinie 73 / 239 / EWG
eingefügt:

„Artikel 28a

( 1 ) Jeder Mitgliedstaat gestattet nach Maßgabe des
nationalen Rechts den unter dieses Kapitel fallenden
Agenturen und Zweigniederlassungen, die in seinem
Staatsgebiet niedergelassen sind, ihren Vertragsbestand
ganz oder teilweise an ein übernehmendes Unternehmen
in demselben Mitgliedstaat zu übertragen , sofern die
zuständigen Behörden dieses Mitgliedstaats oder gegebe­
nenfalls des in Artikel 26 genannten Mitgliedstaats
bescheinigen , daß das übernehmende Unternehmen
unter Berücksichtigung der Übertragung über die erfor­
derliche Solvabilitätsspanne verfügt .

(2 ) Jeder Mitgliedstaat gestattet nach Maßgabe des
nationalen Rechts den unter dieses Kapitel fallenden
Agenturen oder Zweigniederlassungen, die in seinem
Staatsgebiet niedergelassen sind, ihren Vertragsbestand
ganz oder teilweise an ein Versicherungsunternehmen
mit Sitz in einem anderen Mitgliedstaat zu übertragen,
sofern die zuständigen Behörden dieses Mitgliedstaats
bescheinigen, daß das übernehmende Unternehmen
unter Berücksichtigung der Übertragung über die erfor­
derliche Solvabilitätsspanne verfügt .
(3 ) Wenn ein Mitgliedstaat nach Maßgabe des nationa­
len Rechts den unter dieses Kapitel fallenden Agenturen
oder Zweigniederlassungen , die in seinem Staatsgebiet
niedergelassen sind , gestattet , ihren Vertragsbestand
ganz oder teilweise an eine unter dieses Kapitel fallende
Agentur oder Zweigniederlassung zu übertragen, die in
einem anderen Mitgliedstaat errichtet ist, so vergewissert
er sich , daß die zuständigen Behörden des übernehmen­
den Unternehmens oder gegebenenfalls des in Artikel 26
genannten Mitgliedstaats bescheinigen, daß das überneh­
mende Unternehmen unter Berücksichtigung der Über­
tragung über die erforderliche Solvabilitätsspanne ver­
fügt , das Recht des Mitgliedstaats des übernehmenden
Unternehmens die Möglichkeit einer solchen Übertra­
gung vorsieht und dieser Mitgliedstaat mit der Übertra­
gung einverstanden ist .
(4 ) In den Fällen der Absätze 1 , 2 und 3 genehmigt der
Mitgliedstaat , in dem die übertragende Agentur oder
Zweigniederlassung niedergelassen ist, die Übertragung
nach Zustimmung der zuständigen Behörden des Mit­
gliedstaats , in dem die Risiken belegen sind , wenn dieser
nicht der Mitgliedstaat ist , in dem die übertragende
Agentur oder Zweigniederlassung niedergelassen ist .
(5 ) Die zuständigen Behörden der konsultierten Mit­
gliedstaaten teilen den zuständigen Behörden des Her­
kunftsmitgliedstaats des übertragenden Versicherungsun­
ternehmens innerhalb von drei Monaten nach Erhalt der
entsprechenden Anfrage ihre Stellungnahme oder ihre
Zustimmung mit; wenn sich die konsultierten Behörden
bis zum Ablauf dieser Frist nicht geäußert haben, gilt
dies als positive Stellungnahme oder als stillschweigende
Zustimmung.

Artikel 52

( 1 ) Diejenigen Zweigniederlassungen , die ihre Geschäfts­
tätigkeit in Übereinstimmung mit den Vorschriften des
Mitgliedstaats der Niederlassung aufgenommen haben,
bevor die Anwendungsbestimmungen dieser Richtlinie in
Kraft getreten sind, werden so gestellt , als ob sie Gegen­
stand des in Artikel 10 Absätze 1 bis 5 der Richtlinie
73 /239 / EWG vorgesehenen Verfahrens gewesen sind . Sie
unterliegen ab dem genannten Zeitpunkt des Inkrafttretens
den Artikeln 15 , 19 , 20 und 22 der Richtlinie 73 /239 /
EWG sowie Artikel 40 der vorliegenden Richtlinie.

( 2) Die Artikel 34 und 35 berühren nicht die Rechte, die
im Rahmen der Dienstleistungsfreiheit tätige Versiehe­
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rungsmathematischen Prognosen ausreichend sein , um die
Unternehmen in die Lage zu versetzen , allen ihren Ver­
pflichtungen unter Berücksichtigung sämtlicher Aspekte
ihrer Finanzlage nachzukommen . Der Herkunftsmitglied­
staat verlangt , daß der zuständigen Behörde dieses Mit­
gliedstaats die technische Grundlage für die Beitragsberech­
nung mitgeteilt wird , bevor das Versicherungsprodukt
angeboten wird . Dieser Absatz gilt auch für die Änderung
bestehender Verträge .

Artikel 55

Die Mitgliedstaaten können von jedem Versicherungsunter­
nehmen , das in ihrem Staatsgebiet auf eigenes Risiko in der
Pflichtversicherung von Arbeitsunfällen tätig ist, die Ein­
haltung ihrer diese Pflichtversicherung spezifisch betreffen­
den einzelstaatlichen Vorschriften verlangen; ausgenom­
men hiervon sind die Vorschriften über die Finanzaufsicht ,
die in die ausschließliche Zuständigkeit des Herkunftsmit­
gliedstaats fallen .

Artikel 56

Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, daß gegen Entscheidun­
gen, die bezüglich eines Versicherungsunternehmens auf­
grund von gemäß dieser Richtlinie erlassenen Rechts- und
Verwaltungsvorschriften ergehen, vor Gericht ein Rechts­
behelf eingelegt werden kann .

Artikel 57

( 1 ) Die Mitgliedstaaten erlassen spätestens am 3 1 . Dezem­
ber 1993 die Rechts- und Verwaltungsvorschriften, die
erforderlich sind, um dieser Richtlinie nachzukommen, und
setzen sie spätestens zum 1 . Juli 1994 in Kraft . Sie unter­
richten die Kommission unverzüglich davon .

Wenn die Mitgliedstaaten Vorschriften nach Unterabsatz 1
erlassen , nehmen sie in den Vorschriften selbst oder durch
einen Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung auf diese
Richtlinie Bezug . Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelhei­
ten dieser Bezugnahme.

( 2 ) Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission den
Wortlaut der wesentlichen innerstaatlichen Vorschriften ,
die sie auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet
erlassen .

Artikel 58

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet .

( 6 ) Die nach diesem Artikel genehmigte Übertragung
wird in dem Mitgliedstaat , in dem das Risiko belegen ist ,
nach Maßgabe des nationalen Rechts bekanntgemacht .
Sie wirkt automatisch gegenüber den betroffenen Versi­
cherungsunternehmen oder Versicherten sowie gegen­
über allen anderen Personen, die Rechte oder Pflichten
aus den übertragenen Verträgen haben .

Diese Bestimmung berührt nicht das Recht der Mitglied­
staaten , für die Versicherungsnehmer die Möglichkeit
vorzusehen , den Vertrag binnen einer bestimmten Frist
nach der Übertragung zu kündigen ."

Artikel 54

( 1 ) Ungeachtet gegenteiliger Vorschriften kann ein Mit­
gliedstaat , in dem Verträge zur Deckung von unter den
Zweig 2 von Buchstabe A des Anhangs der Richtlinie
73 / 239 /EWG eingestuften Risiken die im gesetzlichen
Sozialversicherungssystem vorgesehenen Krankenversiche­
rung ganz oder teilweise ersetzen können , verlangen, daß
der Vertrag den von diesem Mitgliedstaat erlassenen spezi­
fischen Rechtsvorschriften zum Schutz des Allgemeininter­
esses in bezug auf diesen Versicherungszweig entspricht
und daß den zuständigen Behörden dieses Mitgliedstaats
die allgemeinen und besonderen Versicherungsbedingungen
vor deren Verwendung mitgeteilt werden .

(2) Die Mitgliedstaaten können vorschreiben , daß die
Krankenversicherung im Sinne von Absatz 1 in technischer
Hinsicht nach Art der Lebensversicherung zu betreiben ist ,
wenn

— die Beiträge unter Zugrundelegung von Wahrscheinlich­
keitstafeln und anderen einschlägigen statistischen
Daten, die für den Mitgliedstaat , in dem das Risiko
belegen ist , maßgeblich sind , entsprechend der versiche­
rungsmathematischen Methode berechnet werden;

— eine Alterungsrückstellung gebildet wird ;
— der Versicherer den Vertrag nur innerhalb einer

bestimmten Frist , die von dem Mitgliedstaat festgelegt
wird , in dem das Risiko belegen ist, kündigen kann ;

— in dem Vertrag die Möglichkeit einer Beitragserhöhung
oder einer Senkung der Zahlungen selbst bei laufenden
Verträgen vorgesehen ist ;

— in dem Vertrag die Möglichkeit vorgesehen ist , daß der
Versicherungsnehmer seinen laufenden Vertrag in einen
neuen Vertrag gemäß Absatz 1 umwandeln kann, der
von demselben Versicherungsunternehmen oder dersel­
ben Niederlassung unter Berücksichtigung seiner erwor­
benen Rechte angeboten wird . Hierbei ist insbesondere
der Alterungsrückstellung Rechnung zu tragen, und
eine erneute ärztliche Untersuchung kann nur bei einer
Erhöhung des Versicherungsschutzes verlangt werden .

In diesem Fall veröffentlichen die Behörden dieses Mitglied­
staats die in Unterabsatz 1 genannten Wahrscheinlichkeits­
tafeln und anderen einschlägigen statistischen Daten und
übermitteln sie den Behörden des Herkunftsmitgliedstaats .
Die Beiträge müssen entsprechend vernünftigen versiche­

Geschehen zu Luxemburg am 18 . Juni 1992 .

Im Namen des Rates

Der Präsident

Vitor MARTINS



Nr. L 228 / 24 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 11 . 8 . 92

RICHTLINIE 92 /59/EWG DES RATES

vom 29. Juni 1992

über die allgemeine Produktsicherheit

DER RAT DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft , insbesondere auf Artikel 100a ,

auf Vorschlag der Kommission (*),

in Zusammenarbeit mit dem Europäischen Parlament ( 2 ),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschus­
ses ( 3 ),

in Erwägung nachstehender Gründe:

Es sind Maßnahmen zur schrittweisen Vollendung des
Binnenmarktes bis zum 31 . Dezember 1992 zu erlassen .
Der Binnenmarkt umfaßt einen Raum ohne Binnengrenzen,
in dem der freie Verkehr von Waren, Personen, Dienstlei­
stungen und Kapital gewährleistet ist .

Mehrere Mitgliedstaaten haben horizontale Rechtsvor­
schriften zur Produktsicherheit erlassen , die den Wirt­
schaftssubjekten vor allem eine allgemeine Verpflichtung
auferlegen, nur sichere Produkte in den Verkehr zu brin­
gen . Diese Rechtsvorschriften führen zu einem unterschied­
lichen Schutzniveau . Derartige Unterschiede und das Feh­
len horizontaler Rechtsvorschriften in anderen Mitglied­
staaten sind geeignet , den innergemeinschaftlichen Handel
zu behindern und Wettbewerbsverzerrungen innerhalb des
Binnenmarktes hervorzurufen .

Es ist sehr schwierig , Gemeinschaftsvorschriften für alle
gegenwärtigen und künftigen Produkte zu erlassen . Für
solche Produkte sind umfassende horizontale Rahmenvor­
schriften notwendig, die Lücken in gegenwärtigen oder
künftigen spezifischen Rechtsvorschriften schließen , um
vor allem das nach Artikel 100a Absatz 3 des Vertrages
geforderte hohe Schutzniveau für die Sicherheit und
Gesundheit von Personen zu gewährleisten .

Daher ist es erforderlich , für alle auf den Markt gebrachten
Produkte, die für die Verbraucher bestimmt sind oder von
den Verbrauchern verwendet werden könnten, gemein­
schaftsweit eine allgemeine Sicherheitsanforderung zu
schaffen . Dabei sind jedoch bestimmte gebrauchte Produk­
te von Natur wegen auszuschließen .

Produktionsanlagen, Investitionsgüter und andere nur zur
beruflichen Nutzung bestimmte Produkte werden von die­
ser Richtlinie nicht betroffen .

Die Bestimmungen dieser Richtlinie gelten , soweit es im
Rahmen von Gemeinschaftsregelungen keine spezifischen
Bestimmungen über die Sicherheit der betreffenden Produk­
te gibt .

Wenn in geltenden spezifischen Gemeinschaftsvorschriften ,
die auf eine vollständige Harmonisierung abzielen , insbe­
sondere solchen , die auf der Grundlage der neuen Konzep­
tion verabschiedet wurden, Anforderungen hinsichtlich der
Produktsicherheit festgelegt sind, ist es nicht notwendig,
den Wirtschaftssubjekten in bezug auf die Vermarktung der
unter solche Vorschriften fallenden Produkte weitere Ver­
pflichtungen aufzuerlegen .

Wenn für das betreffende Erzeugnis in spezifischen
Gemeinschaftsvorschriften nur bestimmte Gesichtspunkte
der Sicherheit oder Risikokategorien abgedeckt werden,
sind die Verpflichtungen der Wirtschaftssubjekte hinsicht­
lich dieser Aspekte ausschließlich durch diese Vorschriften
bestimmt.

Die Verpflichtung zur Einhaltung der allgemeinen Sicher­
heitsanforderung ist durch die Verpflichtung der Wirt­
schaftssubjekte zu ergänzen , dem Verbraucher einschlägige
Informationen zu liefern und entsprechend den besonderen
Merkmalen der Produkte angemessene Maßnahmen zu
treffen, so daß der Verbraucher über etwaige Risiken dieser
Produkte unterrichtet ist .

In Ermangelung spezifischer Vorschriften sind Kriterien für
die Beurteilung der Sicherheit eines Produktes festzulegen .

Die Mitgliedstaaten schaffen Behörden mit den erforderli­
chen Befugnissen , geeignete Maßnahmen zur Kontrolle der
Sicherheit von Produkten zu treffen .

Zu den geeigneten Maßnahmen muß insbesondere gehören,
daß die Mitgliedstaaten die Rücknahme bereits in Verkehr
gebrachter gefährlicher Produkte wirksam und sofort orga­
nisieren können.

Um die Einheit des Marktes zu erhalten , ist die Kommis­
sion von jeder Maßnahme zu unterrichten, mit der das
Inverkehrbringen eines Produkts beschränkt oder seine
Rücknahme vom Markt angeordnet wird , es sei denn, die
Maßnahme betrifft einen Vorfall , der nur örtliche, auf

( i ) ABI . Nr. C 156 vom 27 . 6 . 1990 , S. 8 .
( 2 ) ABl . Nr. C 96 vom 17 . 4 . 1990 , S. 283 , und

Beschluß vom 11 . Juni 1992 (noch nicht im Amtsblatt veröf­
fentlicht).

( 3 ) ABl . Nr. C 75 vom 26 . 3 . 1990 , S. 1 .
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jeden Fall auf das Hoheitsgebiet des betreffenden Mitglied­
staats begrenzte Auswirkungen hat . Solche Maßnahmen
dürfen nur unter Beachtung der Bestimmungen des Vertra­
ges , insbesondere der Artikel 30 bis 36 , getroffen werden .

Entscheidungen treffen . Dies kann zu nicht vertretbaren
Disparitäten beim Verbraucherschutz führen und somit den
innergemeinschaftlichen Handel behindern .

Es können schwere Produktsicherheitsnotfälle eintreten,
die die gesamte Gemeinschaft oder einen bedeutenden Teil
derselben betreffen oder in unmittelbarer Zukunft betreffen
könnten und für die wegen des Sicherheitsproblems , das
das Produkt aufweist , im Rahmen der Verfahren , die in
den spezifischen Gemeinschaftsvorschriften für das jeweili­
ge Produkt bzw . die jeweilige Produktgruppe vorgesehen
sind , keine mit der Dringlichkeit des Problems zu vereinba­
rende wirksame Lösung gefunden werden kann.

Die vorliegende Richtlinie beeinträchtigt nicht die Notifizie­
rungsverfahren gemäß der Richtlinie 83 / 189 / EWG des
Rates vom 28 . März 1983 über ein Informationsverfahren
auf dem Gebiet der Normen und technischen Vorschrif­
ten (*) und der Entscheidung 88 / 383 / EWG der Kommis­
sion vom 24 . Februar 1988 über die Verbesserung der
Information im Bereich Sicherheit , Arbeitshygiene und
Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz ( 2 ).

Daher ist ein geeignetes Verfahren zu schaffen, bei dem als
letztes Mittel für die gesamte Gemeinschaft Maßnahmen in
Form von an die Mitgliedstaaten gerichteten Entscheidun­
gen erlassen werden können , damit Notfällen der genann­
ten Art begegnet werden kann. Solche Entscheidungen
gelten für die Wirtschaftssubjekte nicht unmittelbar , son­
dern müssen in innerstaatliches Recht umgesetzt werden .
Nach diesem Verfahren darf die Kommission mit Unter­
stützung eines Ausschusses der Vertreter der Mitgliedstaa­
ten nur befristete Maßnahmen beschließen . Zur Zusam­
menarbeit mit den Mitgliedstaaten ist ein Regelungsaus­
schuß gemäß dem Verfahren III Variante b ) des Beschlusses
87 / 373 / EWG ( 9 ) einzusetzen .

Eine wirksame Überwachung der Produktsicherheit erfor­
dert die Schaffung eines landes- und gemeinschaftsweiten
Systems für den raschen Informationsaustausch über Pro­
duktsicherheitsnotfälle . Daher ist das Verfahren nach der
Entscheidung 89 /45 / EWG des Rates vom 21 . Dezember
1988 über ein gemeinschaftliches System zum raschen
Austausch von Informationen über die Gefahren bei der
Verwendung von Konsumgütern ( 3 ) in die vorliegende
Richtlinie einzugliedern und diese Entscheidung aufzuhe­
ben . Außerdem ist es angebracht , die gemäß dieser Ent­
scheidung festgelegten detaillierten Verfahren in die vorlie­
gende Richtlinie zu übernehmen und der Kommission die
Befugnis zu übertragen , diese Verfahren mit Unterstützung
eines Ausschusses anzupassen.

Diese Richtlinie hat keine Auswirkungen auf die Rechte der
Geschädigten im Sinne der Richtlinie 85 / 374/EWG des
Rates vom 25 . Juli 1985 zur Angleichung der Rechts- und
Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Haf­
tung für fehlerhafte Produkte ( 10).

Entsprechende Meldeverfahren gibt es im übrigen bereits
für Arzneimittel (Richtlinien 75 / 319 / EWG ( 4 ) und 81 /
851 /EWG ( 5 )), Viehseuchen ( Richtlinie 82/ 894 /
EWG (6)), Erzeugnisse tierischen Ursprungs (Richtlinie 89 /
622/EWG ( 7 )) und in Form des Systems zum schnellen
Informationsaustausch im Fall einer radiologischen Not­
standssituation (Entscheidung 87 / 600 /Euratom ( 8 )).

Die Mitgliedstaaten haben dafür zu sorgen, daß bei den
zuständigen Gerichten geeignete Rechtsbehelfe gegen Maß­
nahmen der zuständigen Behörden eingelegt werden kön­
nen , durch die das Inverkehrbringen eines Produktes
beschränkt oder seine Rücknahme vom Markt angeordnet
wird .Es ist in erster Linie Sache der Mitgliedstaaten, unter

Einhaltung der Bestimmungen des Vertrages , insbesondere
der Artikel 30 bis 36 , die entsprechenden Maßnahmen in
bezug auf gefährliche Produkte zu ergreifen , die sich in
ihrem Hoheitsgebiet befinden. Im Lichte der Erfahrungen ist eine etwaige Anpassung

dieser Richtlinie insbesondere hinsichtlich der Ausdehnung
des Anwendungsbereichs und hinsichtlich der Vorschriften
für Notfälle und für Maßnahmen auf Gemeinschaftsebene
in Betracht zu ziehen.Es besteht daher die Möglichkeit , daß die einzelnen Mit­

gliedstaaten für ein bestimmtes Produkt unterschiedliche

Bei importierten Produkten sind im übrigen Maßnahmen
zur Abwendung von Gefahren für die Sicherheit und
Gesundheit von Personen in Übereinstimmung mit den
internationalen Verpflichtungen der Gemeinschaft zu erlas­
sen —

( 1 ) ABl . Nr . L 109 vom 26 . 4 . 1983 , S. 8 .
( 2 ) ABl . Nr. L 183 vom 14 . 7 . 1988 , S. 34 .
( 3 ) ABl . Nr . L 17 vom 21 . 1 . 1989 , S. 51 .
( 4 ) ABl . Nr . L 147 vom 9 . 6 . 1975 , S. 13 .
( 5 ) ABl . Nr . L 317 vom 6 . 11 . 1981 , S. 1 .
( 6 ) ABl. Nr. L 378 vom 31 . 12 . 1982 , S. 58 .
( 7) ABl . Nr . L 395 vom 30 . 12. 1989 , S. 13 .
( 8 ) ABl . Nr. L 371 vom 30 . 12. 1987 , S. 76 .

( 9 ) ABl . Nr. L 197 vom 18 . 7 . 1987 , S. 3 .
( 10) ABl . Nr. L 210 vom 7 . 8 . 1985 , S. 29 .
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HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

TITEL I

Ziele — Geltungsbereich — Begriffsbestimmungen

— seine Einwirkung auf andere Produkte, wenn eine
gemeinsame Verwendung mit anderen Produkten
vernünftigerweise vorhersehbar ist;

— seine Aufmachung , seine Etikettierung, gegebenen­
falls seine Gebrauchs- und Bedienungsanleitung und
Anweisungen für seine Beseitigung sowie alle sonsti­
gen Angaben oder Informationen seitens des Her­
stellers ;

— die Gruppen von Verbrauchern, die bei der Ver­
wendung des Produkts einem erhöhten Risiko aus­
gesetzt sind , vor allem Kinder .

Die Möglichkeit , einen höheren Sicherheitsgrad zu
erreichen , oder die Verfügbarkeit anderer Produkte, die
eine geringere Gefährdung aufweisen, ist kein ausrei­
chender Grund , um ein Produkt als nicht sicher oder
gefährlich anzusehen ;

c ) „gefährliches Produkt" jedes Produkt, das nicht der
Begriffsbestimmung des sicheren Produkts gemäß Buch­
stabe b) entspricht;

d ) „Hersteller"

— der Hersteller des Produkts , wenn er seinen Sitz in
der Gemeinschaft hat , und jede andere Person, die
als Hersteller auftritt, indem sie auf dem Produkt
ihren Namen , ihr Markenzeichen oder ein anderes
Unterscheidungszeichen anbringt , oder die Person,
die das Produkt wiederaufarbeitet;

— der Vertreter des Herstellers, wenn dieser seinen
Sitz nicht in der Gemeinschaft hat, oder, falls kein
Vertreter mit Sitz in der Gemeinschaft vorhanden
ist , der Importeur des Produkts ;

— sonstige Gewerbetreibende der Absatzkette , soweit
ihre Tätigkeit die Sicherheitseigenschaften eines auf
den Markt gebrachten Produkts beeinflussen kann ;

e ) „Händler" jeder Gewerbetreibende der Absatzkette ,
dessen Tätigkeit die Sicherheitseigenschaften eines auf
den Markt gebrachten Produktes nicht beeinflußt.

Artikel 1

{ 1 ) Mit dieser Richtlinie soll sichergestellt werden, daß die
in den Verkehr gebrachten Produkte sicher sind .

( 2 ) Die Bestimmungen dieser Richtlinie gelten , soweit es
im Rahmen gemeinschaftlicher Rechtsvorschriften keine
spezifischen Bestimmungen über die Sicherheit der betref­
fenden Produkte gibt .

Enthält eine spezifische gemeinschaftliche Rechtsvorschrift
Bestimmungen , in denen die Sicherheitsanforderungen für
bestimmte Produkte festgelegt werden , so finden insbeson­
dere die Artikel 2, 3 und 4 auf keinen Fall Anwendung auf
diese Produkte .

Enthält eine spezifische gemeinschaftliche Rechtsvorschrift
Bestimmungen, die nur bestimmte Gesichtspunkte der
Sicherheit der betreffenden Produkte oder Risikokategorien
für die betreffenden Produkte regeln , so finden diese
Bestimmungen in bezug auf diese Sicherheits- bzw. Risiko­
gesichtspunkte Anwendung.

TITEL II

Allgemeine Sicherheitsverpfhchtung

Artikel 2

Im Sinne dieser Richtlinie gilt als

a ) „Produkt" jedes Produkt , das für Verbraucher bestimmt
ist oder von Verbrauchern benutzt werden könnte und
das entgeltlich oder unentgeltlich im Rahmen einer
Geschäftstätigkeit geliefert wird, unabhängig davon, ob
es neu, gebraucht oder wiederaufgearbeitet ist .

Diese Richtlinie gilt jedoch nicht für gebrauchte Pro­
dukte , die als Antiquitäten oder als Produkte geliefert
werden, die vor ihrer Verwendung instand gesetzt oder
wiederaufgearbeitet werden müssen , sofern der Liefe­
rant der von ihm belieferten Person klare Angaben
darüber macht ;

b ) „sicheres Produkt" jedes Produkt , das bei normaler
oder vernünftigerweise vorhersehbarer Verwendung,
was auch die Gebrauchsdauer einschließt , keine oder
nur geringe , mit seiner Verwendung zu vereinbarende
und unter Wahrung eines hohen Schutzniveaus für die
Gemeinschaft und Sicherheit von Personen vertretbare
Gefahren birgt , insbesondere im Hinblick auf
— die Eigenschaften des Produkts , unter anderem sei­

ne Zusammensetzung, seine Verpackung, die Bedin­
gungen für seinen Zusammenbau , seine Wartung;

Artikel 3

( 1 ) Die Hersteller dürfen nur sichere Produkte auf den
Markt bringen .

(2 ) Die Hersteller haben im Rahmen ihrer jeweiligen
Geschäftstätigkeit

— dem Verbraucher einschlägige Informationen zu ertei­
len , damit er die Gefahren , die von dem Produkt
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der Technik sowie der Sicherheit, welche die Verbraucher
billigerweise erwarten dürfen , bewertet .

( 3 ) Die Übereinstimmung eines Produkts mit den Bestim­
mungen des Absatzes 1 oder 2 hindert die zuständigen
Behörden der Mitgliedstaaten nicht daran, zweckmäßige
Maßnahmen zu ergreifen , um die Vermarktung eines Pro­
dukts zu beschränken oder dessen Rücknahme vom Markt
zu verlangen, wenn sich trotz dieser Übereinstimmung
herausstellt , daß es für die Gesundheit und die Sicherheit
der Verbraucher gefährlich ist .

TITEL III

Pflichten und Befugnisse der Mitgliedstaaten

während der üblichen oder nach vernünftigem Ermes­
sen voraussehbaren Gebrauchsdauer ausgehen und
ohne entsprechende Warnhinweise nicht unmittelbar
erkennbar sind , beurteilen und sich dagegen schützen
kann .

Die Anbringung solcher Warnhinweise entbindet jedoch
nicht von der Verpflichtung, die übrigen Sicherheitsan­
forderungen dieser Richtlinie zu beachten ;

— den Eigenschaften der von ihnen gelieferten Produkte
angemessene Maßnahmen zu treffen, damit sie imstan­
de sind , die etwaigen von diesen Produkten ausgehen­
den Gefahren zu erkennen, und zu deren Vermeidung
zweckmäßige Vorkehrungen, erforderlichenfalls ein­
schließlich der Rücknahme des betreffenden Produkts
vom Markt , zu treffen .

Die obenerwähnten Maßnahmen umfassen, sofern
zweckmäßig, beispielsweise die Kennzeichnung der Pro­
dukte oder des Produktpostens im Hinblick auf deren
Identifizierung, die Durchführung von Stichproben bei
den in den Verkehr gebrachten Produkten und die
Untersuchung von Beschwerden sowie die Unterrich­
tung der Händler über diese Überwachungsmaßnah­
men .

( 3 ) Die Händler haben sorgfältig zu handeln , um zur
Einhaltung der allgemeinen Sicherheitsverpflichtung beizu­
tragen, indem sie vor allem keine Produkte liefern , von
denen sie wissen oder bei denen sie anhand der ihnen
vorliegenden Informationen und als Gewerbetreibende hät­
ten davon ausgehen müssen , daß sie dieser Anforderung
nicht genügen. Im Rahmen ihrer jeweiligen Geschäftstätig­
keit haben sie vor allem an der Überwachung der Sicherheit
der auf dem Markt befindlichen Produkte mitzuwirken,
insbesondere durch Weitergabe von Hinweisen auf eine von
den Produkten ausgehende Gefährdung und durch Mitar­
beit an Maßnahmen zur Vermeidung dieser Gefahren .

Artikel 5

Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen Rechts- und
Verwaltungsvorschriften , um sicherzustellen , daß die Her­
steller und Händler die sich für sie aus dieser Richtlinie
ergebenden Verpflichtungen einhalten und nur sichere Pro­
dukte auf den Markt gebracht werden.

Die Mitgliedstaaten müssen insbesondere Behörden schaf­
fen oder benennen , welche die Übereinstimmung der Pro­
dukte mit der Verpflichtung, nur sichere Produkte auf den
Markt zu bringen , kontrollieren, und dabei sicherstellen ,
daß diese Behörden über die erforderlichen Befugnisse
verfügen, um geeignete Maßnahmen im Sinne dieser Richt­
linie treffen zu können , einschließlich der Möglichkeit,
angemessene Sanktionen bei Zuwiderhandlungen gegen
diese Richtlinie zu verhängen. Sie melden diese Behörden
der Kommission , die diese Information den übrigen Mit­
gliedstaaten übermittelt .

Artikel 4

( 1 ) Sind die Sicherheitsanforderungen an das Produkt
nicht durch spezifische gemeinschaftliche Rechtsvorschrif­
ten geregelt, so gilt ein Produkt als sicher, wenn es den mit
dem Vertrag, insbesondere den Artikeln 30 und 36 , in
Einklang stehenden spezifischen Rechtsvorschriften des
Mitgliedstaats, in dessen Hoheitsgebiet sich das Produkt im
Verkehr befindet , über die Gesundheits- und Sicherheitsan­
forderungen für das Inverkehrbringen dieses Produkts ent­
spricht.

(2 ) In Ermangelung einer spezifischen Vorschrift im Sinne
von Absatz 1 wird die Übereinstimmung eines Produkts mit
der allgemeinen Sicherheitsanforderung unter Berücksichti­
gung der innerstaatlichen unverbindlichen ^Jormen , die
eine europäische Norm umsetzen , etwaiger technischer
Spezifikationen der Gemeinschaft oder andernfalls der Nor­
men des Mitgliedstaats , in dem sich das Produkt im Ver­
kehr befindet , der auf dem Gebiet der Gesundheit und der
Sicherheit bestehenden Verhaltenskodizes des betreffenden
Bereichs oder aber anhand des Stands der Kenntnisse und

Artikel 6

( 1 ) Aufgrund von Artikel 5 verfügen die Mitgliedstaaten
über die entsprechend dem Ausmaß der Gefährdung und in
Übereinstimmung mit dem Vertrag, insbesondere mit den
Artikeln 30 und 36 , auszuübenden Befugnisse für den
Erlaß geeigneter Maßnahmen, um unter anderem

a ) die Sicherheitseigenschaften eines Produkts , auch nach­
dem es als sicher auf den Markt gebracht wurde , in
angemessenem Umfang bis zur letzten Stufe des
Gebrauchs oder Verbrauchs zu überprüfen;

b ) von allen Beteiligten alle erforderlichen Informationen
zu verlangen;

c) im Hinblick auf Sicherheitsprüfungen Muster eines Pro­
dukts oder einer Produktreihe zu entnehmen;

d) das Inverkehrbringen eines Produkts Vorbedingungen
zu unterwerfen , um dieses sicher zu machen und das
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( 2 ) Die Kommission konsultiert umgehend die betroffenen
Parteien . Stellt die Kommission nach dieser Konsultation
fest , daß die Maßnahme gerechtfertigt ist, so unterrichtet
sie unverzüglich den Mitgliedstaat, der die Maßnahme
getroffen hat , sowie die übrigen Mitgliedstaaten . Stellt die
Kommission nach dieser Konsultation fest , daß die Maß­
nahme nicht gerechtfertigt ist , so unterrichtet sie unverzüg­
lich den Mitgliedstaat, der die Maßnahme getroffen hat .

Anbringen geeigneter Warnhinweise über von dem Pro­
dukt ausgehende Gefährdungen zu verlangen ;

e) zu veranlassen, daß alle , die einer von einem Produkt
ausgehenden Gefahr ausgesetzt sein können , rechtzeitig
in geeigneter Form , auch durch die Veröffentlichung
entsprechender Warnungen , auf diese Gefahr hingewie­
sen werden ;

f) für den für die entsprechenden Prüfungen erforderli­
chen Zeitraum vorübergehend zu verbieten, das betref­
fende Produkt oder den betreffenden Produktposten zu
liefern , zur Lieferung anzubieten oder auszustellen ,
sofern genaue und übereinstimmende Indizien für die
Gefährlichkeit dieser Produkte vorliegen ;

g) das Inverkehrbringen eines Produkts oder eines Pro­
duktpostens , das bzw. der sich als gefährlich erwiesen
hat , zu verbieten und notwendige flankierende Maß­
nahmen zur Gewährleistung der Einhaltung dieses Ver­
bots festzulegen ;

h ) die Rücknahme eines bereits auf dem Markt befindli­
chen Produkts oder eines Produktpostens und nötigen­
falls dessen Vernichtung unter geeigneten Bedingungen
effizient und sofort zu organisieren .

( 2 ) Die von den zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten
aufgrund dieses Artikels zu treffenden Maßnahmen richten
sich je nachdem

a) an den Hersteller,

b ) im Rahmen ihrer jeweiligen Geschäftstätigkeit an die
Händler und insbesondere an den Verantwortlichen der
ersten Vertriebsstufe auf dem Inlandsmarkt;

c) an jede andere Person, wenn sich dies als nötig erweist ,
im Hinblick auf deren Mitwirkung an Maßnahmen zur
Vermeidung der sich aus einem Produkt ergebenden
Gefährdung.

TITEL V

Notfälle und Maßnahmen auf Gemeinschaftsebene

Artikel 8

( 1 ) Trifft ein Mitgliedstaat Sofortmaßnahmen oder
beschließt er die Einführung von Sofortmaßnahmen , wel­
che die etwaige Vermarktung oder Verwendung eines Pro­
dukts oder eines Produktpostens in seinem Hoheitsgebiet
verhindern , einschränken oder besonderen Bedingungen
unterwerfen , weil das betreffende Produkt oder der betref­
fende Produktposten eine ernste und unmittelbare Gefahr
für die Gesundheit und Sicherheit der Verbraucher dar­
stellt , so unterrichtet er hiervon unverzüglich die Kommis­
sion , sofern diese Verpflichtung nicht schon aufgrund
gleichwertiger Verfahren im Rahmen anderer Rechtsakte
der Gemeinschaft vorgesehen ist .

Diese Verpflichtung besteht nicht , wenn die Auswirkungen
der Gefahr das Hoheitsgebiet des betreffenden Mitglied­
staats nicht überschreiten oder nicht überschreiten kön­
nen .

Unbeschadet des Unterabsatzes 1 können die Mitgliedstaa­
ten ihnen vorliegende Informationen über das Bestehen
einer ernsten und unmittelbaren Gefahr der Kommission
auch mitteilen , bevor sie beschließen, diesbezügliche Maß­
nahmen zu ergreifen .

( 2 ) Bei Erhalt solcher Informationen überprüft die Kom­
mission sie auf ihre Übereinstimmung mit der vorliegenden
Richtlinie und übermittelt sie den übrigen Mitgliedstaaten,
die ihrerseits der Kommission unverzüglich mitteilen , wel­
che Maßnahmen sie ergriffen haben.

(3 ) Die detaillierten Verfahrensregeln für das gemein­
schaftliche Informationssystem gemäß diesem Artikel sind
im Anhang aufgeführt . Die Kommission paßt die Einzelhei­
ten dieser Verfahren nach dem Verfahren des Artikels 11
an .

Artikel 9

Erlangt die Kommission auf dem Wege einer Notifizierung
durch einen Mitgliedstaat oder durch von einem Mitglied­
staat übermittelte Informationen , insbesondere gemäß den
Artikeln 7 und 8 , Kenntnis von einer ernsten und unmittel­
baren Gefahr für die Gesundheit und Sicherheit der Ver­
braucher in mehr als einem Mitgliedstaat, die von einem
bestimmten Produkt ausgeht , und

TITEL IV

Unterrichtung und Informationsaustausch

Artikel 7

( 1 ) Trifft ein Mitgliedstaat Maßnahmen , durch die das
Inverkehrbringen eines Produkts oder eines Produktpostens
beschränkt oder seine Rücknahme vom Markt nach Artikel
6 Absatz 1 Buchstaben d) bis h ) angeordnet wird, so
unterrichtet er hiervon unter Angabe der Gründe die Kom­
mission , sofern die Unterrichtungspflicht nicht in einer
besonderen gemeinschaftlichen Rechtsvorschrift vorgesehen
ist . Diese Verpflichtung besteht nicht , wenn die Maßnah­
men einen Vorfall betreffen, der nur örtliche, auf jeden Fall
auf das Hoheitsgebiet des betreffenden Mitgliedstaats
begrenzte Auswirkungen hat .
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a) haben ein oder mehrere Mitgliedstaaten Maßnahmen
im Sinne von Artikel 6 Absatz 1 Buchstaben d) bis h )
ergriffen, durch welche das Inverkehrbringen des
betreffenden Produkts eingeschränkt oder seine Rück­
nahme vom Markt angeordnet wird , und

b) bestehen zwischen den Mitgliedstaaten Meinungsunter­
schiede über die in bezug auf diese Gefahr zu ergreifen­
den Maßnahmen und

c) kann die Gefahr angesichts der Art des Produktsicher­
heitsproblems nach den Verfahren der einschlägigen
Gemeinschaftsvorschriften für das betreffende Produkt
oder die betreffende Produktgruppe nicht in mit der
Dringlichkeit des Problems zu vereinbarender Weise
bewältigt werden und

d) kann die Gefahr nur durch Erlaß geeigneter und
gemeinschaftsweit anwendbarer Maßnahmen zur Ge­
währleistung des Schutzes der Gesundheit und Sicher­
heit der Verbraucher sowie des ordnungsgemäßen
Funktionierens des Gemeinsamen Marktes angemessen
bewältigt werden,

so kann die Kommission nach Anhörung der Mitgliedstaa­
ten und auf Antrag zumindest eines dieser Staaten gemäß
dem Verfahren des Artikels 11 einen Beschluß fassen, mit
dem die Mitgliedstaaten verpflichtet werden, nach Maßga­
be des Artikels 6 Absatz 1 Buchstaben d) bis h ) geeignete
vorläufige Vorkehrungen zu treffen .

Mitgliedstaaten gemäß dem vorgenannten Artikel gewo­
gen. Der Vorsitzende nimmt an der Abstimmung nicht
teil .

Die Kommission erläßt die beabsichtigten Maßnahmen ,
wenn sie mit der Stellungnahme des Ausschusses überein­
stimmen . Stimmen die beabsichtigten Maßnahmen mit der
Stellungnahme des Ausschusses nicht überein oder liegt
keine Stellungnahme vor , so unterbreitet die Kommission
dem Rat unverzüglich einen Vorschlag für die zu treffenden
Maßnahmen. Der Rat beschließt mit qualifizierter Mehr­
heit .

Hat der Rat nach Ablauf einer Frist von 15 Tagen nach
seiner Befassung keinen Beschluß gefaßt , so werden die
vorgeschlagenen Maßnahmen von der Kommission erlas­
sen , es sei denn , der Rat hat sich mit einfacher Mehrheit
gegen die genannten Maßnahmen ausgesprochen.

( 2 ) Maßnahmen , die nach diesem Verfahren erlassen wor­
den sind , gelten für die Dauer von höchstens drei Monaten .
Sie können nach dem gleichen Verfahren verlängert wer­
den.

( 3 ) Die Mitgliedstaaten treffen alle erforderlichen Maß­
nahmen , um die nach diesem Verfahren erlassenen Ent­
scheidungen innerhalb einer Frist von weniger als zehn
Tagen durchzuführen .

( 4 ) Die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten , die die
nach diesem Verfahren getroffenen Maßnahmen durchfüh­
ren, geben den betroffenen Parteien innerhalb einer Frist
von einem Monat Gelegenheit zur Äußerung und unterrich­
ten hiervon die Kommission .

Artikel 10

( 1 ) Die Kommission wird von einem Ausschuß für Pro­
duktsicherheitsnotfälle (nachstehend „Ausschuß" genannt)
unterstützt, dem Vertreter aller Mitgliedstaaten angehören
und in dem der Vertreter der Kommission den Vorsitz
führt .

( 2 ) Unbeschadet des Artikels 9 Buchstabe c) arbeiten der
in Absatz 1 genannte Ausschuß und die sonstigen Aus­
schüsse , die im Rahmen einer spezifischen Gemeinschafts­
vorschrift eingesetzt worden sind und die Kommission bei
der Behandlung von Gesundheits- und Sicherheitsaspekten
des betreffenden Produkts unterstützen , eng zusammen.

Artikel 12

Die Mitgliedstaaten und die Kommission treffen die erfor­
derlichen Maßnahmen, damit ihre Beamten und Bedienste­
ten verpflichtet werden , die aufgrund dieser Richdinie
gesammelten Informationen, die ihrem Wesen nach dem
Geschäftsgeheimnis unterliegen , geheimzuhalten , es sei
denn, bestimmte Informationen über sicherheitsrelevante
Eigenschaften eines Produkts müssen unter Berücksichti­
gung der Gesamtumstände veröffentlicht werden, um den
Schutz der Gesundheit und Sicherheit von Personen zu
gewährleisten .

TITEL VI

Artikel 11

( 1 ) Der Vertreter der Kommission unterbreitet dem Aus­
schuß einen Entwurf der zu treffenden Maßnahmen. Der
Ausschuß gibt nach vorheriger Prüfung des Vorliegens der
Bedingungen nach Artikel 9 seine Stellungnahme zu diesem
Entwurf innerhalb einer Frist ab , die der Vorsitzende unter
Berücksichtigung der Dringlichkeit der betreffenden Frage
festsetzen kann , die aber keinesfalls einen Monat über­
schreiten darf. Die Stellungnahme wird mit der Mehrheit
abgegeben, die in Artikel 148 Absatz 2 des Vertrages für
die Annahme der vom Rat auf Vorschlag der Kommission
zu fassenden Beschlüsse vorgesehen ist . Bei der Abstim­
mung im Ausschuß werden die Stimmen der Vertreter der

Sonstige und Schlußbestimmungen

Artikel 13

Diese Richtlinie läßt die Richtlinie 85 / 374 / EWG unbe­
rührt.



Nr. L 228 / 30 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 11 . 8 . 92

Kommission über die zwischenzeitlichen Erfahrungen, der
entsprechende Vorschläge enthält , über die etwaige Anpas­
sung dieser Richtlinie, und zwar insbesondere hinsichtlich
der Erweiterung des in Artikel 1 Absatz 1 und Artikel 2
Buchstabe a) festgelegten Anwendungsbereichs sowie über
eine etwaige Änderung der Vorschriften des Titels V.

Artikel 17

( 1 ) Die .Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen Rechts­
und Verwaltungsvorschriften , um dieser Richtlinie späte­
stens am 29 . Juni 1994 nachzukommen . Sie setzen die
Kommission unverzüglich davon in Kenntnis . Die erlasse­
nen Vorschriften sind ab dem 29 . Juni 1994 anwendbar .

( 2 ) Wenn die Mitgliedstaaten Vorschriften nach Absatz 1
erlassen , nehmen sie in den Vorschriften selbst oder durch
einen Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung auf diese
Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelhei­
ten der Bezugnahme .

(3 ) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wort­
laut der innerstaatlichen Rechtsvorschriften mit, die sie auf
dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen .

Artikel 14

( 1 ) Jede aufgrund dieser Richtlinie getroffene Entschei­
dung, durch die das Inverkehrbringen eines Produkts
beschränkt oder seine Rücknahme vom Markt angeordnet
wird , ist angemessen zu begründen. Die Entscheidung ist
der betroffenen Partei umgehend zuzustellen ; diese ist
gleichzeitig über die Rechtsbehelfe , die sie nach den Rechts­
vorschriften des betreffenden Mitgliedstaats einlegen kann,
und über die für diese Rechtsbehelfe geltenden Fristen zu
unterrichten .

Den Adressaten ist möglichst vor dem Erlaß der Entschei­
dung Gelegenheit zur Äußerung zu geben . Hat eine Konsul­
tation , insbesondere wegen der Dringlichkeit der zu treffen­
den Maßnahmen , vorher nicht stattgefunden , ist ihnen
nach dem Erlaß dieser Entscheidung zu gegebener Zeit
Gelegenheit zur Äußerung zu geben .

Bei den Maßnahmen, durch die die Rücknahme des Pro­
dukts vom Markt angeordnet wird , ist dem Bestreben
Rechnung zu tragen, Händler , Benutzer und Verbraucher
zur Mitwirkung bei der Durchführung dieser Maßnahmen
zu veranlassen .

( 2) Die Mitgliedstaaten stellen sicher , daß Entscheidungen
der zuständigen Behörden, durch die das Inverkehrbringen
eines Produkts beschränkt oder seine Rücknahme vom
Markt angeordnet wird, von den zuständigen Gerichten
überprüft werden können.

(3 ) Keine Entscheidung aufgrund dieser Richtlinie , durch
die das Inverkehrbringen eines Produkts beschränkt oder
seine Rücknahme vom Markt angeordnet wird, berührt in
irgendeiner Weise eine eventuelle strafrechtliche Prüfung
der Haftung der Partei, an die sie gerichtet ist .

Artikel 15

Die Kommission unterbreitet dem Europäischen Parlament
und dem Rat alle zwei Jahre , gerechnet ab Erlaß dieser
Richtlinie , einen Bericht über deren Anwendung.

Artikel 16

Vier Jahre nach dem in Artikel 17 Absatz 1 genannten
Zeitpunkt befindet der Rat anhang eines Berichts der

Artikel 18

Die Entscheidung 89 /45 /EWG wird zu dem in Artikel 17
Absatz 1 genannten Zeitpunkt aufgehoben.

Artikel 19

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet .

Geschehen zu Luxemburg am 29 . Juni 1992 .

Im Namen des Rates

Der Präsident

Carlos BORREGO
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ANHANG

DETAILLIERTE VERFAHRENSREGELN ZUR DURCHFÜHRUNG DES GEMEINSCHAFTLICHEN
SYSTEMS ZUM RASCHEN AUSTAUSCH VON INFORMATIONEN GEMÄSS ARTIKEL 8

1 . Das System bezieht sich auf in Verkehr gebrachte Produkte im Sinne des Artikels 2 Buchstabe a) dieser
Richtlinie .

Arzneimittel im Geltungsbereich der Richtlinie 75 / 319 / EWG und 81 / 851 / EWG, Tiere im Geltungsbe­
reich der Richtlinie 82 / 894 /EWG , Erzeugnisse tierischen Ursprungs, soweit sie in den Geltungsbereich
der Richtlinie 89 / 662 / EWG fallen , sowie das System für radiologische Notfälle, welches die weitreichen­
de Verseuchung von Produkten abdeckt (Entscheidung 87 / 600 / Euratom), sind von dieser Regelung
ausgenommen , da hierfür äquivalente Meldeverfahren gelten .

2 . Das System zielt grundsätzlich auf einen raschen Informationsaustausch bei ernsten unmittelbaren
Gefahren für die Gesundheit und Sicherheit der Verbraucher ab. Genaue Kriterien für den ernsten und
unmittelbaren Charakter von Gefahren können nicht festgelegt werden ; daher müssen die einzelstaatlichen
Behörden jeden Fall individuell prüfen . Zu beachten ist , daß Artikel 8 dieser Richtlinie unmittelbare
Gefahren bei der Verwendung eines Erzeugnisses durch den Verbraucher betrifft und deshalb Erzeugnisse
mit langfristigen Risiken, die eine Prüfung etwaiger technischer Änderungen durch Richtlinien oder
Normen erfordern , ausschließt .

3 . Sobald der Verdacht auf eine ernste und unmittelbare Gefahr besteht , setzt sich die einzelstaatliche
Behörde — soweit möglich und angebracht — mit dem Hersteller oder Händler des betreffenden
Erzeugnisses in Verbindung. Ihr Standpunkt und die Einzelheiten , die sie mitteilen , können sowohl den
Verwaltungen der Mitgliedstaaten als auch der Kommission als Anhaltspunkt dienen , um zu entscheiden ,
welche Maßnahmen zu ergreifen sind , um den Verbraucherschutz bei minimalem Eingriff in die
Geschäftstätigkeiten sicherzustellen. Hierzu sollten sich die Mitgliedstaaten bemühen , möglichst vollstän­
dige Informationen über die Erzeugnisse und die Art der Gefahr zu erhalten , ohne dabei die notwendige
zügige Bearbeitung zu gefährden .

4 . Sobald ein Mitgliedstaat eine ernste und unmittelbare Gefahr erkennt , deren Auswirkungen sich über sein
Hoheitsgebiet hinaus ausdehnen bzw. ausdehnen können , und Maßnahmen ergriffen oder beschlossen
worden sind , benachrichtigt er hiervon unverzüglich die Kommission . In der entsprechenden Mitteilung
gibt der Mitgliedstaat an , daß die Kommission gemäß Artikel 8 dieser Richtlinie benachrichtigt wird .
Ferner sind die vorliegenden Informationen mitzuteilen , insbesondere

a) Angaben zur Identifizierung des Erzeugnisses ;

b) die damit verbundene Gefahr sowie Ergebnisse etwaiger Tests bzw. Analysen , die für die Bestimmung
des Risikograds relevant sind ;

c) Art der getroffenen oder beschlossenen Maßnahmen ;

d ) wenn möglich , Informationen über die Absatzkette .

Diese Informationen sind schriftlich , vorzugsweise per Telex oder Telefax , mitzuteilen ; die Kommission
kann jedoch zuvor telefonisch benachrichtigt werden. Dabei ist stets zu bedenken , daß die schnelle
Übermittlung der Informationen eine entscheidende Rolle spielt .

5 . Unbeschadet von Nummer 4 können die Mitgliedstaaten gegebenenfalls vor der Entscheidung über die zu
treffenden Maßnahmen Informationen an die Kommission weiterleiten . Eine sofortige Kontaktaufnahme,
sobald die Gefahr entdeckt oder vermutet wird , kann Vorbeugungsmaßnahmen erleichtern.

6 . Betrachtet ein Mitgliedstaat bestimmte Informationen als vertraulich , so hat er darauf hinzuweisen und die
Bitte um vertrauliche Behandlung zu begründen . Dabei ist zu bedenken , daß die Notwendigkeit wirksamer
Maßnahmen zum Schutz des Verbrauchers in der Regel Vorrang vor Vertraulichkeitserwägungen hat .
Ferner ist daran zu erinnern , daß sowohl von der Kommission als auch von den verantwortlichen
Mitgliedern des Netzes in den einzelnen Mitgliedstaaten Vorsichtsmaßnahmen ergriffen werden , um jede
unnötige Verbreitung von Informationen zu vermeiden , die den Ruf eines Produkts oder einer Produkt­
reihe schädigen könnten .

7. Die Kommission prüft die Übereinstimmung der erhaltenen Informationen mit Artikel 8 dieser Richdinie ,
nimmt gegebenenfalls Fühlung mit dem mitteilenden Land auf und übermittelt die Informationen
unverzüglich per Telex oder Telefax an die zuständigen Behörden der übrigen Mitgliedstaaten mit einer
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Kopie an die ständigen Vertretungen ; diese Behörden können gleichzeitig mit der Übermittlung des
Fernschreibens über Telefon benachrichtigt werden . Die Kommission kann ferner mit dem vermutlichen
Ursprungsland des Erzeugnisses Fühlung aufnehmen , um die erforderlichen Prüfungen vorzunehmen .

8 . Gleichzeitig kann die Kommission , wenn sie dies für notwendig hält , zur Ergänzung der erhaltenen
Informationen unter außergewöhnlichen Umständen selbständig eine Untersuchung durchfuhren und/oder
den in Artikel 10 Absatz 1 dieser Richtlinie vorgesehenen Ausschuß für Produktsicherheitsnotfälle
einberufen.

Im Fall einer solchen Untersuchung haben die Mitgliedstaaten der Kommission die angeforderten
Informationen soweit wie möglich zu übermitteln .

9 . Die übrigen Mitgliedstaaten werden sodann gebeten , der Kommission nach Möglichkeit unverzüglich
mitzuteilen ,

a ) ob das Erzeugnis in ihrem Hoheitsgebiet in Verkehr gebracht wurde;
b) welche Zusatzinformationen sie über die betreffende Gefahr besitzen , unter anderem die Ergebnisse

etwaiger Tests oder Analysen , die zur Bewertung des Risikograds durchgeführt wurden;

sie übermitteln der Kommission auf jeden Fall so rasch wie möglich Informationen über

c) die ergriffenen oder beschlossenen Maßnahmen gemäß Artikel 8 Absatz 1 dieser Richtlinie;

d) den Zeitpunkt, zu dem das in der Information erwähnte Erzeugnis in ihrem Hoheitsgebiet vorgefunden
worden ist , ohne daß Maßnahmen ergriffen oder beschlossen wurden , und die Gründe , aus denen
keinerlei Maßnahmen getroffen werden .

10 . Die Kommission kann je nach Verlauf der Angelegenheit und den Informationen , die ihr die Mitgliedstaa­
ten gemäß Nummer 9 übermitteln , den Ausschuß für Produktsicherheitsnotfälle einberufen , um zu den
Ergebnissen Stellung zu nehmen und die getroffenen Maßnahmen zu bewerten . Der Ausschuß für
Produktsicherheitsnotfälle kann auch auf Ersuchen eines Vertreters eines Mitgliedstaats einberufen
werden .

11 . Die Kommission setzt sich über ihre internen Koordinierungsverfahren dafür ein , daß

a) Doppelarbeit bei der Bearbeitung der Mitteilungen vermieden wird ;

b) die der Kommission zur Verfügung stehenden Möglichkeiten und Erfahrungen voll ausgeschöpft
werden;

c) die betreffenden Dienststellen vollständig informiert werden;

d) die Beratungen in den einzelnen Ausschüssen gemäß Artikel 10 dieser Richtlinie durchgeführt
werden.

12 . Beabsichtigt ein Mitgliedstaat, abgesehen von Sofortmaßnahmen, gegen ernste und unmittelbare Gefahren
eine Änderung seiner Rechtsvorschriften durch Verabschiedung technischer Spezifikationen , so müssen
diese der Kommission gemäß der Richtlinie 83 / 189 /EWG bereits im Stadium des Entwurfs mitgeteilt
werden , gegebenenfalls unter Angabe der dringenden Gründe nach Artikel 9 Absatz 3 der Richtlinie .

13 . Um dem Ausschuß für Produktsicherheitsnotfälle einen Überblick über die Lage zu vermitteln , wird er in
regelmäßigen Zeitabständen über alle eingegangen Mitteilungen und die entsprechenden Folgemaßnahmen
unterrichtet . Hinsichtlich der Nummern 8 und 10 und in den Fällen , die den Geltungsbereich der in den
Rechtsvorschriften der Gemeinschaft über spezifische Produkte oder Produktzweige festgelegten Verfahren
und / oder Ausschüsse fallen , sind diese Ausschüsse zu befassen . Wird der Ausschuß für Produktsicherheits­
notfälle nicht befaßt und werden keine Maßnahmen nach Nummer 1 1 Buchstabe d) ergriffen, so werden
die Kontaktstellen über jeden Meinungsaustausch in anderen Ausschüssen unterrichtet .

14 . Zur Zeit gibt es zwei Netze von Kontaktstellen: das Netz für Nahrungsmittel und das Netz für andere
Erzeugnisse als Nahrungsmittel . Das Verzeichnis der Kontaktstellen und für die Netze zuständigen
Beamten mit Ruf-, Fernschreiber- und Telefaxnummer und Anschriften wird vertraulich behandelt und nur
an die Mitglieder des Netzes verteilt . Dieses Verzeichnis ermöglicht die Kontaktaufnahme mit der
Kommission und zwischen den Mitgliedstaaten, um die Klärung von Einzelheiten zu erleichtern . Treten
bei den Kontakten zwischen den Mitgliedstaaten neue Informationen von allgemeinem Interesse zutage, so
benachrichtigt der Mitgliedstaat , der den zweiseitigen Kontakt aufnimmt, die Kommission hiervon. Nur
bei den von den Kontaktstellen in den Mitgliedstaaten erhaltenen oder bestätigten Informationen wird
davon ausgegangen , daß sie im Rahmen des Systems für den raschen Informationsaustausch erhalten
wurden .

Die Kommission erstellt alljährlich eine Bilanz über die Effizienz des Netzes, die erforderlichen Verbesse­
rungen und die erzielten Fortschritte in der Technologie der Verbindungen zwischen den mit der
Durchführung betrauten Stellen .
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BESCHLUSS DES RATES

vom 29. Juni 1992

über den Abschluß eines Kooperationsabkommens zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemein­
schaft und der Republik Finnland über Forschung und technologische Entwicklung auf dem Gebiet
erneuerbarer Rohstoffe: Forstwirtschaft und Holzprodukte (einschließlich Kork) (FOREST) —

1990-1992

( 92 /412 / EWG)

(einschließlich Kork) als erneuerbare Rohstoffe (FOREST)
gebeten .

Die Gemeinschaft und Finnland erwarten aus dieser
Zusammenarbeit gegenseitigen Nutzen . Das vorliegende
Abkommen sollte deshalb genehmigt werden —

DER RAT DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft , insbesondere auf Artikel 130q
Absatz 2 ,

auf Vorschlag der Kommission ( 1 ),

in Zusammenarbeit mit dem Europäischen Paflament ( 2 ),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschus­
ses ( 3 ),

in Erwägung nachstehender Gründe:

Mit der Entscheidung 89 / 626 / EWG ( 4 ) hat der Rat ein
spezifisches Programm der Europäischen Wirtschaftsge­
meinschaft für Forschung und technologische Entwicklung
in den Bereichen Rohstoffe und Rückführung ( 1990 bis
1992) angenommen. In Artikel 8 dieser Entscheidung wird
die Kommission ermächtigt , mit bestimmten Drittstaaten ,
unter anderem mit den europäischen Ländern , die mit der
Gemeinschaft Rahmenabkommen über wissenschaftliche
und technische Zusammenarbeit geschlossen haben , Ab­
kommen mit dem Ziel auszuhandeln, sie an dem gesamten
Programm bzw. an Teilen des Programms zu beteiligen .

Mit dem Beschluß 87 / 177 /EWG ( 5 ) hat der Rat den
Abschluß der Rahmenabkommen über wissenschaftliche
und technische Zusammenarbeit zwischen den Europäi­
schen Gemeinschaften und unter anderem der Republik
Finnland im Namen der Europäischen Wirtschaftsgemein­
schaft genehmigt.

Die Regierung Finnlands hat um Beteiligung an einem
Teilprogramm des obengenannten Forschungsprogramms
der Gemeinschaft über Forstwirtschaft und Holzprodukte

BESCHLIESST:

Artikel 1

Das Kooperationsabkommen zwischen der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft und der Republik Finnland über
Forschung und technologische Entwicklung auf dem Gebiet
erneuerbarer Rohstoffe: Forstwirtschaft und Holzprodukte
(einschließlich Kork) (FOREST ) — 1990-1992 wird im
Namen der Gemeinschaft genehmigt.

Der Wortlaut des Abkommens ist diesem Beschluß beige­
fügt .

Artikel 2

Der Präsident des Rates nimmt die in Artikel 10 des
Abkommens vorgesehene Notifizierung vor ( 6 ).

Geschehen zu Luxemburg am 29 . Juni 1992.

Im Namen des Rates

Der Präsident

Carlos BORREGO

(!) ABl . Nr. C 316 vom 6 . 12 . 1991 , S. 4 .
( 2) ABl . Nr. C 94 vom 13 . 4 . 1992 , S. 160 , und

Beschluß vom 10 . Juni 1992 (noch nicht im Amtsblatt veröf­
fentlicht).

(3 ) ABl . Nr. C 106 vom 27 . 4 . 1992 , S. 12 .
(4) ABl . Nr. L 359 vom 8 . 12 . 1989 , S. 16 .
( 5 ) ABl . Nr. L 71 vom 14. 3 . 1987 , S. 29 .

(6 ) Der Zeitpunkt des Inkrafttretens des Abkommens wird im
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften auf Veranlassung
des Generalsekretariats des Rates veröffentlicht .
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KOOPERATIONSABKOMMEN

zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Republik Finnland über Forschung
und technologische Entwicklung auf dem Gebiet erneuerbarer Rohstoffe: Forstwirtschaft und

Holzprodukte (einschließlich Kork) (FOREST) — 1990-1992

DIE EUROPÄISCHE WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT,

nachstehend „Gemeinschaft" genannt,

und

DIE REPUBLIK FINNLAND,

nachstehend „Finnland" genannt,

nachstehend „Vertragsparteien" genannt —

in Erwägung nachstehender Gründe:

Die Gemeinschaft und Finnland haben ein Rahmenabkommen über wissenschaftliche und technische Zusam­
menarbeit geschlossen , das am 17 . Juli 1987 in Kraft getreten ist.

Mit der Entscheidung 89 / 626 /EWG vom 20 . November 1989 hat der Rat der Europäischen Gemeinschaften ,
nachstehend „Rat" genannt, ein FTE-Programm in den Bereichen Rohstoffe und Rückführung ( 1990-1992)
angenommen, das unter anderem ein Teilprogramm über erneuerbare Rohstoffe: Forstwirtschaft und Holzpro­
dukte (einschließlich Kork) ( FOREST) umfaßt , nachstehend „Teilprogramm" genannt.

Die Beteiligung Finnlands an dem Teilprogramm kann dazu beitragen , die Effizienz der Forschungsarbeiten der
Vertragsparteien auf dem Gebiet der Wald- und Holzprodukte zu verbessern und unnötige Doppelarbeit zu
vermeiden.

Die derzeit laufenden Gespräche zwischen der Gemeinschaft und den EFTA-Ländern über einen europäischen
Wirtschaftsraum dürften zu einem Ergebnis auf dem Gebiet der FuE führen . Daher sollten die Vertragsparteien
sich darum bemühen , Losungen für eine weitere Zusammenarbeit auf dem Gebiet der FuE im Bereich der
Forstwirtschaft zu finden , bei denen diese Entwicklung zu berücksichtigen ist .

Die Gemeinschaft und Finnland erwarten einen gegenseitigen Nutzen aus der Beteiligung Finnlands an dem
Teilprogramm —

SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN:

Artikel 1

Finnland nimmt mit Wirkung vom 20 . November 1989 an
der Durchführung des in Anhang A dargelegten Teilpro­
gramms eines Gemeinschaftsprogramms teil . Die Durch­
führung des Teilprogramms und der Anteil der finanziellen
Beteiligung der Gemeinschaft sind in Anhang B festgelegt .

Gesamthaushaltsplan der Europäischen Gemeinschaften
eingesetzt wird und zur Deckung derjenigen finanziellen
Verpflichtungen der Kommission der Europäischen Ge­
meinschaften, nachstehend „Kommission" genannt , be­
stimmt ist, die sich aus Arbeiten im Rahmen der zur
Durchführung des Teilprogramms notwendigen For­
schungsverträge auf Kostenteilungsbasis sowie aus den
Management- und Verwaltungskosten für das genannte
Teilprogramm ergeben.

Artikel 2

Der finanzielle Beitrag Finnlands, der sich aus seiner Teil­
nahme an der Durchführung des Gemeinschaftsprogramms
ergibt , wird im Verhältnis zu dem Betrag festgesetzt , der
alljährlich für Verpflichtungsermächtigungen in dem

Der Proportionalitätsfaktor zur Bestimmung des Beitrags
Finnlands ergibt sich aus dem Verhältnis zwischen dem
Bruttoinlandsprodukt (BIP) Finnlands zu Marktpreisen
einerseits und der Summe der Bruttoinlandsprodukte zu
Marktpreisen der Mitgliedstaaten der Gemeinschaft und
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Artikel 5

Die Kommission übersendet Finnland ein Exemplar der
gemäß Artikel 4 der Entscheidung 89 / 626/EWG des Rates
erstellten Berichte.

Artikel 6

Jede Vertragspartei verpflichtet sich , in Übereinstimmung
mit ihren Bestimmungen und Verordnungen die Freizügig­
keit und den Aufenthalt der Forscher , die an den unter
dieses Abkommen fallenden Tätigkeiten in Finnland und in
der Gemeinschaft teilnehmen, zu erleichtern .

Artikel 7

Die Kommission und das finnische Technologie-Entwick­
lungszentrum gewährleisten die Durchführung dieses
Abkommens .

Artikel 8

Die Anhänge A, B, C und D sind Bestandteil dieses
Abkommens .

Finnlands andererseits. Dieses Verhältnis wird unter
Zugrundelegung der aktuellsten statistischen Daten der
Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent­
wicklung (OECD) berechnet .

Die zur Durchführung des Teilprogramms als notwendig
veranschlagten Mittel , die Höhe des Beitrags Finnlands und
der Fälligkeitsplan für die veranschlagten Mittelbindungen
sind in Anhang C angegeben .

Die für den finanziellen Beitrag Finnlands geltenden Vor­
schriften sind in Anhang D festgelegt .

Artikel 3

( 1 ) Für dieses Abkommen wird ein Kooperationsausschuß
zur Unterstützug der Kommission bei der Durchführung
des mit der Entscheidung 89 /626 /EWG des Rates ange­
nommenen Teilprogramms für Forschung und technologi­
sche Entwicklung im Bereich der Forstwirtschaft
( 1990-1992) eingesetzt, der nachstehend „der Ausschuß"
genannt wird .

(2 ) Der Ausschuß besteht aus Vertretern der Gemeinschaft
und Finnlands .

(3 ) Der Ausschuß ist in allen Angelegenheiten mit Bezug
auf die Durchführung dieses Abkommens anzuhören . Dazu
gibt er Empfehlungen ab .

(4 ) Der Vertreter der Gemeinschaft ergreift geeignete
Maßnahmen , um die Koordinierung zwischen der Durch­
führung dieses Abkommens und den Entscheidungen der
Gemeinschaft für die Durchführung des Teilprogramms
sicherzustellen .

(5 ) Zur ordnungsgemäßen Durchführung dieses Abkom­
mens tauschen die Vertragsparteien Informationen aus und
halten auf Ersuchen einer der Parteien Beratungen im
Ausschuß ab.

( 6 ) Der Ausschuß gibt sich eine Geschäftsordnung und
tritt auf Ersuchen einer der Vertragsparteien gemäß den in
seiner Geschäftsordnung festgelegten Bedingungen zusam­
men.

Artikel 9

( 1 ) Dieses Abkommen gilt für die Dauer des Teilpro­
gramms.

Wird das Teilprogramm von der Kommission geändert,
kann das Abkommen entsprechend den vereinbarten Bedin­
gungen gekündigt werden . Finnland wird über den genauen
Inhalt des geänderten Teilprogramms binnen einer Woche
nach dessen Annahme durch die Gemeinschaft unterrichtet.
Ist eine Kündigung des Abkommens geplant, teilen die
Vertragsparteien dies einander binnen drei Monaten nach
einer Annahme des Beschlusses durch die Gemeinschaft
mit .

(2 ) Beschließt die Gemeinschaft ein neues FuE-Programm
in den Bereichen Forstwirtschaft und Holzprodukte , kann
dieses Abkommen entsprechend den vereinbarten Bedin­
gungen neu ausgehandelt oder verlängert werden.

( 3 ) Vorbehaltlich Absatz 1 kann jede Vertragspartei jeder­
zeit unter Einhaltung einer Frist von sechs Monaten das
Abkommen kündigen. Die laufenden Vorhaben und Arbei­
ten, die zum Zeitpunkt der Kündigung und/oder des
Auslaufens dieses Abkommens durchgeführt werden, wer­
den entsprechend den in diesem Abkommen festgelegten
Vertragsbedingungen bis zu ihrem Abschluß fortgeführt.

Artikel 4

Für finnische Forschungs- und Entwicklungsgremien und
Personen gelten für die Vorlage und Bewertung von Vor­
schlägen sowie die Bewilligung und den Abschluß von
Verträgen im Rahmen des Teilprogramms nur die Bedin­
gungen, die sich aus Verträgen im Rahmen des gleichen
Teilprogramms ergeben . Insbesondere gelten die allgemei­
nen Bedingungen für Forschungsverträge innerhalb der
Gemeinschaft vorbehaltlich dieses Artikels entsprechend
für Forschungsverträge mit finnischen Forschungs- und
Entwicklungsgremien und Personen, soweit es um Fragen
der Besteuerung und Zölle und die Auswertung von For­
schungsergebnissen geht.

Artikel 10

Dieses Abkommen wird von den Vertragsparteien nach
ihren eigenen Verfahren genehmigt .
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Es tritt in Kraft, sobald die Vertragsparteien einander
mitgeteilt haben , daß die hierzu erforderlichen Verfahren
durchgeführt worden sind .

Artikel 12

Dieses Abkommen ist in zwei Urschriften in dänischer,
deutscher , englischer, französischer , griechischer , italieni­
scher, niederländischer , portugiesischer , spanischer und
finnischer Sprache erstellt , wobei jeder Wortlaut gleicher­
maßen verbindlich ist .

Artikel 11

Dieses Abkommen gilt für das Gebiet , auf dem der Vertrag
zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft:
angewendet wird , und unter den Bedingungen jenes Vertra­
ges einerseits und für das Hoheitsgebiet der Republik
Finnland andererseits .

Im Namen des Rates
der Europäischen Gemeinschaften

Für die
Republik Finnland
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ANHANG A

TEILPROGRAMM EINES GEMEINSCHAFTSPROGRAMMS AUF DEM GEBIET ERNEUERBARER
ROHSTOFFE: FORSTWIRTSCHAFT UND HOLZPRODUKTE (EINSCHLIESSLICH KORK) (FOREST) —

1990-1992

Das Teilprogramm umfaßt folgende Forschungsbereiche:

1 . Ressourcen des Waldes

1.1 . BaumVerbesserung
1.2. Planung und Bewirtschaftung
1.3 . Forstschutz

2. Holz- und Korktechnik

2.1 . Gütebeurteilung
2.2. Bearbeitungstechniken

Vorläufige
Mittelzuweisung

(in Millionen ECU)

4

4

43 . Zellstoff- und Papierherstellung
3.1 . Verbesserung der Papiermasseherstellung und der Bleichverfahren
3.2. Verbesserung der Herstellung und des Streichens von Papier

insgesamt 12

ANHANG B

DURCHFÜHRUNG DES TEILPROGRAMMS UND HÖHE DER FINANZIELLEN BETEILIGUNG DER
GEMEINSCHAFT

Das Teilprogramm ist durchzuführen in Form von

i) Forschungsverträgen auf Kostenteilungsbasis,

ii) konzertierten Aktionen ,

Iii ) Koordinierungstätigkeiten ,

iv) Ausbildungs- und Mobilitätsmaßnahmen sowie

v) Studien und Analysen .

Die Beteiligung an dem Teilprogramm steht in der Gemeinschaft und in Finnland niedergelassenen Hochschu­
len, Forschungseinrichtungen , Industrieunternehmen (einschließlich kleiner und mittlerer Unternehmen) und
Einzelpersonen oder Kombinationen von solchen offen . Die Vorhaben müssen grundsätzlich grenzüberschrei­
tend sein , und mindestens ein Partner muß in der Gemeinschaft niedergelassen sein .

Im Fall von Verträgen auf Kostenteilungsbasis belauft sich der Beitrag der Gemeinschaft im allgemeinen auf
nicht mehr als 50% der Gesamtaufwendungen , doch kann dieser Prozentsatz je nach Art und Stadium der
Forschungen geändert werden . Gegebenenfalls kann die Gemeinschaft im Fall einer Beteiligung von Hochschu­
len und Forschungsstellen an Vorhaben im Rahmen dieses Teilprogramms bis zu 100% der zusätzlichen
Aufwendungen übernehmen .
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ANHANG C

FINANZVORSCHRIFTEN

1 . Gemäß der Entscheidung 89 /626 /EWG des Rates zur Annahme des Teilprogramms FOREST wird der zur
Durchführung dieses Teilprogramms erforderliche Beitrag auf 12 Millionen ECU veranschlagt .

2 . Der finanzielle Beitrag Finnlands für seine Beteiligung an dem Teilprogramm wird auf 280 423 ECU
veranschlagt und wird zusammen mit anderen etwaigen Beiträgen von Drittländern gemäß Artikel 2 dieses
Abkommens dem obigen Betrag zugeschlagen .

3 . Der Fälligkeitsplan für die Verpflichtungsermächtigungen des Teilprogramms FOREST und Finnlands
Beitrag sind nachstehend festgelegt :

(in ECU)

Mittelbindungen der
Gemeinschaft

1990 1991 1992 Insgesamt

Management und
Verwaltungstätigkeiten 456 000 510 000 490 000 1 456 000

Verträge 2 644 000 6 090 000 1 810 000 10 544 000

Insgesamt 3 100 000 6 600 000 2 300 000 12 000 000

Finnlands Beitrag

Management und
Verwaltungstätigkeiten 10 656 11 918 11 451 34 025

Verträge 61 786 142 315 42 297 246 398

Insgesamt 72 442 154 233 53 748 280 423
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ANHANG D

VORSCHRIFTEN FÜR DIE FINANZIELLE DURCHFÜHRUNG

1 . In diesem Anhang sind die Vorschriften für den finanziellen Beitrag Finnlands gemäß Artikel 2 des
Abkommens festgelegt .

2 . Zu Beginn jedes Jahres oder immer dann, wenn sich durch eine Überarbeitung des Teilprogramms die für
die Durchführung veranschlagten Mittel erhöhen, ruft die Kommission in Finnland die Mittel entsprechend
seinem Beitrag zu den Kosten des Abkommens ab.

Dieser Beitrag wird sowohl in Ecu als auch in finnischer Währung ausgedrückt; die Zusammensetzung des
Ecu ist in der Verordnung (EWG ) Nr. 3180 / 78 des Rates (*) definiert . Der Wert des Beitrages in finnischer
Währung wird am Tag des Abrufs festgelegt .

Finnland überweist seinen Beitrag zu den jährlichen Kosten im Rahmen des Abkommens jeweils zu Beginn
des Jahres , spätestens jedoch drei Monate nachdem der Abruf ergangen ist. Bei verspäteter Überweisung hat
Finnland Zinsen zu zahlen, deren Satz gleich dem höchsten am Fälligkeitstag in den Mitgliedstaaten der
Gemeinschaft geltenden Diskontsatz ist. Der Zinssatz erhöht sich um 0,25% für jeden Verzugsmonat.

Der erhöhte Zinssatz wird auf den gesamten Verzugszeitraum angewendet. Dieser Zinssatz ist jedoch nur zu
entrichten , wenn der Beitrag mehr als drei Monate nach einem Mittelabruf der Kommission erfolgt.

Die Reisekosten , die aus der Teilnahme der finnischen Vertreter und Sachverständigen an den Arbeiten des
Ausschusses gemäß Artikel 3 des Abkommens entstehen , werden von der Kommission in Übereinstimmung
mit den geltenden Bestimmungen für die Vertreter und Sachverständigen der Mitgliedstaaten der Gemein­
schaft und insbesondere in Übereinstimmung mit dem Beschluß 84 /338 /Euratom, EGKS , EWG des
Rates (2) erstattet.

3 . Die Mittel aus den Beiträgen Finnlands kommen dem Teilprogramm zugute und werden in den Einnahme­
ansätzen des Gesamthaushaltsplans der Europäischen Gemeinschaften als Einnahmen im Sinne des
entsprechenden Einnahmepostens verbucht .

4 . Die Verwaltung der Mittel erfolgt nach der geltenden Haushaltsordnung für den Gesamthaushaltsplan der
Europäischen Gemeinschaften .

5 . Nach Ablauf jeden Jahres wird ein Bericht über den Stand der Mittel für das Teilprogramm erstellt und
Finnland zur Unterrichtung übermittelt.

( ) ABl . Nr. L 379 vom 30. 12 . 1978 , S. 1 . Verordnung geändert durch die Verordnung (EWG) Nr . 1971 / 89 (ABl . Nr. L 189
vom 4. 7 . 1989, S. 1 ).

( 2 ) ABl . Nr . L 177 vom 4. 7 . 1984, S. 25 .



Nr. L 228 / 40 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 11 . 8 . 92

BESCHLUSS DES RATES

vom 29. Juni 1992

über den Abschluß eines Kooperationsabkommens zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemein­
schaft und dem Königreich Schweden über Forschung und technologische Entwicklung auf den
Gebieten der erneuerbaren Rohstoffe : Forstwirtschaft und Holzprodukte (einschließlich Kork)

(FOREST) und der Rückführung von Abfall (REWARD)

(92 / 413 /EWG )

produkte (einschließlich Kork) als erneuerbare Rohstoffe
(FOREST) und die Rückführung von Abfall ( REWARD)
gebeten .

Die Gemeinschaft und Schweden erwarten aus dieser
Zusammenarbeit gegenseitigen Nutzen . Das vorliegende
Abkommen sollte deshalb genehmigt werden —

BESCHLIESST :

Artikel 1

Das Kooperationsabkommen zwischen der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft und dem Königreich Schweden
über Forschung und technologische Entwicklung auf den
Gebieten der erneuerbaren Rohstoffe : Forstwirtschaft und
Holzprodukte (einschließlich Kork) (FOREST) und der
Rückführung von Abfall (REWARD) wird im Namen der
Gemeinschaft genehmigt .

Der Wortlaut des Abkommens ist diesem Beschluß beige­
fügt.

Artikel 2

Der Präsident des Rates nimmt die in Artikel 10 des
Abkommens vorgesehene Notifizierung vor ( 6 ).

DER RAT DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft , insbesondere auf Artikel 130q
Absatz 2,

auf Vorschlag der Kommission ( ! ),

in Zusammenarbeit mit dem Europäischen Parlament ( 2),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschus­
ses ( 3 ),

in Erwägung nachstehender Gründe:

Mit der Entscheidung 89 / 626 /EWG (4) hat der Rat ein
spezifisches Programm der Europäischen Wirtschaftsge­
meinschaft für Forschung und technologische Entwicklung
in den Bereichen Rohstoffe und Rückführung ( 1990-1992)
angenommen . In Artikel 8 dieser Entscheidung wird die
Kommission ermächtigt, mit bestimmten Drittstaaten ,
unter anderem mit den europäischen Ländern, die mit der
Gemeinschaft Rahmenabkommen über wissenschaftliche
und technische Zusammenarbeit geschlossen haben, Ab­
kommen mit dem Ziel auszuhandeln, sie an dem gesamten
Programm bzw. an Teilen des Programms zu beteiligen .

Mit dem Beschluß 87/ 177/EWG (5 ) hat der Rat den
Abschluß der Rahmenabkommen über wissenschaftliche
und technische Zusammenarbeit zwischen den Europäi­
schen Gemeinschaften und unter anderem dem Königreich
Schweden im Namen der Europäischen Wirtschaftsgemein­
schaft genehmigt.

Die Regierung Schwedens hat um Beteiligung an zwei
Teilprogrammen des obengenannten Forschungspro­
gramms der Gemeinschaft über Forstwirtschaft und Holz­

Geschehen zu Luxemburg am 29 . Juni 1992.

Im Namen des Rates

Der Präsident

Carlos BORREGO

(!) ABl. Nr. C 316 vom 6 . 12 . 1991 , S. 10 .
(?) ABl . Nr. C 94 vom 13 . 4 . 1992, S. 161 ,

und Beschluß vom 10 . Juni 1992 (noch nicht im Amtsblatt
veröffentlicht).

(3 ) ABl . Nr . C 106 vom 27 . 4 . 1992 , S. 13 .
(4) ABl . Nr. L 359 vom 8 . 12 . 1989 , S. 16 .
(5) ABl . Nr. L 71 vom 14. 3 . 1987 , S. 29 .

(6 ) Der Zeitpunkt des Inkrafttretens des Abkommens wird im
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften auf Veranlassung
des Generalsekretariats des Rates veröffendicht .
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KOOPERATIONSABKOMMEN

zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und dem Königreich Schweden über For­
schung und technologische Entwicklung auf den Gebieten der erneuerbaren Rohstoffe: Forstwirt­
schaft und Holzprodukte (einschließlich Kork) (FOREST) und der Rückführung von Abfall

(REWARD)

DIE EUROPÄISCHE WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT,

nachstehend „Gemeinschaft" genannt,

und

DAS KÖNIGREICH SCHWEDEN,

nachstehend „Schweden" genannt,

nachstehend „Vertragsparteien" genannt —

in Erwägung nachstehender Gründe:

Die Gemeinschaft und Schweden haben ein Rahmenabkommen über wissenschaftliche und technische Zusam­
menarbeit geschlossen, das am 27. August 1987 in Kraft getreten ist .

Mit der Entscheidung 89/ 626 /EWG vom 20 . November 1989 hat der Rat der Europäischen Gemeinschaften ,
nachstehend „Rat" genannt, ein FTE-Programm in den Bereichen Rohstoffe und Rückführung ( 1990-1992 )
angenommen, das unter anderem zwei Teilprogramme über Forstwirtschaft und Holzprodukte (einschließlich
Kork) als erneuerbare Rohstoffe (FOREST) und die Rückführung von Abfall (REWARD) umfaßt , nachstehend
„Teilprogramme" genannt .

Die Beteiligung Schwedens an den Teilprogrammen kann dazu beitragen , die Effizienz der Forschungsarbeiten
der Vertragsparteien auf den Gebieten Wald- und Holzprodukte und Abfallrückführung zu verbessern und
unnötige Doppelarbeit zu vermeiden. /

Die derzeit laufenden Gespräche zwischen der Gemeinschaft und den EFTA-Ländern über einen europäischen
Wirtschaftsraum dürften zu einem Ergebnis auf dem Gebiet der FuE führen. Daher sollten die Vertragsparteien
sich darum bemühen, Lösungen für eine weitere Zusammenarbeit auf dem Gebiet der FuE im Bereich Rohstoffe
und Rückführung zu finden , bei denen diese Entwicklung zu berücksichtigen ist .

Die Gemeinschaft und Schweden erwarten einen gegenseitigen Nutzen aus der Beteiligung Schwedens an den
Teilprogrammen —

SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN:

Artikel 1

Schweden nimmt mit Wirkung vom 20 . November 1989 an
der Durchführung der in Anhang A dargelegten Teilpro­
gramme eines Gemeinschaftsprogramms teil . Die Durch­
führung der Teilprogramme und der Anteil der finanziellen
Beteiligung der Gemeinschaft sind in Anhang B festgelegt .

Artikel 2

Der finanzielle Beitrag Schwedens , der sich aus seiner
Teilnahme an der Durchführung des Gemeinschaftspro­
gramms ergibt , wird im Verhältnis zu dem Betrag festge­
setzt, der alljährlich für Verpflichtungsermächtigungen in
dem Gesamthaushaltsplan der Europäischen Gemeinschaf­
ten eingesetzt wird und zur Deckung derjenigen finanziellen

Verpflichtungen der Kommission der Europäischen Ge­
meinschaften, nachstehend „Kommission" genannt, be­
stimmt ist , die sich aus Arbeiten im Rahmen der zur
Durchführung der Teilprogramme notwendigen For­
schungsverträge auf Kostenteilungsbasis sowie aus den
Management- und Verwaltungskosten für die genannten
Teilprogramme ergeben .

Der Proportionalitätsfaktor zur Bestimmung des Beitrags
Schwedens ergibt sich aus dem Verhältnis zwischen dem
Bruttoinlandsprodukt (BIP) Schwedens zu Marktpreisen
einerseits und der Summe der Bruttoinlandsprodukte zu
Marktpreisen der Mitgliedstaaten der Gemeinschaft und
Schwedens andererseits . Dieses Verhältnis wird unter
Zugrundelegung der aktuellsten statistischen Daten der
Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent­
wicklung ( OECD) berechnet.
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Artikel 6

Jede Vertragspartei verpflichtet sich , in Übereinstimmung
mit ihren Bestimmungen und Verordnungen die Freizügig­
keit und den Aufenthalt der Forscher, die an den unter
dieses Abkommen fallenden Tätigkeiten in Schweden und
in der Gemeinschaft teilnehmen, zu erleichtern .

Artikel 7

Die Kommission, die schwedische Behörde für industrielle
und technische Entwicklung (für die Teilprogramme
FOREST und REWARD) und der schwedische Rat für
land- und forstwirtschaftliche Forschung (ausschließlich für
das Teilprogramm FOREST) gewährleisten die Durchfüh­
rung dieses Abkommens.

Die zur Durchführung der Teilprogramme als notwendig
veranschlagten Mittel , die Höhe des Beitrags Schwedens
und der Fälligkeitsplan für die veranschlagten Mittelbin­
dungen sind in Anhang C angegeben.

Die für den finanziellen Beitrag Schwedens geltenden Vor­
schriften sind in Anhang D festgelegt .

Artikel 3

( 1 ) Für dieses Abkommen wird ein Kooperationsausschuß
zur Unterstützug der Kommission bei der Durchführung
des mit der Entscheidung 89/626 /EWG des Rates ange­
nommenen Teilprogrammes für Forschung und technologi­
sche Entwicklung auf den Gebieten der erneuerbaren Roh­
stoffe und der Rückführung ( 1990-1992) eingesetzt , der
nachstehend „Ausschuß" genannt wird .

(2 ) Der Ausschuß besteht aus Vertretern der Gemeinschaft
und Schwedens.

( 3 ) Der Ausschuß ist in allen Angelegenheiten mit Bezug
auf die Durchfuhrung dieses Abkommens anzuhören. Dazu
gibt er Empfehlungen ab.

(4 ) Der Vertreter der Gemeinschaft ergreift geeignete
Maßnahmen, um die Koordinierung zwischen der Durch­
führung dieses Abkommens und den Entscheidungen der
Gemeinschaft für die Durchführung der Teilprogramme
sicherzustellen.

(5 ) Zur ordnungsgemäßen Durchführung dieses Abkom­
mens tauschen die Vertragsparteien Informationen aus und
halten auf Ersuchen einer der Parteien Beratungen im
Ausschuß ab.

(6 ) Der Ausschuß gibt sich eine Geschäftsordnung und
tritt auf Ersuchen einer der Vertragsparteien gemäß den in
seiner Geschäftsordnung festgelegten Bedingungen zusam­
men.

Artikel 8

Die Anhänge A, B, C und D sind Bestandteil dieses
Abkommens.

Artikel 9

( 1 ) Dieses Abkommen gilt für die Dauer der Teilprogram­
me.

Werden die Teilprogramme von der Gemeinschaft geän­
dert, kann das Abkommen entsprechend den vereinbarten
Bedingungen gekündigt werden. Schweden wird über den
genauen Inhalt der geänderten Teilprogramme binnen einer
Woche nach dessen Annahme durch die Gemeinschaft
unterrichtet. Ist eine Kündigung des Abkommens geplant,
teilen die Vertragsparteien dies einander binnen drei Mona­
ten nach einer Annahme des Beschlusses durch die Gemein­
schaft mit.

(2) Beschließt die Gemeinschaft ein neues FuE-Programm
in den Bereichen Wald- und Holzprodukte und/oder
Abfallrückführung, kann dieses Abkommen entsprechend
den vereinbarten Bedingungen neu ausgehandelt oder ver­
längert werden.

(3 ) Vorbehaltlich Absatz 1 kann jede Vertragspartei jeder­
zeit unter Einhaltung einer Frist von sechs Monaten das
Abkommen kündigen. Die laufenden Vorhaben und Arbei­
ten, die zum Zeitpunkt der Kündigung und/ oder des
Auslaufens dieses Abkommens durchgeführt werden, wer­
den entsprechend den in diesem Abkommen festgelegten
Vertragsbedingungen bis zu ihrem Abschluß fortgeführt.

Artikel 4

Für schwedische Forschungs- und Entwicklungsgremien
und Personen gelten für die Vorlage und Bewertung von
Vorschlägen sowie die Bewilligung und den Abschluß von
Verträgen im Rahmen der Teilprogramme nur die Bedin­
gungen, die sich aus Verträgen im Rahmen der gleichen
Teilprogramme ergeben. Insbesondere gelten die allgemei­
nen Bedingungen für Forschungsverträge innerhalb der
Gemeinschaft vorbehaltlich dieses Artikels entsprechend
für Forschungsverträge mit schwedischen Forschungs- und
Entwicklungsgremien und Personen , soweit es um Fragen
der Besteuerung und Zölle und die Auswertung von For­
schungsergebnissen geht.

Artikel 5

Die Kommission übersendet Schweden ein Exemplar der
gemäß Artikel 4 der Entscheidung 89 / 626 /EWG des Rates
erstellten Berichte .

Artikel 10

Dieses Abkommen wird von den Vertragsparteien nach
ihren eigenen Verfahren genehmigt.
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Es tritt in Kraft, sobald die Vertragsparteien einander
mitgeteilt haben, daß die hierzu erforderlichen Verfahren
durchgeführt worden sind.

Artikel 12

Dieses Abkommen ist in zwei Urschriften in dänischer,
deutscher , englischer , französischer, griechischer, italieni­
scher, niederländischer, portugiesischer, spanischer und
schwedischer Sprache erstellt , wobei jeder Wortlaut glei­
chermaßen verbindlich ist .

Artikel 11

Dieses Abkommen gilt für das Gebiet, auf dem der Vertrag
zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft
angewendet wird, und unter den Bedingungen jenes Ver­
trags einerseits und für das Gebiet des Königreichs Schwe­
den andererseits.

Im Namen des Rates
der Europäischen Gemeinschaften

Für das
Königreich Schweden
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ANHANG A

TEILPROGRAMME EINES GEMEINSCHAFTSPROGRAMMS IM BEREICH DER ERNEUERBAREN
ROHSTOFFE UND DER RÜCKFÜHRUNG (1990-1992)

Die Teilprogramme umfassen folgende Forschungsbereiche :

Vorläufige
Mittelzuweisung

(in Millionen ECU)

4

4

4

A. Erneuerbare Rohstoffe, Forstwirtschaft und Holzprodukte (einschließlich
Kork) (FOREST)

1 . Ressourcen des Waldes

1.1 . BaumVerbesserung
1.2 . Planung und Bewirtschaftung
1.3 . Forstschutz

2 . Holz- und Korktechnik

2.1 . Gütebeurteilung
2.2 . Bearbeitungstechniken

3 . Zellstoff- und Papierherstellung
3.1 . Verbesserung der Papiermasseherstellung und der Bleichverfahren
3.2 . Verbesserung der Herstellung und des Streichens von Papier

Insgesamt 12

B. Rückführung von Abfall (REWARD)

1 . Probenahme, Analyse und Klassifizierung von Abfall; Abfallstatistiken
1.1 . Haushalts- und Siedlungsabfälle
1.2 . Industrieabfall

1.3 . Emissionen und Rückstände bei der Abfallverwertung

2 . Recycling-Technologien
2.1 . Trennung und Rückgewinnung
2.2 . Aufbereitung und Verwertung zurückgewonnener Produkte
2.3 . Herstellung von Chemierohstoffen
2.4 . Verhütung von Emmissionen bei Recycling-Verfahren
2.5 . Aufbereitung lignozellulosehaltiger Abfälle (COST-Aktion)
2.6 . Kompostierung

3 . Energieerzeugung aus Abfall
3.1 . Erzeugung und Verfeuerung von Brennstoffen aus Müll (BAM)
3.2 . Pyrolyse und Vergasung

1

4

1

Insgesamt 6
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ANHANG B

DURCHFÜHRUNG DER TEILPROGRAMME UND HÖHE DER FINANZIELLEN BETEILIGUNG DER
GEMEINSCHAFT

Die Teilprogramme sind durchzuführen in Form von

i) Forschungsverträgen auf Kostenteilungsbasis ,

ii ) konzertierten Aktionen,

iii ) Koordinierungstätigkeiten,

iv ) Ausbildungs- und Mobilitätsmaßnahmen sowie

v) Studien und Analysen .

Die Beteiligung an den Teilprogrammen steht in der Gemeinschaft und in Schweden niedergelassenen
Hochschulen, Forschungseinrichtungen, Industrieunternehmen (einschließlich kleiner und mittlerer Unterneh­
men) und Einzelpersonen oder Kombinationen von solchen offen. Die Vorhaben müssen grundsätzlich
grenzüberschreitend sein , und mindestens ein Partner muß in der Gemeinschaft niedergelassen sein .

Im Falle von Verträgen auf Kostenteilungsbasis beläuft sich der Beitrag der Gemeinschaft im allgemeinen auf
nicht mehr als 50% der Gesamtaufwendungen, doch kann dieser Prozentsatz je nach Art und Stadium der
Forschungen geändert werden. Gegebenenfalls kann die Gemeinschaft im Fall einer Beteiligung von Hochschu­
len und Forschungsstellen an Vorhaben im Rahmen dieser Teilprogramme bis zu 100% der zusätzlichen
Aufwendungen übernehmen.
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ANHANG C

FINANZVORSCHRIFTEN

1 . Gemäß der Entscheidung 89 /626 /EWG des Rates zur Annahme der Teilprogramme FOREST und
REWARD wird der zur Durchfuhrung dieser Teilprogramme erforderliche Beitrag auf 12 Millionen ECU
für FOREST und auf 6 Millionen ECU für REWARD veranschlagt.

2. Der finanzielle Beitrag Schwedens für seine Beteiligung an den Teilprogrammen wird auf 454 534 ECU für
FOREST und auf 227 267 ECU für REWARD veranschlagt und wird zusammen mit anderen etwaigen
Beiträgen von Drittländern gemäß Artikel 2 dieses Abkommens den obigen Beträgen zugeschlagen .

3 . Der Fälligkeitsplan für die Verpflichtungsermächtigungen der Teilprogramme FOREST und REWARD und
Schwedens Beitrag sind nachstehend festgelegt :

FOREST

(in ECU)

Mittelbindungen
der Gemeinschaft

1990 1991 1992 Insgesamt

Management- und Verwal­
tungstätigkeiten
Verträge

456 000

2 644 000

510 000

6 090 000

490 000

1 810 000

1 456 000

10 544 000

Insgesamt 3 100 000 6 600 000 2 300 000 12 000 000

Schwedens Beitrag l
Management- und Verwal­
tungstätigkeiten
Verträge

17 272

100 149

19 318

230 676

18 560

68 559

55 150

399 384

Insgesamt 117 421 249 994 87119 454 534

REWARD

(in ECU)

Mittelbindungen
der Gemeinschaft

1990 1991 1992 Insgesamt

Management- und Verwal­
tungstätigkeiten
Verträge

210 000

1 490 000

230 000

2 570 000

220 000

1 280 000

660 000

5 340 000

Insgesamt 1 700 000 2 800 000 1 500 000 6 000 000

Schwedens Beitrag

Management- und Verwal­
tungstätigkeiten
Verträge

7 954

56 438

8 712

97 346

8 333

48 484

24 999

202 268

Insgesamt 64 392 106 058 56 817 227267
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ANHANG D

VORSCHRIFTEN FÜR DIE FINANZIELLE DURCHFÜHRUNG

1 . In diesem Anhang sind die Vorschriften für den finanziellen Beitrag Schwedens gemäß Artikel 2 des
Abkommens festgelegt.

2 . Zu Beginn jedes Jahres oder immer dann , wenn sich durch eine Überarbeitung der Teilprogramme die für
die Durchfuhrung veranschlagten Mittel erhöhen, ruft die Kommission in Schweden die Mittel entsprechend
seinem Beitrag zu den Kosten des Abkommens ab .

Dieser Beitrag wird sowohl in Ecu als auch in schwedischer Währung ausgedrückt; die Zusammensetzung
des Ecu ist in der Verordnung (EWG) Nr. 3180 /78 des Rates ( J ) definiert . Der Wert des Beitrages in
schwedischer Währung wird am Tag des Abrufe festgelegt .

Schweden überweist seinen Beitrag zu den jährlichen Kosten im Rahmen des Abkommens jeweils zu Beginn
des Jahres, spätestens jedoch drei Monate, nachdem der Abruf ergangen ist. Bei verspäteter Überweisung
hat Schweden Zinsen zu zahlen , deren Satz gleich dem höchsten am Fälligkeitstag in den Mitgliedstaaten der
Gemeinschaft geltenden Diskontsatz ist. Der Zinssatz erhöht sich um 0,25% für jeden Verzugsmonat.

Der erhöhte Zinssatz wird auf den gesamten Verzugszeitraum angewendet. Dieser Zinssatz ist jedoch nur zu
entrichten, wenn der Beitrag mehr als drei Monate nach einem Mittelabruf der Kommission erfolgt.

Die Reisekosten, die den schwedischen Vertretern und Sachverständigen aus der Teilnahme an den Arbeiten
des Ausschusses gemäß Artikel 3 des Abkommens entstehen, werden von der Kommission in Übereinstim­
mung mit den geltenden Bestimmungen für die Vertreter und Sachverständigen der Mitgliedstaaten der
Gemeinschaft und insbesondere in Übereinstimmung mit dem Beschluß 84/338 /Euratom, EGKS , EWG des
Rates (2) erstattet.

3 . Die Mittel aus den Beiträgen Schwedens kommen den Teilprogrammen zugute und werden in den
Einnahmeansätzen des Gesamthaushaltsplans der Europäischen Gemeinschaften als Einnahmen im Sinne
des entsprechenden Einnahmepostens verbucht.

4 . Die Verwaltung der Mittel erfolgt nach der geltenden Haushaltsordnung für den Gesamthausaltsplan der
Europäischen Gemeinschaften.

5 . Nach Ablauf jeden Jahres wird ein Bericht über den Stand der Mittel für das Teilprogramm erstellt und
Schweden zur Unterrichtung übermittelt.

(!) ABl . Nr . L 379 vom 30. 12 . 1978 , S. 1 . Verordnung geändert durch die Verordnung (EWG ) Nr. 1971 /89 (ABl . Nr. L 189
vom 4. 7 . 1989 , S. 1 ).

( 2) ABl. Nr. L 177 vom 4. 7. 1984, S. 25 .
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